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sich an der Initiative „Künstler für den Frieden“ und stand mit Harry Bela-

fonte, Joseph Beuys, Franz-Josef Degenhardt, Maria Farantouri, Hanns 

Dieter Hüsch, Miriam Makeba, Udo Lindenberg, Hannes Wader und Kons-

tantin Wecker gemeinsam auf der Bühne. 1982 begleitete sie das Programm 

„O Deutschland bleiche Mutter“ von Hanne Hiob, der Tochter Bertolt 

Brechts. Vor allem aber gründete sie die Gruppe Siebenschön, die 1987 die 

LP „’s dremlen fejgl ojf di zwajgn / Vögel träumen auf den Zweigen“ mit Lie-

dern aus dem Widerstand veröffentlichte. Ab 1989 spielte sie gemeinsam 

mit ihrer Tochter Edna und ihrem Sohn Joram sowie zwei weiteren Musi-

kern in der Band Coincidence. Die Gruppe veröffentlichte 1995 die CD 

„Lider Fars Lebn – Lieder für das Leben“. Sie versammelt antifaschistische 

Lieder, jiddisches Liedgut, jüdische Volkslieder, Folksongs und Lieder aus 

der Friedensbewegung. 2007 nahm der Musiker Kutlu Yurtseven von der 

Kölner Hip-Hop-Gruppe Microphone Mafia Kontakt zu Esther Bejarano 

und Coincidence auf. Beide Seiten waren sich darin einig, dass der wach-

senden Anzahl von rechten Musikbands und der Verbreitung ihrer Musik 

unter Jugendlichen musikalisch etwas entgegensetzt werden müsse. Die 

Konzert mit Microphone Mafia in der Begegnungsstätte Lemwerder am 7. Februar 2018.
Foto: Gine Seitz, FZH-Archiv
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Kooperation funktionierte. 2009 erschien das gemeinsame Album „Per la 

Vita“, 2013 „La Vita Continua“. Die Musikerinnen und Musiker traten über 

Jahre in sehr vielen Konzerten zusammen auf.  

Esther Bejaranos Engagement beschränkte sich keineswegs auf den 

deutschsprachigen Raum. Mit ihren Begleitbands absolvierte sie Tourneen 

in den USA und nahm im Sommer 1987 und 1988 an dem alljährlichen 

Folkfestival in Vancouver in Kanada teil. Gastspiele in Italien, Frankreich 

und Schweden kamen im Laufe der Jahre hinzu. 2017 gastierte sie, 92-jäh-

rig, auf Einladung der „Agencia Cubana de Rap“ auf Kuba. 13 Bilder von die-

sem Aufenthalt sind in dem Dokumentarfilm „Wo der Himmel aufgeht“ von 

Thomas Kriele zu sehen. Im Nachlass findet sich eine Sammlung von Noten 

und Liedtexten, zu der auch klassische Kompositionen gehören, die sie seit 

ihrer Gesangsausbildung zur Koloratursopranistin begleiteten.

Zu Beginn der 1980er Jahre entstanden in der Bundesrepublik Ge-

schichtswerkstätten, die sich insbesondere um eine regionale Aufarbei-

tung der NS-Zeit „von unten“ bemühten. Die Lebensgeschichten von Wi-

derstandskämpfern und Opfern des Nationalsozialismus gehörten zu den 

zentralen Themen dieser Geschichtsvereine. Auch wurden die Zeitzeugin-

nen und Zeitzeugen in Schulen eingeladen, konnten sie doch ihre erlebte 

Geschichte Schülerinnen und Schülern in besonderer Weise authentisch 

vermitteln und dadurch die Möglichkeit einer Identifizierung und Sensi

bilisierung gegen rechte Entwicklungen schaffen. Esther Bejarano waren 

die Gespräche in den Schulen ein besonders wichtiges Anliegen. Sie war 

der Überzeugung, dass gerade junge Menschen gegen Einflüsse von rechts 

resistent gemacht werden müssen. Die beträchtliche Sammlung von Pres-

seausschnitten im Nachlass und die große Zahl von Briefen und Karten 

ganzer Schulklassen, einzelner Schülerinnen und Schüler oder Lehrkräfte 

legen ein beredtes Zeugnis über die Bedeutung ab, die diese Gespräche und 

die musikalischen Auftritte Esther Bejaranos hatten. 

1986 gehörte Esther Bejarano zu den Gründungsmitgliedern des Ausch-

witz Komitees in der Bundesrepublik und wurde dessen Vorsitzende. Der 

Verein engagiert sich gegen das Vergessen und für das Gedenken an die 

Opfer des Nationalsozialismus, initiiert regelmäßig Veranstaltungen zur 

Erinnerung an die Pogromnacht vom 9. November 

1938 und an die Befreiung des KZ Auschwitz am 27. 

Januar 1945. Er beteiligt sich überdies an den jährli-

chen Lesungen zur Erinnerung an die Bücherver-

brennungen vom Mai 1933. Esther Bejarano enga

13  Die Agencia Cubana de Rap ist 
eine von der kubanischen Regierung 
finanzierte kulturelle Einrichtung, 
die kubanische Hip-Hop-Künstler 
fördert.
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gierte sich darüber hinaus in verschiedenen Initiativen gegen die Dresd-

ner Bank und die IG Farben, nahm Stellung zur Errichtung eines Mahnmals 

zur Erinnerung an die Ermordung der europäischen Juden, zu Plänen der 

Hamburger Kulturbehörde zur Gestaltung des Lohseparks mit dem ehema-

ligen Hannoverschen Bahnhof und bezog Position zu den Überlegungen 

zum Wiederaufbau der Bornplatzsynagoge; sie setzte sich gegen die 

Abschiebung von Sinti und Roma und gegen die Vertreibung von Bettlern 

aus der Hamburger Innenstadt ein. Bis kurz vor ihrem Tod plädierte sie 

dafür, den 8. Mai als Tag der Befreiung vom Faschismus zum gesetzlichen 

Feiertag zu erheben. 14 In der Regel war sie es, die als Vorsitzende des Ausch-

witz Komitees einleitende Vorträge oder kurze Ansprachen hielt. Der Ar-

chivbestand enthält eine Anzahl von handschriftlichen Aufzeichnungen, 

die Esther Bejarano in Vorbereitung auf ihre Reden und Stellungnahmen 

angefertigt hat. 

Esther Bejarano wurde für ihr kultur- und ge-

sellschaftspolitisches Engagement vielfach gewür-

digt. Mehr als 25 namhafte Auszeichnungen, Ehren-

preise und Ehrenmitgliedschaften wurden ihr zu
14  FZH-Archiv, BA 006 (Bejarano, 
Esther), 85 u. 86.

Brief einer Schülerin aus der  
Marie-Kahle-Gesamtschule der Stadt 
Bonn, anonymisiert, o. D. FZH-Archiv
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gesprochen, von denen hier nur eine Auswahl genannt wird: 1994 erhielt 

sie anlässlich ihres 70. Geburtstages die Biermann-Ratjen-Medaille der 

Freien und Hansestadt Hamburg, 2004 die Carl-von-Ossietzky-Medaille 

der Internationalen Liga für Menschenrechte, 2008 den Verdienstorden der 

Bundesrepublik Deutschland, Verdienstkreuz I. Klasse, 2010 die Herbert-

Entwürfe für Ansprachen und Redebeiträge zu Konzerten und Veranstaltungen, o. D.  
FZH-Archiv

https://de.wikipedia.org/wiki/Biermann-Ratjen-Medaille
https://de.wikipedia.org/wiki/Carl-von-Ossietzky-Medaille
https://de.wikipedia.org/wiki/Internationale_Liga_f%C3%BCr_Menschenrechte_(Berlin)
https://de.wikipedia.org/wiki/Verdienstorden_der_Bundesrepublik_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Verdienstorden_der_Bundesrepublik_Deutschland
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Wehner-Medaille, 2012 den Clara-Zetkin-Frauenpreis und den Verdienstor-

den der Bundesrepublik Deutschland, Großes Bundesverdienstkreuz, 2014 

den Giesberts-Lewin-Preis der Kölnischen Gesellschaft für Christlich-Jüdi-

sche Zusammenarbeit. Im selben Jahr erfolgte die Ernennung zur Ehren-

bürgerin ihrer Geburtsstadt Saarlouis. 2019 wurde ihr die Hamburgische 

Ehrendenkmünze in Gold durch den Hamburger Senat verliehen. 2020 

folgte der Hermann-Maas-Preis, mit dem sie für ihren Einsatz gegen Ras-

sismus und Ausgrenzung sowie für ihr politisches Engagement geehrt 

wurde. Die mit diesen und weiteren Auszeichnungen verbundenen Objekte 

und Urkunden befinden sich fast vollständig im Nachlass. 15

Posthum sind Esther Bejarano bereits weitere Ehrungen durch Umbe-

nennungen von Straßen, Schulen und anderen Einrichtungen zuteilgewor-

den. Unter anderem wurden 2022 der Saal des kommunalen Kulturzent-

rums Stavenhagenhaus in Hamburg-Groß Borstel, wo sie viele Auftritte 

hatte, und der ehemalige Vorplatz der Synagoge in ihrer Geburtsstadt Saar-

louis nach ihr benannt.

Bedeutung und Inhalte des Nachlasses

Der Nachlass in der FZH belegt die Unverwechselbarkeit Esther Bejaranos: 

ihre antifaschistische Weltanschauung, ihr Auftreten als Künstlerin und 

das hohe Alter, in dem sie bis zuletzt politisch und musikalisch aktiv war. 

Diese Komponenten werden in ihrem Zusammenwirken abgebildet und 

machen den Nachlass für Forschungen zur Erinnerungskultur in diesem 

Land einzigartig.

Vor der Übernahme in die FZH waren die Materialien durch die Fami-

lie vorsortiert und in Kartons verpackt worden. Die Archivleiterin hatte je-

doch die Gelegenheit, sich an der Auswahl für das Archiv zu beteiligen. Im 

April 2024 erfolgte eine kleine Nachlieferung von Unterlagen, die vorüber-

gehend noch in den Händen der Familie waren. 

Der Nachlass umfasst amtliche Dokumente, Un-

terlagen zu finanziellen Angelegenheiten (etwa Wie-

dergutmachung, Honorarverträge), persönliche Ka-

lender und Adressbücher, Auszeichnungen und 

Ehrungen, Unterlagen zur Familie, darunter auch 

Fotoalben und Fotos, allgemeine und private Korre-

spondenz sowie Gratulationen und Danksagungen. 

15  Eine Ausnahme ist der 2014 
an Esther Bejarano verliehene 
Giesberts-Lewin-Preis der Kölni-
schen Gesellschaft für Christlich-
Jüdische Zusammenarbeit. Die 
Urkunde und der Preis, eine Skulp-
tur von Ansgar Nierhoff, befinden 
sich im Besitz von Kutlu Yurtseven.

https://de.wikipedia.org/wiki/Clara-Zetkin-Frauenpreis
https://de.wikipedia.org/wiki/Verdienstorden_der_Bundesrepublik_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Verdienstorden_der_Bundesrepublik_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_f%C3%BCr_Christlich-J%C3%BCdische_Zusammenarbeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_f%C3%BCr_Christlich-J%C3%BCdische_Zusammenarbeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Hamburgische_Ehrendenkm%C3%BCnze
https://de.wikipedia.org/wiki/Hermann-Maas-Medaille
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_f%C3%BCr_Christlich-J%C3%BCdische_Zusammenarbeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_f%C3%BCr_Christlich-J%C3%BCdische_Zusammenarbeit
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Weiter enthält die Ablieferung Materialien zur politischen Tätigkeit Esther 

Bejaranos in der VVN-BdA, im Auschwitz Komitee, in der Lagergemein-

schaft Ravensbrück / Freundeskreis e. V. und als Mitglied der DKP. Ein wei-

terer Bereich dokumentiert ihr Engagement als Zeitzeugin in Schulen, bei 

Gedenkveranstaltungen zur Erinnerung an die nationalsozialistische Ge-

waltherrschaft, ihre Lesungen, Konzerte und Tourneen zunächst gemein-

sam mit den Gruppen Siebenschön und Coincidence sowie zuletzt mit 

Microphone Mafia. Programme, Plakate, Fotos, Videos, DVDs, CDs und 

Tonkassetten veranschaulichen das öffentliche Wirken Esther Bejaranos 

und bereichern den Nachlass um einmaliges Bild- und Tonmaterial.

Esther Bejarano verfügte über eine beachtliche Sammlung von Noten 

und Liedtexten antifaschistischer Widerstandslieder sowie eine recht 

große Schallplattensammlung. Ihre Wohnung hatte sie mit Bildern und Ob-

jekten ausgestaltet, die teilweise in den Nachlass eingegangen sind. Darü-

ber hinaus sammelte sie Materialien zu verschiedenen Sachthemen wie 

Abrüstung/Frieden, Armut/Sozialpolitik und zu Jüdischem Leben / Israel. 

Außerdem sind Manuskripte vorhanden, die ihr von Dritten übergeben 

wurden. Schließlich gehört auch ein kleiner Teil ihrer 

privaten Bibliothek zum Bestand, zu dem nicht nur die 

Veröffentlichungen über sie, sondern auch Publikatio-

nen zu diversen, die Nachlasserin besonders interessie-

renden Themen zählen, Schwerpunkte sind hier Fa-

schismus, Krieg, Antisemitismus und Rassismus sowie 

Erinnerung und Gedenken. 16

16  Einen großen Teil der privaten 
Bibliothek übergaben die Erben dem 
Jugend- und Stadtteilhaus Tesch 
in Altona, in dem junge Menschen 
seit 2020 einen Ort zum Austausch, 
Gedenken und Erinnern schaffen. 
Dort entstand eine Esther Bejarano 
Gedenkbibliothek. Siehe https://
www.tesch-altona.de/2022/12/13/
hans-frankenthal-preis-fuer-die-
gedenkbibliothek/ [24.7.2024].

Veranstaltung „Erinnern an die 
Zukunft. Sie singt in a schnej“ 
in Stade am 29. Juni 2012.  
Foto: Jürgen Kotisa, FZH-Archiv

https://www.tesch-altona.de/2022/12/13/hans-frankenthal-preis-fuer-die-gedenkbibliothek/
https://www.tesch-altona.de/2022/12/13/hans-frankenthal-preis-fuer-die-gedenkbibliothek/
https://www.tesch-altona.de/2022/12/13/hans-frankenthal-preis-fuer-die-gedenkbibliothek/
https://www.tesch-altona.de/2022/12/13/hans-frankenthal-preis-fuer-die-gedenkbibliothek/
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Kladde mit Liedtexten und Entwürfen für Ansprachen, o. D. FZH-Archiv

Erschließung

Die archivische Bearbeitung des Nachlasses konnte 

mit Hilfe eines Werkvertrages, der von der Behörde 

für Kultur und Medien Hamburg finanziert wurde, 

zeitnah umgesetzt werden.

Für die Erschließung von Nachlässen gibt es 

Empfehlungen und Richtlinien, die teils stärker an 

bibliothekarische, teils stärker an archivische Be-

dürfnisse anknüpfen. 17 Grundlegend für die Archi-

vistik ist das Provenienzprinzip. Das bedeutet zum 

einen, dass Unterlagen, die von einer Person oder In-

stitution herrühren, beieinander zu lassen sind oder 

dass sie, umgekehrt, nicht aus verschiedenen Orten 

und Kontexten ihrer Entstehung entnommen und 

zusammengeführt werden. Zum anderen geht es da-

rum, die innere, vorarchivische Ordnung des Mate-

rials nach Möglichkeit zu bewahren. Diese Vorge-

hensweise berücksichtigt, dass nicht allein das 

17  1964 wurden die Ordnungs- und 
Verzeichnungsgrundsätze (OVG) der 
staatlichen Archivverwaltung der 
DDR herausgegeben, die erstmals 
auch Vorgaben zur Erschließung von 
Nachlässen machten. In der Bundes-
republik wurden 1982 die Regeln für 
die Erschließung von Nachlässen 
und Autographen (RNA) herausgege-
ben, die an die Erschließungsrichtli-
nien der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) anknüpften. Beide 
Regelwerke wurde seitdem weiter-
entwickelt, siehe der jüngst von der 
Staatlichen Archivverwaltung 
Baden-Württemberg veröffentlichte 
Entwurf der Richtlinien für die Titel-
aufnahme und Repertorisierung 
von Nachlässen, https://www.
landesarchiv-bw.de/sixcms/media.
php/120/47208/richtlinien_
nachlaesse.pdf [24.7.2024].

https://www.landesarchiv-bw.de/sixcms/media.php/120/47208/richtlinien_nachlaesse.pdf
https://www.landesarchiv-bw.de/sixcms/media.php/120/47208/richtlinien_nachlaesse.pdf
https://www.landesarchiv-bw.de/sixcms/media.php/120/47208/richtlinien_nachlaesse.pdf
https://www.landesarchiv-bw.de/sixcms/media.php/120/47208/richtlinien_nachlaesse.pdf
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historische Dokument, sondern auch die Art und Weise, wie bestimmte Do-

kumente abgelegt wurden und überliefert sind, für die spätere Erforschung 

und die Auswertung des Materials relevant ist.

Bei der Erschließung des Nachlasses von Esther Bejarano wurde ein 

Kompromiss zwischen der Wahrung des Provenienzprinzips und der Ord-

nung und Verzeichnung des Materials in Anlehnung an die Regeln für die 

Erschließung von Nachlässen und Autographen (RNA) gefunden. Soweit 

die Unterlagen von Esther Bejarano eine eigene Systematik und Ordnung 

erkennen ließen, wurden die Mappen, Ordner und Materialkonvolute so 

belassen. Lediglich lose und willkürlich zusammengefasste Unterlagen 

(Stapelablage) wurden nach Sachthemen neu sortiert. Hinzu kam in Map-

pen abgeliefertes Schriftgut, das offensichtlich aus früheren Zusammen-

hängen stammte und aus diesen für eine neue Zweckbestimmung entfernt 

worden war. Dieses wurde, soweit möglich, in den ursprünglichen Konnex 

zurückgeordnet. 

Die schriftliche Verzeichnung, also die Erfassung von Informationen 

zu Form und Inhalt der einzelnen Verzeichnungs- und späteren Bestellein-

heiten, erfolgte nach dem sogenannten Bär’schen Prinzip. Dabei wird das 

Archivgut in der Reihenfolge aufgenommen, in der es zufällig oder vorsor-

tiert in die Hände des Bearbeiters / der Bearbeiterin gelangt. 18 Die signier-

ten Verzeichnungseinheiten können somit entweder bereits während der 

Erschließung oder im Nachgang einem Klassifikationsschema, das einen 

Archivbestand in bestimmte Systematikgruppen untergliedert, zugewie-

sen werden. Es besteht also die Möglichkeit, die systematische Gliederung 

noch zu aktualisieren, wenn sich dies im Arbeitsprozess bei der genauen 

Begutachtung des Materials als notwendig erweist. 

Die jeweilige Erschließungstiefe richtete sich nach der Relevanz der 

Unterlagen. Handschriftliche Entwürfe Esther Bejaranos für ihre Reden bei 

Gedenkveranstaltungen beispielsweise hatten eine höhere Priorität und 

wurden inhaltlich tiefer erschlossen als Zeitungsartikel, die nun lediglich 

nach Dekaden geordnet sind. Die Erschließung wurde mit der Archivie-

rungssoftware ACTApro vorgenommen, die seit 2020 in der FZH für die da-

tenbankgestützte Erfassung von Archivgut verwendet wird.

Alle Unterlagen wurden von Plastikfolien und Metallteilen befreit und 

in säurefreie Mappen und Archivboxen verpackt, um eine langfristige 

Bestandserhaltung zu gewährleisten. Der Nachlass 

belegt ca. zwölf laufende Regalmeter. 18  Benannt nach dem Danziger 
Archivar Max Bär (1855 – 1928). 
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Benutzung

Der Nachlass ging als Schenkung in den Besitz der FZH über. Gesetzlich 

garantiert ist eine zehnjährige Sperrfrist persönlicher Unterlagen nach 

dem Tod eines Nachlassers / einer Nachlasserin. In diesem Fall gab die Fa-

milie Bejarano jedoch sämtliche Unterlagen zur sofortigen Benutzung frei. 

Außerdem übertrug sie der FZH die Verwertungsrechte an den durch das 

Urheberrecht geschützten Werken. Da Esther Bejarano ihren Ausdruck vor 

allem in der Musik, im Gesang und im mündlichen Gespräch als Zeitzeu-

gin fand, sind davon vergleichsweise wenige schriftliche Zeugnisse betrof-

fen, wie Entwürfe für Reden und Ansprachen zu Gedenkfeiern sowie einige 

Noten. Tagebücher oder umfangreichere autobiografische Schriften sind 

nicht von ihr überliefert. Gleichwohl enthält der Nachlass Texte von drit-

ten Personen, die Esther Bejarano zugeschickt wurden und die selbstver-

ständlich von dieser Vereinbarung ausgenommen sind. Hier liegen die 

Rechte bei den jeweiligen Autorinnen und Autoren.

Während die Zahl schriftlicher Werke im Sinne des Urheberrechtes 

überschaubar ist, machen Fotos einen ungleich größeren Anteil des Nach-

lasses aus. Nur wenige stammen von professionellen Fotografen (und da-

mit eindeutig identifizierbaren Rechteinhabern). Die meisten Bilder, Hun-

derte an der Zahl, sind privaten Ursprungs, aus dem Familien- und 

Freundeskreis, oder von verschiedensten Veranstaltungen und Auftritten. 

Es war im Rahmen des Erschließungsprojektes nicht möglich, alle Urhe-

berrechte nachzuweisen.

In diesem Zusammenhang ist eine weitere Schwierigkeit anzuspre-

chen, die die abgebildeten Personen und ihr Recht am eigenen Bild betrifft. 

Das Kunsturhebergesetz verbietet die Veröffentlichung von Foto- und 

Filmaufnahmen von Personen ohne deren Zustimmung. Während sich Per-

sonen des öffentlichen Lebens leicht identifizieren lassen, ist es beispiels-

weise bei Aufnahmen von Schülergruppen kaum möglich, alle Einzelper-

sonen zu bestimmen. Eine Klärung, wie das umfangreiche Bildmaterial 

verwendet werden kann, wird im Einzelfall erfolgen.

Von diesen Spezialfragen abgesehen, ist der Nachlass vollständig be-

nutzbar. Es gilt die Benutzungsordnung des Archivs der FZH, die sich am 

Hamburgischen Archivgesetz orientiert.
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Ausblick 

Esther Bejarano zählte zu den letzten hochbetagten Überlebenden des 

Holocaust. Ihre Lebensgeschichte hat sie in der autorisierten Biografie „Er-

innerungen“ von 2013 niedergelegt. Darüber hinaus gibt es zahlreiche wei-

tere Veröffentlichungen, in denen über ihre Geschichte berichtet wird. Die 

Darstellungen basieren zumeist auf Interviews, die die jeweiligen Autorin-

nen und Autoren mit ihr geführt haben. Esther Bejarano ist mit ihrer Le-

bensgeschichte immer sehr offen umgegangen. Im Großen und Ganzen 

birgt der Nachlass deshalb kaum gänzlich unbekannte biografische Infor-

mationen. 

Dennoch eröffnen der Umfang und die Bandbreite der Nachlassunter-

lagen Perspektiven für die interessierte Öffentlichkeit und die Forschung. 

Dies betrifft vor allem Fragen, die sich mit der Bedeutung von Zeitzeugin-

nen und Zeitzeugen für die auf die Verbrechen des Nationalsozialismus 

ausgerichtete Erinnerungskultur in Deutschland auseinandersetzen. 19

Sybille Baumbach, Historikerin und Archivarin, 
ist die Bearbeiterin des Nachlasses und seit 
Juli 2024 Mitarbeiterin im Archiv der Forschungs-
stelle für Zeitgeschichte in Hamburg (FZH).

Kirsten Schaper ist die Leiterin des Archivs 
der Forschungsstelle für Zeitgeschichte in 
Hamburg (FZH). 

19  Siehe jüngst Benet Lehmann, 
Überleben, um zu erinnern. Der 
lange Weg der Esther Bejarano, in: 
Blätter für deutsche und internatio-
nale Politik 69 (2022), 2, S. 109 – 120. 
Die Biografie „Esthers Spuren. Die 
Geschichte der Shoah-Überlebenden 
Esther Bejarano und der Kampf ge-
gen Rechtsextremismus“ von Benet 
Lehmann wird im Herbst 2024 im 
Wallstein Verlag erscheinen. 
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Einleitung

■  Zwischen 1992 und 2003 wurden in Hamburg 17 Straßen und Plätze so-

wie drei Jugendeinrichtungen nach den „Kindern vom Bullenhuser Damm“ 

benannt. Dies waren 20 jüdische Kinder, an denen der Arzt Kurt Heißmeyer 

im KZ Neuengamme während des Nationalsozialismus Menschenversuche 

zu Tuberkulose durchgeführt hatte. Am 20. April 1945 wurden sie im Keller 

der damals von der SS zu einem Außenlager des KZ Neuengamme umfunk-

tionierten Schule am Bullenhuser Damm ermordet, um die Spuren der an 

ihnen begangenen Verbrechen zu verwischen. Dieses Verbrechen wurde ei-

ner breiten Öffentlichkeit 1979 durch die Recherchen des Stern-Journalis-

ten Günther Schwarberg und der Rechtsanwältin Barbara Hüsing bekannt. 

Zusammen mit Angehörigen der Opfer stritten sie 

für ein öffentliches Gedenken an die Kinder. 1 Dazu 

gehörten auch die Forderungen nach Benennungen 

zunächst einer „Straße der Opfer von Neuengamme“, 

dann eines „Platzes der Kinder vom Bullenhuser 

SEBASTIAN JUSTKE

Straßennamen als 
Erinnerungsorte deutsch-
jüdischer Geschichte 
in Hamburg? 
Von der „Arisierung“ 
zum Gedenken

1  Vgl. KZ-Gedenkstätte Neuen-
gamme (Hrsg.), Die Gedenkstätte 
Bullenhuser Damm. Geschichte 
des Ortes, der Opfer und der Erin
nerung, Hamburg 2011.
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2  Vgl. Bezirksamt Bergedorf an 
Amt für Bezirksangelegenheiten, 
23.7.1979, Bezirksamt Hamburg 
Mitte an Amt für Bezirksangelegen-
heiten, 11.6.1980, StAHH 441-2_601.

3  Vgl. Staatsarchiv Hamburg an 
Amt für Bezirksangelegenheiten, 
15.5.1979, StAHH 441-2_601.

4  Vgl. Amt für Bezirksangelegen
heiten an Bezirksamt Bergedorf, 
13.9.1979, StAHH 441-2_601.

5  Vgl. Drucksache 1239.1/XII für 
die Sitzung des Ortsausschusses 
Lokstedt, 13.5.1991, StAHH 441-2_601.

6  Marco Carini, „Warum erst nach 
50 Jahren?“, taz vom 21.4.1995, online 
unter https://taz.de/!1442500/ 
[30.8.2024]. 

7  Rainer Pöppinghege, Wege des Er-
innerns. Was Straßennamen über 
das deutsche Geschichtsbewusstsein 
aussagen, Münster 2007, S. 21.

Damm“, die jedoch an den zuständigen Bezirksversammlungen in Berge-

dorf und Hamburg-Mitte scheiterten. 2 Die vorgeschlagenen Namen wur-

den als „zu lang und schwerfällig“ betrachtet, außerdem gab es Einwände 

gegen die damit verbundene Funktion des Gedenkens. Schließlich gebe 

es in Neuengamme „bereits ein eindrucksvolles und weithin bekanntes 

Mahnmal an die schrecklichen Ereignisse jener Zeit“, dessen Wirkung 

durch die Benennung einer Straße nicht verstärkt werden könne. 3 Die Idee, 

stattdessen eine Straße nach einem der ermordeten Kinder zu benennen, 

wurden schon 1980 diskutiert. 4 Aber erst gut zehn Jahre später kam wieder 

Bewegung in die Sache. Auf Antrag der SPD und der Grünen Alternativen 

Liste beschloss der Ortsausschuss Lokstedt im Frühjahr 1991, zunächst 

zehn Straßen im Neubaugebiet Schnelsen-Burgwedel nach den Kindern 

vom Bullenhuser Damm zu benennen. Der Ausschuss begründete die Ent-

scheidung mit dem Wunsch nach Gedenken und Erinnerung. Gleichzeitig 

sollten die Benennungen Bürgerinnen und Bürger dazu ermuntern, sich 

mit der Geschichte des Nationalsozialismus in Hamburg auseinanderzu-

setzen und „aus ihr zu lernen“. 5 Die Einweihung der ersten drei Straßen 

fand im April 1992 statt. In den folgenden Jahren wurden weitere Straßen 

nach den Kindern vom Bullenhuser Damm benannt. 

Bei einer Einweihungsfeier im April 1995 äußerte die 

Cousine der ermordeten Riwka Herszberg leise Kri-

tik und fragte, warum dieser Schritt erst 50 Jahre 

nach Kriegsende erfolge. 6 

Tatsächlich wäre es noch einige Jahre zuvor 

kaum denkbar gewesen, Straßen ausschließlich des-

wegen nach Personen zu benennen, um an sie als 

Opfer nationalsozialistischer Verbrechen zu erin-

nern. Heute hingegen tragen zahlreiche Straßen in 

Hamburg Namen von Jüdinnen und Juden, um an 

sie in erster Linie als Verfolgte der nationalsozia

listischen Herrschaft öffentlich zu erinnern. Nach 

Jüdinnen und Juden benannte Straßen gibt es in 

Hamburg jedoch nicht erst seit dem späten 20. Jahr

hundert. Ihre Geschichte ist so alt wie die seit dem 

19. Jahrhundert übliche Praxis, Straßen nach Perso-

nen zu benennen. 7 Freilich stand bei diesen Benen-

nungen nicht die Erinnerung an eine Verfolgungs-

geschichte im Vordergrund und in der Regel auch 

https://taz.de/!1442500/
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nicht das Jüdischsein der Namensgebenden als Selbst- oder Fremdzu-

schreibung. Vielmehr wurden sie für ihre Verdienste um die Stadt Ham-

burg als Politiker, Künstler, Wissenschaftler oder Unternehmer mit einer 

Straßenbenennung geehrt. Eine Problematisierung und Politisierung von 

Straßennamen, deren Namensgeber jüdisch waren oder die durch die an-

tisemitische NS-Rassenideologie als solche markiert wurden, begann erst 

mit der Machtübergabe an die Nationalsozialisten. 

Hier setzt der vorliegende Beitrag ein, der die wechselhafte Geschichte 

sogenannter jüdischer Straßennamen in Hamburg von 1933 bis in die 

1990er Jahre nachzeichnet. Zwei Thesen leiten den Beitrag: Zum einen re-

präsentiert der sich verändernde Umgang mit jüdischen Straßennamen im 

letzten Drittel des 20. Jahrhunderts einen signifikanten Funktionswandel 

von nach Personen benannten Straßen. Eine solche Benennung hatte bis 

dahin eine primär ehrende Funktion und sollte individuelle Verdienste für 

die Stadt und das Allgemeinwohl hervorheben. Dies änderte sich mit der 

Benennung von Straßen nach Personen, die Opfer nationalsozialistischer 

„3 neue Straßen für die vergessenen Kinder“. Hamburger Morgenpost, 21.4.1993
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Verfolgung und Verbrechen waren. Straßennamen erhielten damit eine pri-

mär gedenkende, mahnende und erinnernde Funktion. Zum anderen, so 

die zweite These, wurde die Praxis der Benennung von Straßen im gesam-

ten Untersuchungszeitraum und damit über den Systemwechsel hinweg 

durch Interventionen von Bürgerinnen und Bürgern mitbestimmt. Stra-

ßenbenennungen offenbaren dabei ein Wechselspiel zwischen „unten“ und 

„oben“ über den Wandel politischer Systeme hinweg.

Dass Straßennamen „Geschichten erzählen“ und nicht nur eine geogra-

fisch-räumliche, sondern auch eine erinnerungskulturelle Orientierungs-

funktion in einer Stadt haben, ist ein Allgemeinplatz. Allerdings ist dieses 

„Gedächtnis der Stadt“ 8 keineswegs vollständig. 

Dies zeigt sich insbesondere bei nach Personen be-

nannten Straßen. Die Benennung nach einer Person 

gilt gemeinhin als Ehrung. Ehrungen und ihre Be-

gründungen sind jedoch immer zeitgebunden. Sich 

8  Vgl. Rita Bake, Ein Gedächtnis der 
Stadt. Nach Frauen und Männern 
benannte Straßen, Plätze, Brücken 
in Hamburg. Bd. 1. Überblick und 
Analyse, Hamburg 2015.

„Jüdische“ Straßennamen im Grieben-Stadtplan von 1933.  
Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg
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wandelnde Geschichtsbilder und neue Forschungen können dazu führen, 

dass das Handeln der geehrten Personen in der Vergangenheit kritisch be-

trachtet wird und sich Menschen in der Gegenwart in ihren Werten und Ge-

fühlen verletzt fühlen. Deutlich wird dies bei den häufig kontroversen Dis-

kussionen um sogenannte NS- und kolonial belastete Straßennamen. 

Straßen können zu umkämpften Erinnerungsorten werden, die mit unter-

schiedlichen Deutungen von Geschichte belegt sind.

Straßennamen werden damit zu geschichtspolitischen und erinne-

rungskulturellen Verhandlungsräumen, in denen sich verschiedene, min-

destens aber drei historische Zeitschichten überlagern. Erstens ist dies die 

Zeit, in der zum Beispiel eine Person, nach der eine Straße benannt ist, ge-

lebt hat. Darüber liegt als zweite Zeitschicht der Zeitraum der Benennung, 

in dem ein Straßenname diskutiert und beschlossen, schließlich das Stra-

ßenschild angebracht und der Name in Stadtpläne und Adressbücher ein-

getragen wurde. Die dritte Zeitschicht reicht, wenn die Straße nicht umbe-

nannt wird, bis an die Gegenwart heran. Dies ist grundsätzlich die Zeit, in 

der ein Straßenname als öffentliches Straßenschild für jede Person sicht-

bar ist. Auf der zweiten und dritten historischen Ebene können Debatten 

um Straßen und ihre Namensgeber:innen ausbrechen, die immer durch 

zeitgenössische kultur- und gesellschaftspolitische Kontexte geprägt sind. 

Dies wird auch am Beispiel des Gedenkens an die Kinder vom Bullen-

huser Damm deutlich. In einer Rede am 20. April 1993 ging Hamburgs Ers-

ter Bürgermeister Henning Voscherau auf die Gedenkstätte Bullenhuser 

Damm als einen Ort ein, der auch zum Umgang mit der eigenen Geschichte 

und „mit rechtsradikalen Gewalttätern heute“ anregen solle. Die 17 Stra-

ßen, die zu diesem Zeitpunkt nach den Kindern vom Bullenhuser Damm 

benannt waren, sollten nach Voscheraus Wunsch „stören“ und „verstören“ 

und dabei helfen, sich eine lange Zeit vergessene Geschichte zu vergegen-

wärtigen, damit der Grundkonsens des „Nie wieder“ erhalten bleibe. 9 Die 

rechte Gewalt, die das wiedervereinigte Deutschland der frühen 1990er 

Jahre prägte, bildet den zeitspezifischen Hintergrund der Rede Vosche-

raus. Benennungen und Umbenennungen von Straßen können hochgradig 

symbolpolitische Akte sein und einen geschichtspolitischen und erinne-

rungskulturellen Impetus haben. Wie im Folgenden gezeigt wird, gilt dies 

in besonderer Weise für Straßennamen, die einen 

Bezug zur deutsch-jüdischen Geschichte haben. De-

ren Geschichte ist eng mit der Geschichte der Nazi-

fizierung des Stadtraums nach der Machtübergabe 

9  Vgl. Pressemitteilung der Staat
lichen Pressestelle der Freien und 
Hansestadt Hamburg, 20.4.1993, 
StAHH 441-2_601.
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1933, mit der Geschichte der Denazifizierung nach 1945 sowie mit der „zwei-

ten Geschichte“ des Nationalsozialismus verbunden. 10 Hierbei stellt sich 

die Frage, wessen Perspektiven und welche Geschichten in den unter-

schiedlichen Zeitschichten verhandelt wurden und welche städtischen Ak-

teure mit welchen Interessen daran beteiligt waren. Wer zeigte sich dafür 

verantwortlich, Straßen nach Jüdinnen und Juden zu benennen oder um-

zubenennen? Was war die Intention dabei und welcher Teil der deutsch-

jüdischen Geschichte Hamburgs wurde damit wann und wie erzählt und 

welcher nicht?

Untersucht wird die Zeit von 1933 bis in die 1990er Jahre. Für diese Zeit 

lassen sich vier Phasen des Umgangs mit „jüdischen Straßennamen“ in 

Hamburg identifizieren, die den Beitrag gliedern. Wenn im Folgenden von 

„jüdischen“ Straßennamen die Rede ist, so sind die Namen von Straßen ge-

meint, die nach Jüdinnen und Juden benannt sind beziehungsweise nach 

Menschen, die nach der antisemitischen und rassistischen Ideologie des 

Nationalsozialismus als Jüdinnen und Juden galten. Die Zeit nationalsozi-

alistischer Herrschaft in Hamburg markiert die erste Phase, wobei die 

Jahre zwischen 1933 und 1938, in denen „jüdische Straßennamen“ aus dem 

Stadtbild entfernt wurden, hierbei den Schwerpunkt bilden. In der unmit-

telbaren Nachkriegszeit bis 1947, der zweiten hier betrachteten Phase, er-

folgten einzelne Rückbenennungen von Straßen. Es ist zu fragen, inwie-

weit sich diese Rückbenennungen in die zeitgenössische Beschäftigung 

mit den nationalsozialistischen Verbrechen und frühen Versuche einer 

Wiedergutmachung einordnen lassen. Eine dritte Phase markiert die Zeit 

ab den späten 1950er und in den 1960er Jahren, in denen einige neue Stra-

ßen nach jüdischen Hamburgern (und einer Hamburgerin) benannt wur-

den. Die vierte Phase umfasst die erinnerungskulturelle Wende der 1970er 

und 1980er Jahre sowie deren Auswirkungen auf die Be- und Umbenen-

nung von Straßen in Hamburg.

10  Vgl. Marcus Weidner, Neue Na-
men für die „Neue Zeit“. Straßenbe-
nennungen in Westfalen und Lippe 
im Nationalsozialismus und in der 
Nachkriegszeit 2016, in: Dietmar 
von Reeken / Malte Thießen (Hrsg.), 
Ehrregime. Akteure, Praktiken und 
Medien lokaler Ehrungen in der Mo-
derne, Göttingen 2016, S. 175 – 200, 
hier S. 175. 
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„Arisierung“ von Straßennamen. 1933 – 1938

Am 28. April 1937 wies Reichsstatthalter Karl Kaufmann die Hamburger 

Verwaltung an, Vorschläge für die Änderung mehrfach vorhandener Stra-

ßennamen auszuarbeiten. Den Anlass dafür bildete die anstehende Ge-

bietserweiterung im Zuge des Groß-Hamburg-Gesetzes. Die Eingliederung 

zuvor eigenständiger Städte wie Harburg-Wilhelmsburg, Altona sowie 

Wandsbek und von Gemeinden aus einzelnen Landkreisen in die neue 

Hamburger Einheitsgemeinde brachte es mit sich, dass etliche Straßenna-

men nun mehrfach vergeben waren. Dem Direktor des Staatsarchivs Hein-

rich Reincke ging Kaufmanns Auftrag jedoch nicht weit genug. Er regte an, 

die anstehende Aufgabe „zugleich beiläufig zu weiteren schon seit langem 

erwünschten Bereinigungen im Bestande“ zu nutzen. Gemeint war die 

„Beseitigung“ der „restlichen jüdischen“ und der „letzten marxistischen 

Straßennamen“. 11

Es war erklärtes Ziel des NS-Regimes, alle Spuren jüdischen Lebens 

aus dem öffentlichen Leben zu entfernen. Das betraf auch Straßennamen. 

Deren grundsätzlichen propagandistischen Wert erkannte das Regime 

früh, was sich nicht zuletzt in der massenhaften Benennung von Straßen 

und Plätzen nach Adolf Hitler und anderen prominenten NSDAP-Mitglie-

dern in der Frühphase ihrer Herrschaft niederschlug. Die Benennung von 

Verkehrsflächen stellte für die neuen Machthaber eine Möglichkeit dar, 

ihre Vorstellungen von Geschichte und Identität in der Öffentlichkeit zu 

verbreiten. Dafür benötigten sie jedoch das Wissen und die Unterstützung 

der Verwaltungsstellen, die mit der Thematik befasst waren. In Hamburg 

waren dies die Bauverwaltung beziehungsweise die Behörde für Technik 

und Arbeit, das Statistische Landesamt und das Staatsarchiv. Dies waren 

die Behörden, welche mit der Benennung von Verkehrsflächen betraut wa-

ren und entsprechende Vorlagen vorbereiteten, die vom Hamburger Senat 

als der entscheidenden Instanz beschlossen wurden.

Nach der Machtübergabe an die Nationalsozialisten zog die Senats-

kanzlei, die ab November 1933 als Staatsamt firmierte, die Federführung 

an sich. Geleitet wurde das Staatsamt von Georg 

Ahrens, der rechten Hand von Reichsstatthalter Karl 

Kaufmann. Offiziell diskutierte der Senat alle Be-

nennungen und Umbenennungen von Straßen im 

Plenum, „bei denen die beabsichtige Namengebung 

auf eine Ehrung irgendwelcher Art herauslaufe“. 12 

11   Vgl. Heinrich Reincke, Betr. Berei-
nigung der Straßennamen, ohne 
Datum, vermutlich Anfang Mai 1937, 
StAHH 133-1_1700.

12  Vgl. Aktenvermerk 6.2.1936, 
StAHH 131-4, 1934 A77, Bd. I.
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Der Regierende Bürgermeister oder der Staatssekretär trafen die Entschei-

dungen formal bis 1936. Karl Kaufmann behielt sich aber vor, in wichtigen 

Fällen die letzte Entscheidung zu treffen. Nach der erneuten Umstrukturie-

rung der Hamburger Verwaltung im September 1936 entschied dann stets 

allein der Reichsstatthalter. 13

Erste politisch motivierte Benennungen und Umbenennungen er

folgten unmittelbar nach der Machtübergabe. Dabei ging es den neuen 

Machthabern zum einen darum, repräsentative Straßenzüge und Plätze 

nach den Führern und sogenannten Märtyrern der nationalsozialisti-

schen Bewegung zu benennen. Zum anderen sollten die Namen bekannter 

SPD-, KPD- und Gewerkschaftsmitglieder, welche unter der Bezeichnung 

„Marxisten“ subsumiert wurden, von den Straßenschildern verschwinden. 

Als Stichtag bestimmte der Hamburger Senat den 5. März 1934. Die Aus-

wahl des ersten Jahrestags der Machtübergabe 

unterstrich die symbolpolitische Bedeutung der 

Umbenennungsaktion. 14 Die nationalsozialistische 

Umbenennungspolitik stieß in der Hamburger Ver

waltung auf keinerlei Widerstand. Im Gegenteil 

zeigte sich etwa der Direktor des Staatsarchivs Ham-

burg Heinrich Reincke im Juni 1933 offen gegenüber 

einem Vorschlag der Landherrenschaft Farmsen-

Berne, Straßen „nach den toten Helden der natio

nalsozialistischen Bewegung“ sowie nach Hermann 

Göring und Joseph Goebbels umzubenennen. 15

1933 erfolgten auch die ersten Umbenennungen 

von Straßen in Hamburg, die ursprünglich nach jü-

dischen beziehungsweise als „jüdisch“ markierten 

Menschen benannt waren. Heinrich Heine und Emil 

Hirschfeld, nach denen eine Straße bzw. ein Platz 

benannt waren, mussten den von der nationalsozia-

listischen Propaganda zu „Märtyrern der Bewegung“ 

idealisierten Dietrich Eckart und Horst Wessel wei-

chen. 16 Das mit der Umbenennung ein Stück jüdi-

sche Geschichte aus dem Stadtbild getilgt wurde, 

war kein Zufall, sollte aber vor dem Hintergrund der 

ersten Phase nationalsozialistischer Herrschaft 

nicht als das primäre Ziel dieser Aktion interpretiert 

werden. Eines der wichtigsten Ziele der Nationalso-

13  Vgl. Uwe Lohalm, „Modell Ham-
burg“. Vom Stadtstaat zum Reichs-
gau, in: Forschungsstelle für Zeitge-
schichte in Hamburg (Hrsg.), Ham-
burg im „Dritten Reich“, Hamburg 
2005, S. 122 – 153, hier, S. 125; Der 
Reichsstatthalter in Hamburg, An-
ordnung über Straßenbenennungen, 
1.6.1938, StAHH 131-4_1934 A77, Bd. 1.

14  Vgl. Abschrift eines Auszugs aus 
dem Protokolle des Senats, 29.1.1934, 
StAHH 133-1 II_9. Abschrift des 
Senatsbeschlusses vom 28.2.1934, 
StAHH 133-1 II_9.

15  Die Landherrenschaft konnte zu 
diesem Zeitpunkt ohne Beteiligung 
der Behörde für Technik und Arbeit 
Straßenumbenennungen im Land
gebiet vornehmen. Vgl. StAHH 131-4, 
1934 A 77, Bd. I.

16  Vgl. Abschlussbericht der Kom-
mission zum Umgang mit NS-belas-
teten Straßennamen in Hamburg, 
Hamburg 2022, S. 33, online unter 
https://www.hamburg.de/resource/
blob/113960/c3f87dcaa1b971beaa 
cba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-
verkehrsflaechen-empfehlungen-
kommission-ns-belastete-strassen-
namen-data.pdf [30.8.2024].

https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/113960/c3f87dcaa1b971beaacba22c736c5a32/d-st-ueber-uns-verkehrsflaechen-empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen-data.pdf
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zialisten in dieser Zeit war es, die eigene Macht zu stabilisieren und die 

politische Opposition auszuschalten. Dies schlug sich bei den Straßenna-

men reichsweit in der Benennung nach prominenten Mitgliedern der 

NSDAP und der Tilgung sogenannter marxistischer Straßennamen nieder. 

Ob „jüdische“ Straßennamen grundsätzlich aus dem Hamburger Stadtbild 

entfernt werden sollten, war in der Frühphase der nationalsozialistischen 

Diktatur eine noch offene Frage des Senats. Dessen ungeachtet wurde das 

Staatsarchiv vorsorglich mit der Aufgabe betraut, eine Liste mit allen Stra-

ßen zu erstellen, „die einwandfrei jüdische Straßennamen“ trugen. 17 Es 

legte am 25. Oktober 1934 eine entsprechende Zusammenstellung mit mehr 

als 30 infrage kommenden Verkehrsflächen vor. 18 Wie gründlich die Mitar-

beiter im Staatsarchiv hierbei vorgingen, veranschaulicht zum einen die 

Erwähnung einer Gruppe von Straßennamen, die für Außenstehende ohne 

Kenntnis ihres spezifischen Hintergrunds nicht als „jüdisch“ zu erkennen 

waren. Dabei handelte es sich um die Löwenstraße in Eppendorf sowie die 

Sophienallee, die Eduardstraße und die Paulinenallee in Eimsbüttel. Diese 

Straßenzüge waren zwischen 1860 und 1880 entstanden und auf Antrag 

des Grundeigentümers Samuel Ephraim nach den Vornamen seiner engs-

ten Angehörigen benannt worden. Die Gründlichkeit dokumentiert zum 

anderen auch der Umstand, dass sich die Liste als weitgehend vollständig 

erwies und in den kommenden Jahren nur geringfügig angepasst werden 

musste. Bei der Überprüfung der Straßennamen auf einen möglichen 

„jüdischen“ Ursprung konnte das Staatsarchiv auf umfangreiche Quellen 

wie Kirchenbücher zurückgreifen, die auch für die 

Erstellung sogenannter „Ariernachweise“ durch das 

Staatsarchiv verwendet wurden. 19 

Im April 1935 wies der Regierende Bürgermeis-

ter die Verwaltung an, Vorschläge zu unterbreiten, 

um „grundsätzlich alle Straßennamen [zu] beseiti-

gen, an denen in der Öffentlichkeit wegen der Na-

mensträger Anstoß genommen werden“ könne, 

„insbesondere also die jüdischen Namen“. 20 Hein-

rich Reincke ergänzte die ein halbes Jahr zuvor im 

Staatsarchiv erstellte Liste und machte entspre-

chende Vorschläge, wie „marxistische“ und „jüdi-

sche“ Straßen in Zukunft heißen könnten. 21 Der 

Einsatz des Archivdirektors veranschaulicht bei-

spielhaft die Funktionsweise der „Zustimmungs

17  Vgl. Behörde für Technik und 
Arbeit an das Staatsarchiv Hamburg, 
19.10.1934, StAHH 133-1_1686.

18  Vgl. Heinrich Reincke an die 
Behörde für Technik und Arbeit, 
25.10.1934, StAHH 133-1_1710.

19  Vgl. Sarah Schmidt, Das Staats
archiv Hamburg im Nationalsozialis-
mus, Hamburg 2016, S. 69.

20  Behörde für Technik und Arbeit 
an das Staatsarchiv Hamburg, 
18.4.1935, StAHH 133-1_1686.

21  Vgl. Heinrich Reincke an die 
Behörde für Technik und Arbeit, 
3.5.1935, StAHH 133-1_1686.
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diktatur“ 22 und wie Teile der gesellschaftlichen Eliten in ihren jeweiligen 

Kompetenzbereichen dem „Führer“ in Erwartung kommender Aufgaben 

„entgegenarbeiteten“. 23 

Denn die tatsächliche Anordnung zur reichsweiten „Beseitigung“ aller 

„jüdischen“ Straßennamen erging erst am 3. August 1938 auf Erlass von 

Reichsinnenminister Wilhelm Frick. Dieser Schritt erfolgte vor dem Hin-

tergrund des zunehmenden Drucks zur Ausgrenzung und Verfolgung von 

Jüdinnen und Juden, der sich in den Pogromen im November 1938 entlud.

In Hamburg waren bereits vor diesem Erlass weitere „jüdische“ Stra-

ßen wie der Ballinkai, die Carl-Cohn-Straße und der Wolffsonweg umbe-

nannt worden. 24 Dass diese Straßen in der Frühphase nationalsozialisti-

scher Herrschaft in den Fokus der Machthaber gerieten, ist auch auf die 

Initiative vom Bürgerinnen und Bürgern zurückzuführen. Für die Zeit na-

tionalsozialistischer Herrschaft lassen sich solche Umbenennungsinitiati-

ven „von unten“ anhand mehrerer Beispiele nachweisen. Hingegen sind In-

itiativen, die sich gegen die Umbenennung einer „jüdischen“ Straße 

gewandt hätten, nicht überliefert. Die Börnestraße und der Ballinkai gehör-

ten beispielsweise zu den Straßen, die bereits in den ersten Jahren der na-

tionalsozialistischen Herrschaft in der Öffentlichkeit einen „besonders 

häufenden Anstoß“ erregten. 25 Zumindest erreichten den Hamburger 

Senat und die Hamburger Verwaltung verschiedent-

lich Wünsche aus der Bevölkerung nach einer Um-

benennung. Im November 1935 echauffierte sich ein 

Anwohner der Börnestraße in Hamburg-Eilbek, es 

sei „besonders unangenehm […] für die Bewohner 

seit der Machtübernahme fortwährend, nicht nur 

aus Hamburg, sondern auch von auswärts auf den 

Juden Börne aufmerksam gemacht zu werden“. 

Denn bei „der Anerkennung, die die nationalsozia-

listische Bewegung den deutschen Dichtern Schiller 

und Goethe“ entgegenbringe, sei „die Fortführung 

eines Namens, der mit einer undeutschen Art, einer 

frechen Gegnerschaft den beiden deutschen Dich-

tern gegenüber verbunden“ sei, durchaus „unange-

bracht“. 26 Dass sich der Namensgeber der Straße 

Ludwig Börne 1818 evangelisch hatte taufen lassen, 

fiel nicht ins Gewicht. Wie viele andere Juden in der 

Zeit der sogenannten Judenemanzipation des 18. 

22  Vgl. Frank Bajohr, Die Zustim-
mungsdiktatur. Grundzüge national
sozialistischer Herrschaft in Ham
burg, in: Forschungsstelle für Zeit
geschichte in Hamburg (Hrsg.), 
Hamburg im „Dritten Reich“, Göttin-
gen 2005, S. 69 – 121.

23  Vgl. Ian Kershaw, Hitler. 
1889 – 1936, Stuttgart 1998,  
S. 663 – 744.

24  Vgl. Hakim Raffat, Bericht über 
Umbenennungen von Straßen in 
Hamburg seit 1918, Hamburg 1987, 
unveröffentlichtes Manuskript.

25  Staatsarchiv Hamburg an die 
Behörde für Technik und Arbeit, 
3.5.1935, StAHH 133-1_1686.

26  Hans Führer an den Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg, 
4.11.1935, StAHH 131-4_1934 A77, Bd. V.
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und 19. Jahrhunderts hatte er sich von einer Konversion eine größere sozi-

ale Anerkennung und die Verbesserung beruflicher Chancen erhofft. Auch 

Heinrich Heine und Nicolaus Heinrich Julius, nach denen in Hamburg 

ebenfalls Straßen benannt waren, die in der Zeit der nationalsozialisti-

schen Diktatur verschwanden, waren im frühen 19. Jahrhundert aus diesen 

Gründen zum christlichen Glauben konvertiert. Dies spielte in der natio-

nalsozialistischen Rassenideologie jedoch keine Rolle. Konversion bot be-

kanntlich keinen Schutz vor antisemitischer Verfolgung, und das galt 

selbst dann, wenn die betroffenen Personen wie in den genannten Fällen 

bereits längst verstorben waren. Die Börnestraße wurde 1935 auf Drängen 

von Anwohnenden vom Senat und Reichsstatthalter Karl Kaufmann nach 

dem ehemaligen Hamburger NSDAP-Gauleiter Josef Klant umbenannt. 

Zwischen Eingabe und offizieller Umbenennung lag gerade einmal ein Mo-

nat. 27 Ähnlich schnell und zeitlich parallel verlief die Umbenennung des 

nach Albert Ballin benannten Ballinkais, der auf Wunsch der Hamburger 

Freihafen-Lagerhaus-Gesellschaft in Europakai umbenannt wurde. 28 We-

nige Monate später, im Februar 1936, beschloss der Hamburger Senat, den 

nach dem ehemaligen Politiker und Juristen Isaac Wolffson benannten 

Wolffsonsweg und die Wolffsonsbrücke im Stadtteil Alsterdorf in Lützow-

straße und Lützowbrücke umzubenennen. 29 Der Vorschlag hierfür stammte 

aus der Hamburger Verwaltung, genauer vom Ingenieurwesen der Behörde 

für Technik. Anlass für diesen Vorschlag bildete die Benennung einer 

neuen Stichstraße, die vom damaligen Wolffsonsweg abzweigte. Dabei bot 

sich aus Sicht der Abteilung die Gelegenheit, auch den Wolffsonsweg selbst 

durch einen „für die heute Zeit geeigneten Namen“ zu ersetzen. Da die 

umliegenden Straßen Bezeichnungen aus der See-

schlacht vor dem Skagerrak von 1916 trugen, wurde 

der damals auf deutscher Seite beteiligte Schlacht-

kreuzer Lützow als Namensgeber gewählt. 

Diese Beispiele zeigen, dass in den ersten Jah-

ren nationalsozialistischer Herrschaft in Hamburg 

und vermutlich auch in anderen deutschen Städten 

sogenannte jüdische Straßennamen nicht systema-

tisch umbenannt wurden. Vielmehr erfolgten die 

Umbenennungen bis 1938 situativ als Reaktion auf 

Bürgeranfragen oder auf Vorschläge aus der Verwal-

tung. Der Fokus der nationalsozialistischen Politik 

lag im ersten Jahr nach der Machtübergabe klar auf 

27  Vgl. Der Reichsstatthalter in 
Hamburg an den Senat, 29.11.1935, 
StAHH 131-4_1934 A77, Bd. V. Amt
licher Anzeiger Nr. 282, 8.12.1935, 
StAHH 131-4_1934 A77, Bd. V.

28  Vgl. Verwaltung für Wirtschaft, 
Technik und Arbeit an das Hambur-
gische Staatsamt, 23.11.1935, StAHH 
131-4_1934 A77, Bd. V. Amtlicher 
Anzeiger Nr. 276, 1.12.1935, StAHH 
131-4_934 A77, Bd. V.

29  Vgl. Auszug aus dem Protokolle 
des Senats, 10.2.1936, StAHH 131-
4_1934 A77, Bd. V.
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der Ausschaltung des politischen Gegners. Die Umbenennung sogenann-

ter jüdischer Straßen spielte zunächst nur eine untergeordnete Rolle. 

Dies änderte sich mit dem Erlass von Reichsinnenminister Frick vom 

3. August 1938 zur „Beseitigung“ aller „jüdischen Straßennamen“, auf den 

sich die verantwortlichen Stellen in der Hansestadt vorbereitet zeigten. Seit 

Dezember 1937 erarbeiteten die zuständigen Dienststellen auf Weisung 

von Reichsstatthalter Kaufmann Umbenennungsvorschläge für Straßen-

namen, die infolge der bevorstehenden Eingliederung neuer Gebiete bei 

Inkrafttreten des „Groß-Hamburg-Gesetzes“ mehrfach vorhanden waren. 

Eine von Vertretern der Baubehörde, des Statistikamts und des Staat

sarchivs gebildete „Umbenennungskommission“ tagte aufgrund der Mam-

mutaufgabe von mehr als 1.600 umzubenennenden Straßen seitdem wö-

chentlich. Alle nach „jüdischen“ Persönlichkeiten benannten Straßen 

sollten in die Umbenennung einbezogen werden. 

Am 10. August 1938 legte die Umbenennungskommission ihre Empfeh-

lungen zur Umbenennung der „jüdischen Straßennamen“ vor. Die Kom-

mission regte an, die nach dem Physiker Heinrich Hertz benannte Straße 

aufgrund seiner Bedeutung für Hamburg auszunehmen. Dass der 1892 ge-

storbene Hertz aus einer zum Christentum konvertierten Familie stammte, 

mag dabei eine Rolle gespielt haben, findet aber in den überlieferten 

Unterlagen keine Erwähnung. Außerdem sollte die vom Reichsinnen

Austausch von Straßenschildern 
im Jahr 1938. Ausschnitt, 
Hamburger Anzeiger, 1.11.1938
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minister auf den 1. Oktober 1938 festgelegte Frist für 

die Entfernung der „jüdischen“ Straßennamen für 

Hamburg auf den 1. April 1939 verlegt werden. Dies 

war der Stichtag, an dem die Gründung der neuen 

Einheitsgemeinde Hamburg wirksam werden sollte. 

Kaufmann folgte den Empfehlungen der Kommis-

sion und stellte einen entsprechenden Antrag beim 

Reichsinnenminister. 30 Dieser lehnte das Ersuchen 

jedoch entschieden ab und forderte die strikte Um-

setzung seines Erlasses ohne Rücksicht auf etwaige 

Verdienste sowie die Einhaltung der Fristen. 31 Daher 

30  Auszug aus der Niederschrift 
über die Senatsberatung, 10.8.1938, 
StAHH 133-1_1713.

31  Vgl. Ingeborg Grolle, National
sozialistische Umbenennung Ham-
burger Straßen. Die Hallerstraße, in: 
Hamburger Schlüsseldokumente 
zur deutsch-jüdischen Geschichte, 
22.9.2016: https://dx.doi.org/10.23691/
jgo:article-150.de.v1.

„Straßen jetzt ohne Juden-Namen“. 
Hamburger Tageblatt, 15.10.1938
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beschloss der Hamburger Reichstatthalter am 13. Oktober 1938 auf Vor-

schlag der beteiligten Ämter und Dienststellen und mit Wirkung zum 

1. November 1938 die Umbenennung von 22 Straßen in Hamburg, die nach 

Jüdinnen und Juden benannt waren, einschließlich der Heinrich-Hertz-

Straße. 32 Vier Straßennamen, die in Verbindung zu Jüdinnen und Juden 

standen, wurden hingegen nicht umbenannt, vermutlich, weil der jüdische 

Bezug auf den ersten Blick nicht erkennbar war. Dabei handelte es sich 

um die bereits erwähnten und bis heute bestehenden vier Straßen in 

Eppendorf und Eimsbüttel, die auf Anregung Samuel Ephraims benannt 

worden waren. 33 

Damit war die „Arisierung“ von „jüdischen Stra-

ßen“ in Hamburg abgeschlossen. Die in den Umbe-

nennungsprozess involvierten Verwaltungsstellen 

wie das Staatsarchiv Hamburg handelten dabei – wo 

sie nicht gar in vorauseilendem Gehorsam „dem 

Führer entgegenarbeiteten“ – stets im Einklang mit 

den nationalsozialistischen Machthabern und tru-

gen so zur staatlichen Repression gegenüber Jüdin-

nen und Juden bei.

Rückbenennung als Wiedergutmachung? 
1945-1947

Keine zwei Wochen nach der kampflosen Übergabe 

der Stadt am 3. Mai 1945 wurde Rudolf Petersen von 

der britischen Militärregierung zum Bürgermeister 

Hamburgs ernannt. Gleich am nächsten Tag ordnete 

er an, die nach NSDAP-Mitgliedern benannten Stra-

ßennamen „sofort“ zu entfernen. 34 Unklar ist, ob 

diese Weisung Petersens auf Geheiß der Militärre-

gierung oder eigenmächtig erfolgte. Offiziell ordnete 

die Militärregierung erst einige Wochen später an, 

alle nach „Nationalsozialisten“ oder „militärischen 

Persönlichkeiten“ benannten Straßen umzubenen-

nen. 35 Möglicherweise geschah die Revision ange-

sichts des unmittelbar erfolgten Machtwechsels 

auch im vorauseilenden Gehorsam. 36 Viele Straßen, 

32  Vgl. Auszug aus der Niederschrift 
über die Senatsberatung, 13.10.1938, 
StAHH, 133-1_1707.

33  Drei dieser vier Straßen – die 
Paulinenallee blieb unerwähnt – ge-
rieten während des Zweiten Welt-
kriegs noch einmal in den Fokus der 
nationalsozialistischen Machthaber. 
Außerdem fand die Gemeindever-
waltung heraus, dass die Straße 
„Schulgang“ nach einer dort im 
18. Jahrhundert befindlichen Syna-
goge mit angeschlossener Schule 
benannt war. Eine unmittelbare Um-
benennung erfolgte nicht, jedoch 
wurde der Hamburger Adressbuch-
verlag angewiesen, den „jüdischen 
Ursprung“ der Straßennamen in den 
Adressbüchern ab 1942 nicht mehr 
zu erwähnen. Vgl. Hauptverwaltung 
der Gemeindeverwaltung der Hanse-
stadt Hamburg an das Hauptver
waltungsamt, 12.3.1941, StAHH 131-
4_1934 A77, Bd. III. Hauptverwaltung 
der Gemeindeverwaltung der Hanse-
stadt Hamburg an den Hamburger 
Adreßbuch-Verlag, 21.3.1941, StAHH 
131-4_1934 A77, Bd. III.

34  Vermerk, 16.5.1945, StAHH 131-1 
II_2673.

35  Vgl. Bürgermeister Petersen an 
die Militärregierung, 21.6.1945, 
StAHH 131-1 II_2673.

36  Vgl. Weidner, Neue Namen, S. 195.
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deren Namen eindeutig mit dem untergegangenen Regime verbunden wa-

ren, wurden so eilig umbenannt, dass die rechtliche Formalisierung erst 

Monate später, im Oktober 1945, vollzogen wurde. 37 Grundsätzlich oblagen 

die Umbenennungen der zivilen Verwaltung. Aber die britische Militärre-

gierung behielt sich vor, die endgültige Entscheidung darüber zu treffen 

und ließ sich die Umbenennungswünsche vorlegen. 38 Mit der im Mai 1946 

erlassenen Direktive Nr. 30 versuchte der Alliierte Kontrollrat, die Denazi-

fizierung und Demilitarisierung von Denkmälern, Museen und Straßen-

schildern in einheitliche Bahnen zu lenken. 39 

Am 18. Juni 1945 wurden auf Vorschlag von 

Senatssyndikus Paul Lindemann fünf der in der 

Zeit nationalsozialistischer Herrschaft umbenann-

ten „jüdischen Straßen“ zurück benannt. Die Leipzi-

gerstraße hieß nun wieder Heinrich-Hertz-​Straße, 

die Ostmarkstraße war wieder die Hallerstraße, die 

Schlieffenstraße wurde zur Henry-Budge-Straße 

37  Vgl. exemplarisch Tiefbauamt an 
das Archiv der Hansestadt Hamburg, 
5.10.1945, StAHH 133-1 II_67.

38  Vgl. Bauverwaltung an Hauptver-
waltung, 15.8.1945, StAHH 133-1_1741.

39  Vgl. Weidner, Neue Namen, 
S. 196.

Anordnung von Bürgermeister Petersen, nach NSDAP-Mitgliedern benannte 
Straßennamen zurückzubenennen, 16. Mai 1945. Staatsarchiv Hamburg
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zurück benannt und der Schaudinnsweg zum Fraenkelsweg. 40 Am 22. Ok-

tober erhielten auch der Hirschfeldplatz, der Martin-Haller-Ring, die Hein-

rich-Heine-Straße und der Heinrich-Heine-Weg ihre alten Namen zurück. 41 

Am selben Tag beschloss die vorläufige Verwaltung, alle nach 1933 erfolg-

ten Umbenennungen rückgängig zu machen, falls sie, „aus politischen 

oder rassischen Gründen erfolgt“ seien. 42 Bemühungen, den ehemals „jü-

dischen Straßen“ den alten Namen zurückzugeben, kamen jedoch nicht 

nur von „oben“, aus Politik und Verwaltung, son-

dern auch von „unten“, von Bürgerinnen und Bür-

gern, Anwohnenden und Nachkommen. Ein Bei-

spiel ist der Hallerplatz, der 1938 im Grindelhof 

aufgegangen war. Im Namen der Anwohnenden 

des ehemaligen Hallerplatzes wandte sich der An-

wohner Johannes Meyer keine zwei Monate nach 

Kriegsende an Bürgermeister Petersen und bat um 

Rückbenennung. 43 Petersen und die vorläufige Ver-

waltung hatten jedoch entschieden, den Namen 

Hallerplatz nicht wiederherzustellen, da es vom 

„Standpunkt der allgemeinen Wiedergutmachung“ 

wichtiger gewesen sei, „die Ostmarkstraße wieder 

in Hallerstraße umzubenennen.“ Mit dieser Antwort 

gab sich der evangelische Buchhändler Meyer – er 

leitete die Buchhandlung des Rauhen Hauses in 

Hamburg – jedoch nicht zufrieden und verlieh dem 

Umbenennungswunsch aus persönlichen Gründen 

Nachdruck. Er selbst sei in der Zeit nationalsozialis-

tischer Herrschaft aus beruflichen Gründen Schika-

nen ausgesetzt gewesen, sein ältester Sohn 1944 im 

Konzentrationslager Fuhlsbüttel umgekommen und 

sein zweiter Sohn bei Stalingrad vermisst. 44 Meyers 

Forderung wurde von einer Petition der Anwohnen-

den des früheren Hallerplatzes für eine Rückkehr 

zum alten Namen flankiert. Bürgermeister Petersen 

beugte sich dem öffentlichen Druck schließlich und 

ordnete die Rückbenennung an. 45

Neben Anwohnenden waren es Nachfahren der 

ursprünglichen Namensgeber, die von der Hambur-

ger Politik und Verwaltung Rückbenennungen for-

40  Vgl. Bauverwaltung der Hanse-
stadt Hamburg an die Hauptverwal-
tung, 15.8.1945, StAHH 133-1_1741. 
Auszug aus der Niederschrift über 
die Beratung der vorläufigen Verwal-
tung der Hansestadt Hamburg, 
18.6.1945, StAHH 131-1 II_2673. 
Fälschlicherweise war in dem Aus-
zug von der Schaudinnstwiete die 
Rede, umbenannt und in Fraenkels-
weg rückbenannt wurde jedoch der 
Schaudinnsweg. Vgl. Amtlicher An-
zeiger Nr. 55, 25.10.1945, StAHH 131-1 
II_2673.

41  Vgl. Amtlicher Anzeiger Nr. 55, 
25.10.1945, StAHH 131-1 II_2763.

42  Auszug aus der Niederschrift 
über die Beratung der vorläufigen 
Verwaltung der Hansestadt Ham-
burg, 22.6.1945, StAHH 131-1 II_2673.

43  Johannes Meyer an Bürgermeis-
ter Petersen, 28.6.1945, StAHH 131-1 
II_2673.

44  Johannes Meyer an Bürgermeis-
ter Petersen, 18.7.1945, StAHH 131-1 
II_2673. Bei dem ältesten Sohn han-
delte es sich um Reinhold Meyer, 
einer zentralen Person der soge-
nannten Hamburger Weißen Rose. 
Nach ihm wurde 1982 die Reinhold-
Meyer-Straße in Niendorf benannt.

45  Hauptverwaltungsamt an die 
Bauverwaltung, 7.8.1945, StAHH 131-1 
II_2673. Vgl. Bürgermeisteramt an 
Johannes Meyer, 7.11.1945, StAHH 
131-1 II_2673.
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Petition von Anwohnenden für Rückbenennung des Hallerplatzes, Juni 1945. Staatsarchiv Hamburg
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derten. 46 In der Regel reagierte die Verwaltung in diesen Fällen umgehend 

und bemühte sich um eine Rückbenennung oder um eine neue Vergabe 

des  getilgten Namens an einem anderen Ort. 47 Im April 1946 beschloss die 

Straßennamenskommission unter Vorsitz von Bürgermeister Schönfelder 

aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ von einer Rückbenennung der verbliebe-

nen von den Nationalsozialisten umbenannten „jüdischen Straßennamen“ 

abzusehen und die Namen zukünftig für andere Straßen zu verwenden. 

Zum einen war ein Teil der betroffenen Straßen zer-

stört und unbewohnt, zum anderen sah die Senats-

kommission wohl auch deswegen keine Dringlich-

keit in der Sache, weil ihr die jetzigen Benennungen 

unpolitisch erschienen und sie aufgrund einer 

grundsätzlich angenommenen Ehrwürdigkeit der 

neuen Namensgeber keinen Anlass für eine Rückbe-

nennung boten. 48

In der unmittelbaren Nachkriegszeit kam es je-

doch nicht nur zu Rück-, sondern auch zu Neube-

nennungen von Straßen nach früheren jüdischen 

Bürgern Hamburgs. So entschied der Hamburger 

Senat im Mai 1947, eine der beiden in Hamburg dop-

pelt vorhandenen Klopstockstraßen nach dem kurz 

zuvor verstorbenen Bankier Max Warburg zu benen-

nen, der 1938 aufgrund des antisemitischen Verfol-

gungsdrucks in die Vereinigten Staaten emigriert 

war. 49 Ebenfalls 1947 wurde der Alsterdamm in 

Ballindamm umbenannt. Die Umbenennung wurde 

offiziell mit den Verdiensten Albert Ballins um die 

Stadt Hamburg begründet. Die Beseitigung seines 

Namens aus dem Stadtbild durch die Umbenennung 

des Ballinkais gut zehn Jahre zuvor fand dabei we-

der in den offiziellen Verlautbarungen des Senats 

noch in Presseartikeln Erwähnung. 50 Der neue Bal-

lindamm stieß in der Hamburger Bevölkerung auf 

wenig Gegenliebe, allerdings wohl nicht wegen des 

Namensgebers, sondern aufgrund des Verlustes des 

vormaligen Alsterdamms. 51 Die öffentliche Forde-

rung nach einer Rückbenennung lehnte der Senat je-

doch ab. 52 Aus der Nachkriegszeit ist ferner noch 

46  Vgl. Ernst Wolffson an die Kom-
mission für Umbenennung von Stra-
ßen, 8.3.1946, StAHH 131-1 II_2673. 
Rudolf  Hinrichsen an die Verwal-
tung der Hansestadt Hamburg, 
18.3.1946, StAHH 131-1 II_2673. 
Dr. Unna an die Senatskommission 
für Straßenbenennung, 29.4.1946, 
StAHH 131-1 II_2673.

47  Vgl. exemplarisch Verwaltung 
der Hansestadt Hamburg an Rudolf 
Hinrichsen, 12.4.1946, StAHH 131-1 
II_2673. In diesem Fall teilte Stadt-
amtmann Flohr dem Petenten 
Rudolf Hinrichsen mit, dass eine 
Rückbenennung der Brucknerstraße 
in Hinrichsenstraße – nach dem 
Großonkel von Rudolf Hinrichsen – 
aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ 
nicht möglich sei, jedoch in einigen 
Monaten eine andere Straße nach 
ihm benannt werden solle.

48  Vgl. Niederschrift über die 
5. Sitzung der Straßennamenskom-
mission des Senats, 11.4.1946, 
StAHH 131-1 II_2673.

49  Vgl. Gemeindeverwaltung an das 
Bürgermeisteramt, 21.5.1947, StAHH 
131-1 II_2675.

50  Vgl. Senatskanzlei an das Orga
nisationsamt, 14.7.1947, StAHH 131-1 
II_2675. Senatskanzlei an Staatliche 
Pressestelle, 13.8.1947, StAHH 131-1 
II_2765.

51  Vgl. Hamburger Freie Presse, 
22.11.1947, StAHH 131-1 II_2675.
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eine Neubenennung nach dem Hamburger Juristen Walter Schüler zu er-

wähnen, der 1943 nach Auschwitz deportiert und 1945 in Mauthausen 

ermordet worden war. Diese Benennung ist bedeutsam, da sie die erste 

Straßenbenennung in Hamburg nach einem jüdischen Todesopfer des Na-

tionalsozialismus darstellt. 53 Dies sollte für viele Jahre jedoch eine Aus-

nahme bleiben. Die Tatsache, dass heute zahlreiche Straßen in Hamburg 

an Menschen erinnern, die während der nationalsozialistischen Herrschaft 

als Jüdinnen und Juden verfolgt und getötet wurden, ist das Ergebnis einer 

Entwicklung, die erst viele Jahre später einsetzte. 

Bei den in der unmittelbaren Nachkriegszeit erfolgten Rück- und Neu-

benennungen ging es weniger um die Erinnerung an die jüdischen Opfer 

des Nationalsozialismus und nur vereinzelt um Wiedergutmachung. Viel-

mehr sollten die offensichtlich im Zusammenhang mit dem nationalsozia-

listischen Regime stehenden sowie die militaristisch und nationalistisch 

konnotierten Namen auf Weisung der britischen Militärregierung aus dem 

Stadtbild entfernt werden. 54 Im Zuge dessen wurden auch einige ehema-

lige „jüdische“ Straßennamen wieder eingeführt, deren Tilgung (nach) 1933 

„rassisch“ begründet gewesen war. Im Hintergrund waren zwar ein Be-

wusstsein über die nationalsozialistische Verfolgungs- und Vernichtungs-

politik gegenüber Jüdinnen und Juden und ein Wiedergutmachungs

gedanke präsent, jedoch wurde dies nur am Rande erwähnt. Selbst 

Nachfahren der ursprünglichen Namensgeber der von den Nationalsozia-

listen umbenannten Straßen äußerten sich nur selten in diese Richtung, 

sondern verwiesen auf die Verdienste und Leistungen ihrer Vorfahren für 

Hamburg und Deutschland, derer sie ja ursprünglich mit einem Straßen-

namen geehrt worden waren.

1950er und 1960er Jahre.  
Ehren ohne Gedenken

In den 1950er Jahren wurden mit der nach Felix 

Mendelssohn Bartholdy benannten Mendelssohn-

straße, der nach Marcus Nordheim benannten Nord-

heimstraße sowie der nach Gabriel Riesser benann-

ten Riesserstraße drei Straßen benannt, die es in 

anderer Lage in Hamburg schon gegeben hatte oder 

die geplant gewesen, die jedoch in der Zeit natio

52  Vgl. Auszug aus der Niederschrift 
über die 77. Senatssitzung, 9.12.1947, 
StAHH 131-1 II_2675.

53  Vgl. Bake, Gedächtnis der Stadt, 
S. 63.

54  Alliierter Kontrollrat, Direktive 
Nr. 30, https://www.lwl.org/
westfaelische-geschichte/nstopo/
normen/1946-10-16.pdf [30.8.2024].

https://www.lwl.org/westfaelische-geschichte/nstopo/normen/1946-10-16.pdf
https://www.lwl.org/westfaelische-geschichte/nstopo/normen/1946-10-16.pdf
https://www.lwl.org/westfaelische-geschichte/nstopo/normen/1946-10-16.pdf
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nalsozialistischer Herrschaft umbenannt oder nicht ausgebaut worden 

waren. Alle drei Namensgeber waren prominente Hamburger des 19. Jahr-

hunderts. 

Straßen deswegen nach Jüdinnen und Juden zu benennen, weil sie Op-

fer der nationalsozialistischen Verfolgungs- und Vernichtungspolitik ge-

worden waren, stand bis in die frühen 1960er Jahre nicht auf der Agenda. 

Einen Erklärungsansatz dafür bietet der erinnerungskulturelle Mainstream 

der jungen Bundesrepublik. Zwar gab es bereits in der unmittelbaren Nach-

kriegszeit ein auch medial verbreitetes Wissen über die nationalsozialisti-

schen Verbrechen. Beispielhaft dafür steht Eugen Kogons Studie „Der SS-

Staat“. Im Fokus standen jedoch stärker die politischen Opfer und nicht die 

Menschen, die der antisemitischen Verfolgungs- und Vernichtungspolitik 

zum Opfer gefallen waren. Mit dem Ende der Besatzungszeit und vor dem 

Hintergrund der Wiederbewaffnung und der Westbindung der Bundesre-

publik verschwand selbst dieses Wissen für einige Jahre weitgehend aus 

dem Bewusstsein der Öffentlichkeit. In den Mittelpunkt rückte in diesem 

Jahrzehnt vielmehr die Erzählung vom konservativen militärischen Wider-

stand des „20. Juli“. Es wurde also durchaus über den Nationalsozialismus 

und dessen Opfer gesprochen, allerdings meist nur über die nichtjüdischen 

und die nichtsozialistischen deutschen Opfer. 55

1962 diskutierten die verantwortlichen Hamburger Verwaltungsstellen 

den Vorschlag aus der Bevölkerung, eine Straße nach dem tschechischen 

Ort Lidice zu benennen, wo deutsche Polizeikräfte 1942 nach dem Attentat 

auf den damaligen Leiter des Reichssicherheits-

hauptamts Reinhard Heydrich ein Massaker an der 

Zivilbevölkerung verübt hatten. Der Direktor des 

Staatsarchivs Jürgen Bolland lehnte den Vorschlag 

ab. Eine solche Benennung würde die Frage aufwer-

fen, „warum nicht auch der zahlenmäßig größeren 

Gruppe der Ermordeten gedacht“ werde, „deren 

Schicksal nicht mit einem bestimmten Ortsnamen 

verbunden“ sei.  56 Bolland bezog sich dabei auf die 

jüdischen Opfer. 57 „An diese Opfer aber durch Stra-

ßenbenennungen zu erinnern“, so führte er aus, sei 

„überhaupt unmöglich.“ 58 Eine solche Benennung 

würde „trauerndes Gedenken“ verlangen und keine 

„anerkennende Hervorhebung“ bedeuten. Eine 

„dem ursprünglichen Benennungsanlass zuwider-

55  Vgl. Frank Bösch, Deutungs-
kämpfe. Öffentliche Auseinanderset-
zungen um den Holocaust und die 
NS-Verbrechen seit 1945, in: Manuela 
Homberg / Michael Homberg (Hrsg.): 
Deutungskämpfe. Die „zweite Ge-
schichte“ des Nationalsozialismus, 
Stuttgart 2023, S. 35 – 53, hier S. 37.

56  Staatsarchiv Hamburg an das 
Amt für Bezirksverwaltung, 18.7.1962, 
StAHH 133-1_1877.

57  Vgl. Staatsarchiv Hamburg an 
das Amt für Bezirksverwaltung, 
26.10.1962, StAHH 133-1_1877.

58  Staatsarchiv Hamburg an das 
Amt für Bezirksverwaltung, 18.7.1962, 
StAHH 133-1_1877.
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laufende Wandlung des Straßencharakters“ könne „zwar hingenommen 

werden […], wenn eine Straße etwa zur Erinnerung an Leistungen einer Per-

sönlichkeit benannt“ würde, „weil auch später noch erkennbar“ bleibe, 

dass „ihre Zeitgenossen sie hervorheben wollten“. Eine „dauerhaft würdige 

Ehrung“, die „alle Opfer des Nationalsozialismus umfassen“ müsse, so 

schloss der Archivdirektor sein Plädoyer, sei „nur an einem der Besinnung 

gewidmeten Platz möglich“, und ein solcher Platz sei mit dem Ehrenmal 

auf dem Ohlsdorfer Friedhof schließlich bereits geschaffen. 59 Gegen eine 

Ehrung von Personen, die wegen ihres Widerstandes gegen den National-

sozialismus hingerichtet worden waren, erhob Bolland einige Monate spä-

ter keine Einwände, weil diese Benennungen, anders als nach „Stätten des 

Leids oder Verbrechens, z. B. Lidice“, in erster Linie nicht den Tod, sondern 

die Leistungen der Personen in Erinnerung rufen sollten. 60

Vor diesem Hintergrund sind die Benennungen mehrerer Straßen nach 

jüdischen Opfern des Nationalsozialismus in den 1960er Jahren zu verste-

hen, bei denen es sich primär um bekannte Hamburger Persönlichkeiten 

handelte. Dahinter stand der lange allein gültige Grundsatz, mit der Benen-

nung von Straßen nur Personen zu ehren, die sich um Hamburg verdient 

gemacht hatten.

Bereits im September 1960 wurde der nach Riga deportierte und dort 

ermordete Rabbiner Joseph Carlebach mit einer Teilumbenennung der 

Lammstraße im Bezirk Altona geehrt. Die Umbenennung war nötig gewor-

den, da die Lammstraße durch einen Neubau in zwei Hälften geteilt wurde. 

Das Statistische Landesamt hatte den Bezirk Altona gebeten, einen Ab-

schnitt nach Carlebach zu benennen, der zwischen 1926 und 1936 Oberrab-

biner in Altona gewesen war. 61 Nachkommen von Joseph Carlebach hatten 

sich mit der Benennung einverstanden erklärt. 62 Im 

Unterschied zu dem fast 30 Jahre später eingeweih-

ten Joseph-Carlebach-Platz am Standort der ehema-

ligen Bornplatzsynagoge im Grindelviertel ist diese 

Verkehrsfläche ungleich weniger repräsentativ.

Mitte der 1960er Jahre wurden in einem Neu-

baugebiet im Stadtteil Lohbrügge insgesamt sieben 

Straßen nach Hamburger Jüdinnen und Juden be-

nannt: die Fanny-David-Straße, die Korachstraße, 

die Mendelstraße, der Ernst-Cassirer-Weg, der Was-

sermannweg, die Sterntwiete und der Max-Eich-

holz-Ring. Für die zeitgenössische Erinnerungskul-

59  Ebd.

60  Staatsarchiv Hamburg an Senats-
syndicus Blecke, 31.1.1963, StAHH 
133-1_1877.

61  Vgl. Niederschrift über die 
21. Sitzung des Hauptausschusses 
des Bezirksausschusses Altona, 
vom 14.1.1960, 20.1.1960, StAHH  
445-1_378.

62  Vgl. Bezirksamt Eimsbüttel an 
Senatsamt für Bezirksangelegenhei-
ten, 9.5.1988, StAHH 441-2_589.
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tur ist es bezeichnend, dass sie mit anderen Personen in der Motivgruppe 

„Widerstand gegen den Nationalsozialismus“ zusammengefasst wurden. 63 

Die Senatskommission für die Benennung von Wegen hatte im Januar 1962 

den Wunsch geäußert, „in größerem Umfange als 

bisher Straßen nach Personen zu benennen, die we-

gen ihres Widerstands gegen den Nationalsozialis-

mus hingerichtet worden“ seien. Dieser Wunsch 

spiegelte den zeitgenössischen Wandel im Umgang 

mit dem deutschen Widerstand gegen den National-

sozialismus. Das seit 1962 für die Benennung von 

Verkehrsflächen federführende Senatsamt für Be-

zirksangelegenheiten griff den Wunsch auf und 

sammelte Namensvorschläge u. a. aus der damali-

gen Forschungsstelle für die Geschichte des Natio-

nalsozialismus, den beiden christlichen Kirchen 

und dem Privatarchiv des Publizisten Walter Ham-

mers. Nach Vorstellung des Senatsamts sollten mög-

lichst alle in Betracht kommenden Personengrup-

pen des Widerstands berücksichtigt werden. 64 Auch 

63  In sogenannten Motivgruppen 
werden Straßen mit einem gemein-
samen Thema zusammengefasst, 
die in der Regel in einem zusammen-
hängenden Gebiet liegen. Vgl. Ab-
schlussbericht der Kommission zum 
Umgang mit NS-belasteten Straßen-
namen in Hamburg, S. 5. Motivgrup-
pen sollten die Orientierung in der 
Stadt erleichtern und wurden mit der 
Umbenennungswelle im Zuge des 
Groß-Hamburg-Gesetzes und deren 
Umsetzung in der Nachkriegszeit 
eingeführt. Vgl. Wilhelm Heinsohn, 
Hamburger Straßennamen, 1.3.1949, 
StAHH 136-1_2202.

64  Amt für Bezirksverwaltung an 
Staatsarchiv Hamburg, 15.2.1963, 
StAHH 133-1_1877.

Karte zum Wohnbaugebiet Lohbrügge-Nord, Darstellung des neuen Straßennetzes, ca. 1965. 
Staatsarchiv Hamburg
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die Jüdische Gemeinde in Hamburg wurde vom Senat befragt und lieferte 

einige Namensvorschläge, darunter die von Ernst Cassirer, William Stern 

und Martin Wassermann. 65 Das Staatsarchiv monierte bei der Überprüfung 

der endgültigen Vorschläge die Einordnung einiger jüdischer Namensge-

benden als Widerstandskämpfer. Mit dem Vorschlag, die Motivgruppe 

„Widerstandskämpfer“ um „Verfolgte unter nationalsozialistischer Herr-

schaft“ zu erweitern, konnte sich das Staatsarchiv nicht durchsetzen. 66 Je-

doch wurde bei dem Großteil der nach Jüdinnen und Juden benannten 

Straßen nach Einwänden aus dem Staatsarchiv darauf verzichtet, jene auf 

den Erläuterungsschildern als Widerstandskämpfer zu bezeichnen. 67 Be-

merkenswerterweise fehlte in den offiziellen Beschlüssen und Verlautba-

rungen bei allen sieben neu benannten Straßen der Hinweis auf den jüdi-

schen Hintergrund der Namensgebenden. 68 Sie wurden als Hamburger mit 

Verdiensten um die Stadt, aber nicht als Jüdinnen und Juden und Opfer 

des Nationalsozialismus geehrt. Die im Raum stehende Frage nach einer 

Gedenkfunktion von Straßennamen wurde damit elegant umschifft. 

Vom Ehren zum Gedenken. 1970er bis 1990er Jahre

Zeitlich parallel zu den Straßenbenennungen in Hamburg-Lohbrügge be-

gann sich die bundesdeutsche Erinnerungskultur zu verändern. Angesto-

ßen durch öffentlich breit rezipierte Strafverfolgungsprozesse wie den Ul-

mer Einsatzgruppenprozess 1958, den Eichmann-Prozess 1961 in Jerusalem, 

die Frankfurter Auschwitzprozesse ab 1963 aber auch angesichts der anti-

semitischen „Schmierwelle“ im Winter 1959/1960 

setzte eine neue Debatte um die Geschichte des Na-

tionalsozialismus und des Holocaust ein, wobei den 

überlebenden jüdischen Opfern jedoch kaum Gehör 

geschenkt wurde. Aber Auschwitz und die Shoa 

rückten so überhaupt erst ins Bewusstsein der deut-

schen Öffentlichkeit. In den 1970er Jahre ebbte dann 

das öffentliche Interesse an der Geschichte von Ju-

denverfolgung und Holocaust zunächst ab, bevor 

zum Ende des Jahrzehnts ein entschiedener Wandel 

im Umgang mit dem Nationalsozialismus einsetzte. 

Einen Anlass dafür bildete die Ausstrahlung von 

65  Vgl. Niederschrift über die Sit-
zung der Senatskommission für die 
Benennung von Wegen, 11.4.1963, 
StAHH Registratur 1520-4-0_Bd. 1.

66  Vgl. Staatsarchiv Hamburg an 
Senatssyndicus Dr. Blecke, 10.4.1963, 
StAHH 133-1_1877.

67  Vgl. Staatsarchiv Hamburg an 
das Amt für Bezirksverwaltung, 
11.3.1964, StAHH 133-1_1878.

68  Vgl. Amtlicher Anzeiger Nr. 82, 
28.4.1964, S. 463 – 465.
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Fernsehsendungen und Filmen zum Thema. Insbesondere ist hier die US-

amerikanische Serie „Holocaust“ zu nennen, die 1979 in den Dritten Pro-

grammen ausgestrahlt wurde und eine breite gesellschaftliche Auseinan-

dersetzung mit dem Schicksal der jüdischen Opfer des Nationalsozialismus 

auslöste. Zeitgleich entfaltete sich auch in Deutschland die sogenannte 

„Geschichte von unten“ als ein Ansatz der Geschichtsforschung, der von 

den in dieser Zeit entstehenden Geschichtswerkstätten, aber auch von 

Schülerinnen und Schülern und Studierenden getragen wurde. Begleitet 

wurde diese Entwicklung mit einer offiziellen Geschichtspolitik „von 

oben“, wie sie im Rahmen der „Neuen Kulturpolitik“ formuliert wurde und 

z. B. im „Geschichtswettbewerb des Bundespräsidenten“ ihren Ausdruck 

fand. 69 Die Geschichtsforschung von unten wendete sich unter dem Motto 

„Grabe, wo du stehst“ der Alltags- und Lokalgeschichte vor allem diskrimi-

nierter Gruppen zu. Dadurch förderten engagierte Laienforscherinnen und 

-forscher zahlreiche Schicksale auch jüdischer Menschen zutage, deren Le-

ben der Öffentlichkeit sonst unbekannt geblieben wären. 70 

Dieser geschichtspolitische und erinnerungskulturelle Wandel machte 

sich schließlich auch bei der Benennung von Verkehrsflächen in Hamburg 

bemerkbar und leitete eine neue Phase im Umgang mit „jüdischen Straßen-

namen“ ein. Die Initiative von Bürgerinnen und Bürgern, Schülerinnen 

und Schülern zur Benennung von Straßen und Plätzen nach den sogenann-

ten Kindern vom Bullenhuser Damm wurde eingangs bereits erwähnt. Dies 

ist jedoch nur ein Beispiel für zahlreiche Benennungen von Straßen nach 

jüdischen Opfern des Nationalsozialismus seit den 1980er Jahren. Dabei 

markiert das Jahr 1982 mit der Benennung des Bacherwegs nach Clara und 

Walter Bacher und des Joseph-Norden-Wegs nach Joseph Norden in Ham-

burg-Niendorf den Beginn einer ganzen Welle von Benennungen nach Per-

sonen, die in der Zeit nationalsozialistischer Herrschaft als Jüdinnen und 

Juden verfolgt und zum größten Teil ermordet worden waren. Die beiden 

Straßen wurden Teil der 1982 neu eingeführten Motivgruppe „Opfer des Na-

tionalsozialismus“, nachdem das Staatsarchiv es abgelehnt hatte, eine 

zweite Motivgruppe zum Widerstand gegen den Na-

tionalsozialismus zu eröffnen. Auch der 1988 einge-

weihte Joseph-Carlebach-Platz wurde Teil dieser 

nun über das ganze Stadtgebiet verteilten Motiv-

gruppe. 71 Insgesamt wurden zwischen 1982 und 1997 

mehr als 40 Verkehrsflächen nach Menschen be-

nannt, die in der Zeit nationalsozialistischer Dikta-

69  Vgl. Bösch, Deutungskämpfe, 
S. 44 f.

70  Vgl. Bake, Gedächtnis der Stadt, 
S. 65.

71  Vgl. Bezirksamt Eimsbüttel an 
Senatsamt für Bezirksangelegenhei-
ten, 10.8.1988, StAHH 441-2_589.
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tur als Jüdinnen und Juden verfolgt worden waren. Damit ist der weitaus 

größte Teil heutiger Hamburger Straßennamen, die einen Bezug zu jüdi-

schen Personen aufweisen, mit und nach der erinnerungskulturellen 

Wende der 1980er Jahre vergeben worden. Sie sind als Ausdruck einer spe-

zifischen Phase bundesdeutscher Erinnerungskultur und Geschichtspoli-

tik zu verstehen. Damit verbunden sind ein Funktionswandel und eine all-

gemeine Bedeutungsverschiebung von Straßennamen. Anders als bei den 

Benennungen der 1960er Jahre ging es ab den 1980er Jahren bei den nach 

Jüdinnen und Juden benannten Straßen weniger um die Ehrung ihrer Ver-

dienste für die Stadt als um das Gedenken an ihre Opfer. Gleichzeitig soll-

ten diese Benennungen die Geschichte der nationalsozialistischen Verfol-

gungs- und Vernichtungspolitik durch den Fokus auf einzelne Personen als 

eine individuell-biografische Geschichte sichtbar machen. 

Fazit

Straßennamen sind kein vollständiges Gedächtnis einer Stadt. Benennun-

gen und Umbenennungen von Straßen spiegeln in erster Linie das wider, 

was sich für die jeweilige Gegenwart und die verantwortlichen Akteure der 

jeweiligen Stadt unter den jeweiligen politischen Verhältnissen als bedeut-

sam und sinnvoll darstellt. 72 Dies gilt in besonderer Weise für Straßenna-

men, die nach Personen benannt sind. Solche Straßennamen sind nicht 

nur Indikatoren für die in der jeweiligen Zeit vorherrschende Erinnerungs-

kultur und das damit verbundene Geschichtsverständnis. Sie sind eine 

Manifestation offizieller Geschichtspolitik und damit – zumindest in einer 

demokratisch verfassten Gesellschaft – das Ergebnis erinnerungskulturel-

ler Aushandlungsprozesse. Besonders augenfällig wird dies anhand der Ge-

schichte der sogenannten jüdischen Straßennamen in Hamburg von den 

1930er Jahren bis in die Gegenwart. In der Zeit nationalsozialistischer Herr-

schaft wurden sie gemäß der NS-Rassenideologie beseitigt. Ihre Namens-

geber sollten so aus der deutschen Geschichte herausgeschrieben werden. 

Die Entwicklung „jüdischer“ Straßennamen nach 1945 lief parallel zu den 

Konjunkturen der bundesdeutschen Erinnerungs-

kultur, die durch unterschiedliche Wahrnehmungen 

der Geschichte und damit verbundene Intentionen 

im Umgang damit bestimmt waren. Damit machen 

Straßennamen nicht nur die Geschichte der Na-

72  Vgl. Marion Werner, Vom Adolf-
Hitler-Platz zum Ebertplatz. Eine 
Kulturgeschichte der Kölner Stra-
ßennamen seit 1933, Köln/Weimar/
Wien 2008, S. 299.
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mensgebenden im öffentlichen Raum sichtbar, sondern sind auch ein 

Nachweis des Geschichtsbildes und der Erinnerungskultur der jeweiligen 

Zeiten, in denen die Benennungen erfolgten. Dies zeigt sich beispielhaft für 

die Zeit ab den 1980er Jahren, mit denen ein allgemeiner Bedeutungswan-

del von Straßennamen einherging. Diese konnten nun auch eine aus-

schließlich erinnernde und gedenkende Funktion einnehmen.

Benennungsverfahren wurden im gesamten Untersuchungszeitraum 

und damit systemübergreifend durch Initiativen von Bürgerinnen und 

Bürgern aktiv mitgestaltet. Gleichwohl wird deutlich, dass die Betroffenen 

der antisemitischen Verfolgungs- und Vernichtungspolitik im Nationalso-

zialismus und ihre Nachfahren nur punktuell an den Benennungsprozes-

sen nach 1945 partizipierten, auch wenn sie regelmäßig intervenierten. Er-

kennbar wird bei den Benennungen ein vor allem bundesdeutsch gepräg-

ter Blickwinkel auf die Geschichte der Shoa, der die nationalsozialistische 

Vernichtungspolitik in ihrer singulären geschichtlichen Dimension lange 

Zeit ignorierte, bevor ab den späten 1970er Jahren die Geschichten der 

Opfer in den Mittelpunkt rückten, während die Geschichte des jüdischen 

Widerstands weitgehend ausgeblendet blieb, was sich in den Benennungen 

bis in die Gegenwart niederschlägt.

Der Beitrag geht auf einen Vortrag zurück, 
den der Autor am 6. Januar 2024 im Rahmen 
der Reihe „Verortungen – Spuren jüdischer 
Geschichte im Hamburger Stadtraum“ des Insti-
tuts für die Geschichte der deutschen Juden 
(IGdJ) gehalten hat. 

Dr. Sebastian Justke ist Historiker und leitet 
das Referat Erinnerungskultur in der Behörde für 
Kultur und Medien in Hamburg.
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■  Keine Auseinandersetzung um einen Erinnerungsort hat in den letzten 

15 Jahren in Hamburg derart Wellen geschlagen wie die um das ehemalige 

Stadthaus in der Hamburger Neustadt. Im September 2022 übernahm die 

Stiftung Hamburger Gedenkstätten und Lernorte zur Erinnerung an die 

Opfer der NS-Verbrechen (SHGL) die Trägerschaft für den Geschichtsort 

Stadthaus, der nach einem Umbau und mit erweitertem Konzept im Juli 

2023 wiedereröffnet wurde. Auf Basis eines Überblicks über die Geschichte 

des historischen Ortes im Nationalsozialismus und die um das Stadthaus 

geführten Kontroversen stellt dieser Beitrag die Entwicklung des Ge-

schichtsorts Stadthaus in der neuen Trägerschaft vor.

Zur Rolle des Stadthauses im Nationalsozialismus

Das 1711 fertiggestellte Görtz-Palais am Neuen Wall 86 wechselte 1726 in den 

Besitz der Stadt Hamburg über und wurde seither „Stadthaus“ genannt. Ab 

1814 beherbergte das Gebäude die Hamburger Polizeibehörde. Zwischen 

1891 und 1921 kamen mehrere Erweiterungsbauten hinzu, sodass der Name 

„Stadthaus“ schließlich für einen ganzen Komplex aus Verwaltungsgebäu-

den an der Stadthausbrücke und dem Neuen Wall stand. Dieser Gebäude-

komplex war während des Nationalsozialismus Sitz des Polizeipräsidiums 

ALYN ŠIŠIĆ

Der Geschichtsort Stadthaus. 
Zur Entwicklung eines 
umkämpften Hamburger 
Erinnerungsortes
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und zentraler Befehlsstellen der Kriminalpolizei sowie der Geheimen 

Staatspolizei (Gestapo). Auch der Kommandeur der Schutzpolizei hatte 

hier seinen Sitz. Im Stadthaus wurden Hamburger*innen festgehalten, die 

tatsächlich oder mutmaßlich im Widerstand aktiv oder politische Geg-

ner*innen des Nationalsozialismus waren, hier verhörten und folterten 

Polizeibeamte Verdächtigte und beantragten die Ausstellung zeitlich un-

befristeter „Schutzhaftbefehle“ bzw. Überstellungen in Konzentrations

lager. Schutzpolizisten begleiteten die Gefangenentransporte. Zunehmend 

verhaftete die Polizei auch Personen wegen ihrer Lebensweise, ihrer Über-

zeugungen oder Lebensumstände. Sie nahm Menschen fest, deren Liebes-

beziehungen gegen die Nürnberger „Rassegesetze“ verstießen, verhaftete 

Homosexuelle und Zeug*innen Jehovas. Sie nahm von Fürsorgebehörden 

als „asozial“ ausgesonderte Menschen ebenso wie Vorbestrafte in „polizei-

liche Vorbeugungshaft“ und wies sie in Konzentrationslager ein. Die Ge-

stapo überwachte – mit tatkräftiger Unterstützung von Denunziant*in-

nen – die Hamburger Bevölkerung einschließlich der nach Kriegsbeginn 

aus den besetzten Ländern verschleppten Zwangsarbeiter*innen und 

Kriegsgefangenen, sie schüchterte ein, verhörte, verhaftete.

Foto von Angehörigen der 
Polizeiführung im Hof des Stadt-
hauses im Oktober 1943 als Teil 
der neuen Eingangsgestaltung 
des Geschichtsorts Stadthaus, 
Mai 2024. Foto: Christine Eckel 
(SHGL) 
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Im Stadthaus befanden sich zeitweilig auch das „Judenreferat“ der Ge-

stapo und die „Zigeunerdienststelle“ der Kriminalpolizei. Letztere leistete 

auch Amtshilfe für die Rassenhygienische und bevölkerungsbiologische 

Forschungsstelle des Reichsgesundheitsamtes: In den Räumen im Stadt-

haus wurden Sinti*ze und Rom*nja bereits im Kindesalter zur Erstellung 

von „Rassegutachten“ vermessen und fotografiert. Auch die Befehle aus 

dem Reichssicherheitshauptamt zur Deportation von Sinti*ze und Rom*nja 

und der als jüdisch kategorisierten Menschen gingen im Stadthaus ein. 

Hier wurden Deportationslisten geschrieben und die Transporte in die Ver-

nichtungslager zusammengestellt.

Die Bedeutung des Stadthauses reichte weit über Hamburg hinaus. Die 

Leitstellen von Gestapo und Kriminalpolizei organisierten auch Verfol-

gungsmaßnahmen in weiten Teilen Nordwestdeutschlands zwischen 

Flensburg und Lüneburg. Zudem zählte das Kommando der Schutzpolizei 

im Stadthaus zu den zentralen Befehlsstellen der Hamburger Polizeibatail-

lone der Ordnungspolizei, die in Hamburg für den Kriegseinsatz zusam-

mengestellt wurden.

Mehrere Hundertschaften der Hamburger Ordnungspolizei waren bei 

der Besetzung der Tschechoslowakei, Polens und der Sowjetunion im Ein-

satz. In Polen und der Sowjetunion beteiligten sich Hamburger Ordnungs-

polizisten an der systematischen Ermordung der jüdischen Bevölkerung 

und der Verschleppung von Zwangsarbeiter*innen sowie an weiteren 

Kriegsverbrechen. 1  

Erinnerung an die im Stadthaus verübten Verbrechen

Nach Kriegsende fand die Bedeutung des Stadthauses als einer Zentrale des 

nationalsozialistischen Terrors in Hamburg lange Zeit kaum Beachtung. In 

den 1943 bei Luftangriffen beschädigten Gebäudekomplex zog nach dessen 

Wiederherstellung Ende der 1940er Jahre die Baube-

hörde ein. Sie nutzte die Bauten an der Stadthaus-

brücke mehr als 60 Jahre lang. Beschäftigte der Bau-

behörde waren die ersten, die ein Erinnerungszeichen 

an die im Stadthaus verübten Verbrechen forderten, 

und zwar bereits im Jahr 1948. Allerdings nahm der 

Hamburger Senat diese Idee nicht auf und sie geriet 

wieder in Vergessenheit.

1  Zur Geschichte des Stadthauses im 
Nationalsozialismus wie auch zu 
seiner Bau- und Nutzungsgeschichte 
siehe Herbert Diercks / Christine 
Eckel / Detlef Garbe (Hrsg.), Das 
Stadthaus und die Hamburger Poli-
zei im Nationalsozialismus. Katalog 
der Ausstellungen am Geschichtsort 
Stadthaus, Berlin 2021.
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Erst mit dem Generationenwechsel und im Zuge der 68er-Bewegung 

erwachte auch in Hamburg wieder das Interesse am antifaschistischen Wi-

derstand und damit auch an den Orten der nationalsozialistischen Verfol-

gung in der Stadt. In den 1970er Jahren erschienen mehrere Publikationen 

über Stätten des Hamburger Widerstands, die auch das Stadthaus mit the-

matisierten. Der Landesjugendring suchte das Stadthaus bei antifaschisti-

schen Stadtrundfahrten auf. Ehemalige Verfolgte und ihre Verbände wie 

die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistin-

nen und Antifaschisten (VVN-BdA) hielten zu Jahrestagen Mahnwachen 

vor dem Gebäude ab. 1981 sorgten Mitarbeiter*innen der Baubehörde mit 

Unterstützung der Gewerkschaft ÖTV für die Anbringung eines ersten – 

und für die nächsten Jahrzehnte auch einzigen – Erinnerungszeichens vor 

Ort, einer Gedenktafel aus Bronze im Eingang der Stadthausbrücke 8, der 

ehemaligen Adresse der Gestapo. 2 

Zum Politikum wurde der Gebäudekomplex erst, als 2008 der von der 

CDU gebildete Senat unter Ole von Beust den Umzug der Behörde für Stadt-

entwicklung und Umwelt nach Wilhelmsburg beschloss und entschied, 

deren bisherigen Standort im geschichtsträchtigen Gebäudekomplex in 

herausragender Citylage zu privatisieren. Dies rief die Opposition auf den 

Plan. Sie protestierte gegen die Modalitäten des geplanten Verkaufs und 

machte zugleich auf dessen erinnerungspolitische 

Dimension aufmerksam – wohlgemerkt, nachdem 

die Nutzung des Gebäudes durch die Baubehörde 

ohne besonderes Erinnerungszeichen jahrzehnte-

lang keineswegs als Problem angesehen oder gar 

skandalisiert worden war.

Joist Grolle, der ehemalige Schulsenator der 

SPD, formulierte 2008 in seiner damaligen Funktion 

als Vorsitzender des Vereins für Hamburgische Ge-

schichte: „Der Umgang mit dem Stadthaus stellt die 

Erinnerungskultur unserer Stadt auf eine Bewäh-

rungsprobe. Es ist zu hoffen, dass Hamburg diese 

Probe besteht.“ 3 Der Senat sicherte zu, dass eine „zu-

künftige Planung Räumlichkeiten für ein würdiges 

Gedenken an die Opfer der nationalsozialistischen 

Gewaltherrschaft in Hamburg vorsehen“ müsse. 4 

Diese Festlegung fand Eingang in die Ausschrei-

bungsunterlagen der Finanzbehörde, die darin eine 

2  Vgl. die Broschüre der Gewerk-
schaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr, Bezirksverwaltung 
Hamburg (Hrsg.), Dokumentation 
Stadthaus in Hamburg. Gestapo-
Hauptquartier von 1933 bis 1943, 
Hamburg 1981.

3  Zitiert nach: Matthias Schmoock, 
Schumacher-Bau und Gestapo-Zent-
rale, in: Hamburger Abendblatt, 
12.2.2008.

4  Antwort des Senats auf eine 
Schriftliche Kleine Anfrage, Bürger-
schaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg, 15.2.2008, Drucksache 
18/7995. [Drucksachen ab der 
16. Wahlperiode sind über die Par
lamentsdatenbank der hamburgi-
schen  Bürgerschaft unter https://
www.buergerschaft-hh.de/parldok/ 
online zugänglich].

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/
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Berücksichtigung des Themas Nationalsozialismus in der von Bieter*innen 

vorzulegenden Nutzungskonzeption einforderte.

Den Zuschlag erhielt die Immobilienfirma Quantum AG, die in ihrer 

Konzeption neben einem Nutzungsmix aus Wohnen, Arbeiten und Shop-

pen auch die Einrichtung eines Lernorts vorgesehen hatte. Nach Auskunft 

des neuen schwarz-grünen Senats enthielt der 2009 geschlossene, nicht 

veröffentlichte Kaufvertrag dann die Auflage, „einen Lernort […] zur Nut-

zung des Stadthauses in den Jahren 1933 – 1943, als sich hier der Sitz der 

Hamburger Polizeibehörde befand und mit der Gestapoleitstelle als Zen

trale des Terrors fungierte, in geeigneten Räumen auf seine Kosten zu rea-

lisieren sowie dauerhaft den Betrieb und die öffentliche Zugänglichkeit 

sicher zu stellen“. 5

Für diesen nicht näher spezifizierten „Lernort“ wurde eine Brutto

geschossfläche von 750 qm festgelegt. Die Bruttogeschossfläche bezeichnet 

eine Gesamtfläche einschließlich aller Nebenflächen wie z. B. Flure, Toilet-

ten oder Treppenhäuser. Öffentlich benannt wurde diese Zahl – allerdings 

ohne den Hinweis, dass es sich dabei um die Bruttogeschossfläche handeln 

sollte – erstmals in einer Mitteilung des inzwischen SPD-geführten Senats 

an die Hamburgische Bürgerschaft vom 30. April 2013, in der unter an

derem zu einer fehlenden Gesamtschau des Hamburger Widerstands Stel-

lung genommen wurde. Darin hieß es:

„Stätten des Widerstands von besonderer historischer Bedeutung, die 

sich nicht nur auf einzelne Ereignisse oder Vorkommnisse beziehen und 

sich als Räumlichkeit für Dokumentationszwecke eignen, sind in Hamburg 

nicht vorhanden. Als Stätte, von der aus die Verfolgung nicht nur des Wi-

derstands, sondern nahezu aller Verfolgtengruppen, […] zentral geplant 

und organisiert wurde, kommt aber das ehemalige Stadthaus, das Quartier 

der Polizeibehörde und der Gestapoleitstelle in Hamburg, in Betracht. 

Auch spricht für diesen Standort die zentrale innerstädtische Lage. Die von 

dem neuen Eigentümer vertraglich zugesagte Fläche von 750 m² für die 

Nutzung ‚Gedenkstätte‘ sieht einen ‚Lernort mit un-

terschiedlichen Inhalten […]‘ einschließlich der Ein-

beziehung von Räumen vor, ‚die als historische Stät-

ten von der Verfolgung des Widerstandes zeugen‘.“ 6 

Verfolgtenverbände, die sich seit vielen Jahren 

für eine Gesamtschau des Hamburger Widerstands 

einsetzen, sahen ihr Ziel nun in greifbare Nähe 

gerückt.

5  Mitteilung des Senats an die 
Bürgerschaft, Bürgerschaft der 
Freien und Hansestadt Hamburg, 
10.10.2009, Drucksache 19/4555.

6  Mitteilung des Senats an die Bür-
gerschaft, Bürgerschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg, 30.4.2013, 
Drucksache 20/7833.
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Der Geschichtsort Stadthaus als Teil 
der Buchhandlung Lesesaal

Am 2. Mai 2018 eröffnete an der Stadthausbrücke 6 in dem entkernten und 

umgebauten Gebäudekomplex mit teils aufwändig rekonstruierter Fassade 

der Geschichtsort Stadthaus mit einer Interimsausstellung über die Ge-

schichte der Hamburger Polizei im Nationalsozialismus. 

Bereits die Eröffnung war von Protesten der Initiative Gedenkort Stadt-

haus begleitet, die Anfang 2018 nach dem Bekanntwerden der Planungen 

von Verfolgtenverbänden, Geschichtswerkstätten, Initiativen und Einzel-

personen gegründet worden war. Die Initiative sah nicht nur die Hoffnung 

auf eine umfassende Darstellung des Hamburger Widerstands enttäuscht, 

sondern machte auch keinen Hehl daraus, dass der Geschichtsort Stadt-

haus sich in keiner Hinsicht mit ihrer Vorstellung eines würdigen Gedenk- 

und Lernorts deckte.

Die Eigentümerin hatte das Konzept für den Ort mit der Behörde für 

Kultur und Medien, dem Denkmalschutzamt und der KZ-Gedenkstätte 

Neuengamme abgestimmt und den Betrieb des Geschichtsorts der Inhabe-

rin der Buchhandlung Lesesaal mit angeschlossenem Café übertragen. Die 

inhaltlich von der KZ-Gedenkstätte Neuengamme erarbeitete Ausstellung 

sollte nach den damaligen Planungen rund ein Drittel der Räumlichkeiten 

der Buchhandlung einnehmen. 

Die bis heute umstrittene Nettofläche des Geschichtsorts Stadthaus 

unterschied sich nach Abzug der Verkehrs- und Nebenflächen deutlich von 

der vereinbarten Bruttogeschossfläche von 750 qm. Die „Initiative Gedenk-

ort Stadthaus“ kritisierte vor diesem Hintergrund, letztlich blieben für den 

Lernort nur 60 qm übrig, und konstatierte: „Es ist 

nicht erkennbar, wie unter diesen völlig unange-

messenen Rahmenbedingungen auch nur annä-

hernd der im Stadthauskomplex vorgesehene und 

vertraglich zwischen der Freien und Hansestadt 

Hamburg und der Quantum Immobilien AG verein-

barte Ort des Lernens und Gedenkens entstehen 

kann.“ 7

Vertreter*innen des Senats betonten demge

genüber, dass der vorgesehene Ort von herausra

gender Zentralität und Sichtbarkeit innerhalb des 

Komplexes sei. Zudem seien mit dem „rund um die 

7  Petition der Initiative Gedenkort 
Stadthaus an die Hamburger Bürger-
schaft vom 22.7.2018, https://www.
foerderkreis-stadthaus.de/
doc/B%C3%BCrgerschaftspetition.
pdf [26.4.2024]. Zur Arbeit der Initia-
tive siehe auch: Initiative Gedenkort 
Stadthaus (Hrsg.), Das Stadthaus in 
Hamburg. Zentrum von Terror und 
Unterdrückung 1933 bis 1943. Das 
Ringen um einen würdigen Gedenk- 
und Lernort, Hamburg 2019 [auf der 
Website des Förderkreises Stadthaus 
unter http://www.foerderkreis-
stadthaus.de/ online verfügbar].

https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/B%C3%BCrgerschaftspetition.pdf
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/B%C3%BCrgerschaftspetition.pdf
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/B%C3%BCrgerschaftspetition.pdf
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/B%C3%BCrgerschaftspetition.pdf
http://www.foerderkreis-stadthaus.de/
http://www.foerderkreis-stadthaus.de/
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Uhr zugänglichen Arkadengang, in dem die Baugeschichte – inklusive der 

NS-Geschichte – dargestellt werde, und dem sogenannten ‚Seufzergang‘“ 

neben der Fläche des Dreiklangs aus Buchhandlung, Café und Ausstellung 

auch noch weitere Flächen dem Geschichtsorts Stadthaus zuzurechnen. 8 

Befeuert wurden die Proteste der Initiative von einer Marketingkampa-

gne im Auftrag der Quantum Immobilien AG. Diese Kampagne offenbarte 

einen deutlichen Mangel an erinnerungspolitischem Gespür für den von 

Folter und Verfolgung geprägten historischen Ort, indem sie die „Stadt-

höfe“ – so die neue Bezeichnung – etwa durch großformatige Banner mit 

Slogans wie „Famose Chose!“ und „Welch’ Plaisir“ 

bewarb und Kellerfenster mit dem Slogan „Kopp 

hoch, Chérie“ beschriftete. Für Empörung sorgte 

insbesondere der Schriftzug „Bienvenue – Moin 

Moin – Stadthof“ aus Metallbuchstaben, der in sei-

ner Gestaltung an die des Spruchs „Arbeit macht 

frei“ an den Lagertoren verschiedener Konzentra

tionslager erinnerte. Er wurde rasch wieder ent-

fernt. 9

8  Bürgerschaft der Freien und Han-
sestadt Hamburg, Protokoll der öf-
fentlichen Sitzung des Kulturaus-
schusses vom 22.3.2018, https://www.
foerderkreis-stadthaus.de/doc/
Kaprot2018.pdf [26.4.2024].

9  Streit um Stadthöfe-Schriftzug: 
Umstrittenes Eingangstor kommt 
weg, in: Hamburger Morgenpost, 
8.2.2018.

Die Ausstellung „Das Stadthaus im Nationalsozialismus. Eine Zentrale des Terrors“ 
in der Buchhandlung Lesesaal, 29.1.2020. Foto: Hamburger Morgenpost

https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/Kaprot2018.pdf
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/Kaprot2018.pdf
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/Kaprot2018.pdf
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Neben der Fläche des Geschichtsorts Stadthaus stieß auch das Betrei-

berkonzept auf heftige Kritik, über die medial insbesondere von der Zeit, 

der Hamburger Morgenpost und der tageszeitung ausführlich berichtet 

wurde. 10 Es wurde schnell deutlich, dass sich aus der Übergabe der Verant-

wortung für diesen exponierten historischen Lernort an eine Buchhänd

lerin Probleme ergaben. Unter der Überschrift „Unwürdiger Umgang“ be-

richtete etwa die Wochenzeitung Die Zeit im April 2019 von einem Brief von 

20 Historiker*innen an den Hamburger Bürgermeister, worin diese sich ge-

gen eine Privatisierung des Gedenkens gewandt und das Konzept des Ge-

schichtsorts Stadthaus als „mehr als befremdlich“ bezeichnet hatten. 11 

Angesichts der heftigen öffentlichen Proteste berief der Senator für 

Kultur und Medien bereits im März 2018 einen Beirat ein, dem zehn Vertre-

ter*innen aus Wissenschaft, Verbänden und Initiativen angehörten. Zwi-

schen 2018 und 2021 tagte der Beirat 21-mal und diskutierte eine Reihe von 

Lösungsvorschlägen und Alternativen, die aber überwiegend keine politi-

sche Unterstützung fanden. Aufgegriffen wurde die Idee zur Auslobung ei-

nes künstlerischen Wettbewerbs, aus dem die 2022 eingeweihte Boden-

skulptur „Stigma“ des Künstlerinnenduos missing icons hervorging. Die 

großflächige, mit einer roten Granulat-Splitt-Schicht verfüllte Bodenskulp-

tur verweist an der Ecke Stadthausbrücke / Neuer Wall als eine Narbe im 

Stadtraum auf den vergangenen Terror im Stadthaus, auf dessen Verdrän-

gung und auf bis heute bestehende Forderungen nach Versuchen einer 

Wiedergutmachung.

Weiterhin fand die Forderung Gehör, dass eine inhaltliche Begleitung 

des Geschichtsorts Stadthaus auch personell unterlegt werden müsse. Für 

die Entwicklung und Umsetzung von Vermittlungsangeboten richtete der 

Senat auf Ersuchen der Hamburgischen Bürgerschaft vom November 2018 

eine auf zwei Jahre befristete wissenschaftliche Stelle ein, die im Januar 

2020 der neu gegründeten Stiftung Hamburger Ge-

denkstätten und Lernorte zur Erinnerung an die Op-

fer der NS-Verbrechen (SHGL) zugeordnet wurde. 

Im selben Monat erfolgten die Fertigstellung 

der im Wesentlichen von Herbert Diercks als Mitar-

beiter der KZ-Gedenkstätte Neuengamme erarbeite-

ten und auf Kosten der Eigentümerin produzierten 

zweisprachigen Dauerausstellung „Das Stadthaus 

im Nationalsozialismus. Eine Zentrale des Terrors“ 

im Geschichtsort Stadthaus, einer Außenausstel-

10  Ein kommentierter Pressespie-
gel ist auf der Website des Förder-
kreises Gedenkstätte und Lernort 
Stadthaus einsehbar unter https://
www.foerderkreis-stadthaus.de/
presse.html [24.4.2024].

11  Kilian Trotier, Unwürdiger Um-
gang, in: Die Zeit Nr. 18/2019 vom 
25.4.2019, Dokumentation des 
Briefes: https://www.foerderkreis-
stadthaus.de/img/OB.jpg [24.4.2024].

https://www.foerderkreis-stadthaus.de/img/OB.jpg
https://www.foerderkreis-stadthaus.de/img/OB.jpg
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lung auf den Brückenarkaden zur Bau- und Nutzungsgeschichte der Stadt-

höfe sowie einer Audioinstallation mit Berichten ehemaliger Gefangener 

im sogenannten „Seufzergang“, der als Verbindungsgang zwischen Arrest-

zellen und Verhörräumen gedient hatte.

Am Grunddilemma des fehlenden Raumangebots und an „dem nach 

wie vor problematischen Zustand, dass an dem zentralen Ort der NS-Ver-

folgungsbehörden in Hamburg die Erinnerung an die geschäftlichen Inte-

ressen der Eigentümer gebunden ist“, 12 vermochte jedoch auch der Beirat 

nichts zu ändern, der sich Ende 2021 auflöste. „Einen würdigen Informati-

ons-, Gedenk- und Lernort zur Geschichte des Widerstandes gegen den Na-

tionalsozialismus im Stadtzentrum zu schaffen, bleibt daher nach wie vor 

ein Desiderat in der Erinnerungskultur der Stadt Hamburg“, lautete sein er-

nüchtertes Resümee. 13

Neukonzeption in der Trägerschaft der SHGL

Durch die Insolvenz der Buchhandlung Lesesaal im Zuge der Coronapan-

demie entstand im Februar 2022 eine neue Situation. Nach mehrmonatigen 

Verhandlungen einigten sich die Stadthöfe GmbH & Co. KG als Eigentüme-

rin, die durch die Behörde für Kultur und Medien vertretene Stadt Ham-

burg und die SHGL darauf, dass Letztere die Trägerschaft für den Ge-

schichtsort übernehmen solle. Die Stadthöfe GmbH & Co. KG gehörte zu 

diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr zur Quantum Immobilien AG. Sie 

befindet sich nunmehr im Besitz der berufsständischen Versorgungswerke 

Ärzteversorgung Niedersachsen, Ärzteversorgung Sachsen-Anhalt und 

Ärzteversorgung Mecklenburg-Vorpommern.

Der im September 2022 geschlossene Vertrag, der im Transparenzpor-

tal der Stadt Hamburg einsehbar ist, enthält folgende Kernpunkte: Die 

SHGL übernimmt die Trägerschaft für eine Dauer von zunächst 20 Jahren 

und mit unbefristeter Option auf Verlängerung. Die 

von der Stadthöfe KG finanzierten Dauerausstellun-

gen (und damit auch die Verantwortung für ihre 

Wartung und Pflege) gehen in den Besitz der Stif-

tung über. Die Stiftung übernimmt die Fläche miet-

frei, zahlt jedoch der Stadthöfe KG eine jährliche 

Pausschale von 20.000 Euro für verbrauchsunab-

hängige Nebenkosten. Die Fläche des Geschichtsor-

12  Abschlussbericht des Beirats 
zum „Geschichtsort Stadthaus“,  
2.11. 2021, https://www.hamburg.de/
contentblob/15627738/37f2b1a-
ba026acd88e6d35e727083717/
data/2021-11-25-abschlussbericht-
beirat.pdf [26.4.2024].

13  Ebd.

https://www.hamburg.de/contentblob/15627738/37f2b1aba026acd88e6d35e727083717/data/2021-11-25-abschlussbericht-beirat.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15627738/37f2b1aba026acd88e6d35e727083717/data/2021-11-25-abschlussbericht-beirat.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15627738/37f2b1aba026acd88e6d35e727083717/data/2021-11-25-abschlussbericht-beirat.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15627738/37f2b1aba026acd88e6d35e727083717/data/2021-11-25-abschlussbericht-beirat.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15627738/37f2b1aba026acd88e6d35e727083717/data/2021-11-25-abschlussbericht-beirat.pdf
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tes umfasst nunmehr die vormalige Ladenfläche der Buchhandlung Lese-

saal, den „Seufzergang“, die Ausstellung auf den Brückenarkaden, drei 

Toiletten im Untergeschoss und einen Lagerraum im Keller. 14

Damit erweiterte sich die nutzbare Fläche des Geschichtsorts Stadthaus 

faktisch um die zuvor von Lesesaal und Café genutzte Fläche. Impliziter 

Teil der Vereinbarung war, dass die Stadt Hamburg künftig für die Bewirt-

schaftung des Geschichtsorts Stadthaus aufkommen würde. Gleichfalls im 

September 2022 beschloss die Hamburgische Bürgerschaft, der SHGL da-

für finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen. 15 Teil der bereitgestellten 

Betriebskosten waren auch Mittel für einen externen Dienstleister, der 

nunmehr das Empfangs- und Aufsichtspersonal stellt. 

Die pädagogisch-wissenschaftliche Begleitung der Arbeit am Ge-

schichtsort Stadthaus durch die SHGL wurde verstetigt und angesichts der 

wachsenden Aufgaben auf Beschluss des Stiftungsrats zum Jahresbeginn 

2023 von einer auf anderthalb Stellen aufgestockt (zugleich allerdings auch 

das Aufgabenfeld auf die pädagogische Begleitung der Gedenkstätten 

Fuhlsbüttel und Poppenbüttel in Trägerschaft der SHGL ausgeweitet). Eine 

Finanzierung für die Ausweitung des pädagogischen Angebots im Ge-

schichtsort Stadthaus, das maßgeblich durch von der SHGL geschulte, frei-

berufliche Guides unterstützt wird, war zunächst noch nicht vorgesehen, 

wurde aber 2023 ergänzt.

Damit finanziert nunmehr faktisch die Stadt Hamburg den Betrieb 

des  Geschichtsorts Stadthaus. Angesichts der ursprünglichen Verpflich-

tung der Eigentümerin aus dem Kaufvertrag, für den Betrieb des Ge-

schichtsorts Stadthaus aufzukommen, wertete die Initiative Gedenkort 

Stadthaus den Vertrag als „neuen Skandal“ und 

„nicht untypische Liebedienerei“ der Stadt Ham-

burg für ein Immobilienunternehmen: „So richtig es 

ist, dass der Geschichtsort Stadthaus jetzt nicht 

mehr von den Eigentümern, also privat betrieben 

wird, so verantwortungslos und rechtlich fragwür-

dig ist die Missachtung des Kaufvertrages“, monierte 

die Initiative. 16

Insofern zeichnete sich früh ab, dass die von 

Kultursenator Dr. Carsten Brosda (SPD) bei der Neu-

eröffnung des Geschichtsorts Stadthaus am 3. Juli 

2023 geäußerte Hoffnung, diese möge „die Debatten 

14  Der vollständige Vertragstext 
ist hier einsehbar: https://suche.
transparenz.hamburg.de/dataset/
vertrag-ueber-den-betrieb-des-
geschichtsortes-zw-fhh-und- 
stadthoefe-kg-2022-09-22 [26.4.2024].

15  Antrag, Bürgerschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg, 7.9.2022, 
Drucksache 22/9309.

16  Flyer „Mitten in Hamburg – Das 
Stadthaus“, Januar 2023, https://
www.foerderkreis-stadthaus.de/doc/
Flyer%202023.pdf [31.7.2024].

https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-ueber-den-betrieb-des-geschichtsortes-zw-fhh-und-stadthoefe-kg-2022-09-22
https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-ueber-den-betrieb-des-geschichtsortes-zw-fhh-und-stadthoefe-kg-2022-09-22
https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-ueber-den-betrieb-des-geschichtsortes-zw-fhh-und-stadthoefe-kg-2022-09-22
https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-ueber-den-betrieb-des-geschichtsortes-zw-fhh-und-stadthoefe-kg-2022-09-22
https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-ueber-den-betrieb-des-geschichtsortes-zw-fhh-und-stadthoefe-kg-2022-09-22
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über das [erinnerungspolitische] Versagen der Stadt“ beenden, 17 sich nicht 

nahtlos erfüllen würde. Zwischen der Vertragsunterzeichnung und Wieder-

eröffnung lag allerdings zunächst noch eine von intensiven Debatten be-

gleitete Phase von Neukonzeption und Umbau. Die beiden für die pädago-

gisch-wissenschaftliche Begleitung der Arbeit am Geschichtsort Stadthaus 

zuständigen SHGL-Mitarbeiterinnen Dr. Christine Eckel und Dr. Christiane 

Heß entwickelten konzeptionelle Überlegungen zu den künftigen Aufga-

ben und der Arbeitsweise des Geschichtsortes Stadthaus. Ein Beratungs-

netzwerk, das sich vor allem aus vormaligen Mitgliedern des Beirats zu-

sammensetzte, begleitete den Prozess. Vertreten waren unter anderem die 

in der Initiative Gedenkort Stadthaus organisierten Landesverbände der 

VVN-BdA und der Arbeitsgemeinschaft ehemals verfolgter Sozialdemokra-

ten (AvS). Im Zentrum der Überlegungen der SHGL stand das künftige 

(Selbst-)Verständnis des Geschichtsorts Stadthaus als einem „offenen Ort“, 

der Raum für eine Mitwirkung von Besucher*innen, Nutzer*innen und In-

teressierten bieten sollte. Auch stand fest, dass die beiden Dauerausstellun-

gen bestehen bleiben sollten. Für eine – von den Verfolgtenverbänden ge-

wünschte – inhaltliche Erweiterung der Ausstellung „Das Stadthaus im 

Nationalsozialismus. Eine Zentrale des Terrors“ wie auch der Ausstellung 

zur Bau- und Nutzungsgeschichte gab es keine Finanzierung. Daher kam 

der Schaffung einer Sonderausstellungsfläche für temporäre Ausstellungs-

formate besondere Bedeutung zu.

Um die bisher als Buchhandlung und Café genutzte Fläche des Geschichts-

orts Stadthaus für die erinnerungskulturelle Arbeit nutzbar zu machen, 

entwickelte die SHGL in enger Abstimmung mit den genannten Verfolgten-

verbänden und weiteren Expert*innen eine Konzeption, aus der sich fol-

gende Entscheidungen für die räumliche Umgestaltung ergaben: Auf der 

Fläche der vormaligen Buchhandlung wurde ein zugleich als Sonderaus-

stellungsfläche nutzbarer Veranstaltungsraum geschaffen. Zudem ent-

stand dort ein Empfangstresen für Ausstellungsgäste sowie ein Büroraum 

für Mitarbeiter*innen. Auf der vormaligen Fläche des Cafés wurde ein se-

parierbarer Seminarraum für die pädagogische Vermittlungsarbeit einge-

richtet. Im Mittelpunkt der Debatten stand jeweils die optimale Ausnut-

zung des vorhandenen Raums für den geplanten 

multifunktionalen Lernort, in die auch Schaufenster 

des Geschichtsorts Stadthaus einbezogen wurden. 

So wurde die Schaufensterfläche, die bislang als Ein-

17  Zit. n. Maike Cecilia Huckschlag, 
Hamburgs NS-Terrorzentrale: 
Gedenkstätte Stadthaus eröffnet, in: 
Hamburger Abendblatt, 4.7.2023.
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gangsinstallation in die Ausstellung gedient hatte, umgestaltet und zu-

gänglich gemacht. 

Die vormals in einem Stadtplan verorteten Porträtfotos von NS-Ver-

folgten wurden auf drehbaren Tafeln um Namen und biografische Angaben 

ergänzt. In der dahinter gelegenen Fläche ist der schon in der bisherigen 

Gestaltung präsentierte Schreibtisch nun mit einem Informationsangebot 

versehen und kann von Besucher*innen geöffnet und erkundet werden. 

Zudem sind in diesem Bereich auch die „Memory Boxes“ platziert, die suk-

zessive im Zuge eines an Angehörige von NS-Verfolgten gerichtetes Par

tizipationsangebot ergänzt werden: Angehörige sind eingeladen, eine 

Schachtel mit Fotos und Dokumenten zusammenzustellen, die an ihr Fa-

milienmitglied erinnern, das im Stadthaus inhaftiert war oder dessen Ver-

folgung hier organisiert wurde.

Die Memory Boxes können von allen Besucher*innen des Geschichts-

orts Stadthaus eingesehen werden und stehen auch für die pädagogische 

Arbeit vor Ort bereit. Neben der Erinnerung an die Verfolgten machen die 

Bisherige und aktuelle Schaufenstergestaltung des Geschichtsorts Stadthaus, 2020 und 2023.  
Fotos: Kati Jurischka, Clara Mansfeld (SHGL)
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Memory Boxes auch deutlich, dass die NS-Verfolgung keine abgeschlos-

sene Geschichte ist, sondern bis heute Auswirkungen in die Familien der 

Betroffenen hat. 

Ein weiteres Partizipationsangebot richtet sich an Verbände und Ini

tiativen, die an die nationalsozialistischen Verbrechen in Hamburg und 

deren Folgen erinnern. Sie sind nicht nur eingeladen, den Seminarraum 

des Geschichtsorts Stadthaus nach Absprache für eigene Treffen zu nut-

zen, sondern auch, in einem der weiteren Schaufenster ihre Themen, Ar-

beiten und aktuellen Projekte vorzustellen. Die Auswahl aus den einge-

reichten Vorschlägen trifft ein Runder Tisch, in dem Mitglieder des Beirats 

der Stiftung vertreten sind. Die erste Gestaltung übernahm im Oktober 

2023 die Initiative Gedenkort Stadthaus, die dort ihre Sicht auf die erinne-

rungspolitischen Kontroversen um das ehemalige Stadthaus vorstellte. 

Weitere Gestaltungen folgten bisher von „mer kekhne – wir zusammen. Ein 

Projekt von und mit Sinti und Roma“, der Rom und Cinti Union und der 

VVN-BdA. 

Bernhard Esser (links) erläutert 
Fotos aus seiner Memory Box, die 
an die Verfolgungsgeschichte 
seines Vaters, seines Großvaters, 
seines Onkels und seiner Tante 
erinnert, Juli 2023.  
Foto: Iris Groschek (SHGL)
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18  Flyer „Mitten in Hamburg – 
Das Stadthaus“ (Anm. 16). 

Fortgesetzte Mahnwachen und neue Konfliktfelder

Die Initiative Gedenkort Stadthaus und einige der in ihr vertretenen Orga-

nisationen haben sich an der Neugestaltung des Geschichtsorts Stadthaus 

aktiv beteiligt und nutzen die Räume auch im Rahmen von Kooperations-

veranstaltungen. So ist etwa der Hamburger Landesverband der VVN-BdA 

gerade dabei, ein festes Angebot von Lesungen zu Personen aus dem Ham-

burger Widerstand zu etablieren. Dies tut der grundsätzlichen Kritik der 

Initiative, die sie auch bei der Wiedereröffnung des Geschichtsortes Stadt-

haus am 3. Juli 2023 mit Transparenten vor dem Eingang kundgetan hat, 

jedoch keinen Abbruch. 

Bei aller Sympathie für die Weiterentwicklung des Geschichtsorts 

Stadthaus sehen die Verfolgtenverbände dort nicht eingelöst, wofür sie sich 

seit Jahren mit großem Engagement einsetzen: eine umfassende Erinne-

rung an NS-Terror und Widerstand in einem angemessen großen Gedenk- 

und Lernort im Stadtzentrum. Die Initiative Gedenkort Stadthaus setzt ihre 

seit Anfang 2018 stattfindenden wöchentlichen Mahnwachen vor der Ro-

tunde des Stadthauses weiter fort. Am 17. November 2023 hielt sie ihre 

250. Mahnwache ab. Zu ihren zentralen Forderungen gehört nach wie vor 

die Ausweitung der für Inhalte nutzbaren Fläche des 

Geschichtsorts Stadthaus auf 750 qm für eine ange-

messene Würdigung des Hamburger Widerstands. 18

Schaufenstergestaltung (vorne) durch die Initiative Gedenkort Stadthaus, 
Oktober  2023. Foto: Christine Eckel (SHGL)
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Trotz oder vielleicht auch wegen der andauernden Proteste stößt der 

Geschichtsort Stadthaus auf großes Interesse. Mehr als 1.000 Menschen be-

suchen ihn jeden Monat seit der Wiederöffnung. Die von Kultursenator 

Dr. Carsten Brosda bei der Wiedereröffnung geäußerte Hoffnung, der mit-

ten in der Stadt liegende Lernort biete die Chance, auch Leute zu erreichen, 

die „sich einfach durchs städtische Zentrum bewegen“, 19 hat sich erfüllt: 

Das Gros sind Einzelbesucher*innen, die hereinschauen, um sich die Dau-

erausstellungen anzusehen. Viele lesen sich fest, zeigen sich insbesondere 

vom „Seufzergang“ beeindruckt und hinterlassen zustimmende oder auch 

begeisterte Kommentare im Gästebuch. Auch Lesungen, Vorträge, Rund-

gänge und Projekte für Schulklassen sind stark nachgefragt und erhalten 

viel positives Feedback.

Wo und wie nun künftig der Hamburger Widerstand darüber hinaus 

thematisiert werden soll, ist allerdings noch ungeklärt. In der neuen, im 

September 2023 vom Hamburger Senat beschlossenen Gedenkstättenkon-

zeption heißt es dazu: „Weiterhin nicht eingelöst ist die von der Hambur

gischen Bürgerschaft mehrfach angeregte ‚Gesamtschau des Widerstands‘. 

[…] Für den Vorschlag, einen entsprechenden Lernort mit einer umfassen-

den Ausstellung […] im Zuge einer Erweiterung der Gedenkstätte Fuhlsbüt-

tel in dem noch weitgehend erhaltenen KZ-Gebäude ‚Haus 3‘ einzurichten, 

spricht vieles, allerdings wird nach jetzigem Planungsstand des ‚Areals 

Fuhlsbüttel‘ eine Realisierung mindestens noch zehn Jahre auf sich warten 

lassen. Insofern sind hier die Bemühungen zu verstärken, für eine Über-

gangszeit nach anderen Möglichkeiten für eine stärkere Sichtbarmachung 

des Themas ‚Widerstand gegen den Nationalsozialismus‘ zu suchen. Denn 

es erscheint nicht darstellbar, wenn 2033 – und damit 100 Jahre nach Be-

ginn der NS-Herrschaft – immer noch in Hamburg ein Ort fehlen wird, in 

dem in angemessener Weise über den Widerstand informiert wird.“ 20

Bei dem angesprochenen „Haus III“ handelt es sich 

um die justizinterne Bezeichnung des 1879 als Ju-

gendgefängnis eröffneten Haftgebäudes der Straf-

anstalten Fuhlsbüttel, das während des Nationalso-

zialismus mit einigen Unterbrechungen als Teil des 

KZ bzw. Polizeigefängnisses Fuhlsbüttel genutzt 

wurde. Viele der im Hamburger Widerstand aktiven 

Menschen waren in diesem Gebäude inhaftiert. Im 

Zellentrakt des noch bis Anfang der 2000er Jahre 

19  Zit. n. Stefan Grund, Neu gestal
teter Geschichtsort Stadthaus, in: 
Die Welt, 3.7.2023.

20  Mitteilung des Senats an die Bür-
gerschaft, Bürgerschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg, 26.9.2023, 
Drucksache 22/13023. 
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weiter als Haftgebäude genutzten historischen Gefängnisbaus ist die Zel-

lenstruktur noch weitgehend original erhalten. Zahlreiche Bauteile, wie 

etwa Zellentüren und Fußboden, stammen aus der Bauzeit. Im Zuge des 

geplanten Rückbaus der JVA Fuhlsbüttel soll das Haus III zur anderweiti-

gen Nutzung freigegeben werden. 21

Das in der Tat sehr eindrucksvolle Gebäude ist vom Hamburger Senat 

für eine Erweiterung der im ehemaligen Torhaus des Gefängnisses Fuhls-

büttel bestehenden Gedenkstätte in der Trägerschaft der SHGL vorgese-

hen, um hier eine Gesamtschau des Hamburger Widerstands zu realisie-

ren. So berichteten Senatsvertreter*innen im Januar 2024 dem Kultur- und 

Medienausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft, die erweiterte Ge-

denkstätte Fuhlsbüttel solle mittelfristig „für die Themen Widerstand und 

Opfer der Justiz […] entwickelt werden“. Vorbehaltlich einer gesicherten 

Gegenfinanzierung gingen sie von einer Eröffnung der Gedenkstätte im 

Jahr 2035 aus. 22

Demgegenüber hatten die im Beirat zum Geschichtsort Stadthaus ver-

tretenen Verfolgtenverbände die „Auslagerung“ einer Gesamtschau des 

antifaschistischen Widerstands nach Fuhlsbüttel wiederholt als „unange-

messen“ abgelehnt, 23 da diese ihres Erachtens zwingend im Stadtzentrum 

realisiert werden sollte. Die Frage eines angemessenen Standorts für das 

notwendige Gedenken an den Hamburger Widerstand wird demnach auch 

künftig von Kontroversen begleitet sein. 

Alyn Šišić, M. A., leitet in der Stiftung Hamburger 
Gedenkstätten und Lernorte zur Erinnerung an 
die Opfer der NS-Verbrechen (SHGL) die Abtei-
lung Gedenkstätten Bullenhuser Damm, Fuhlsbüt-
tel, Poppenbüttel und Geschichtsort Stadthaus.

21  Behörde für Justiz und Verbrau-
cherschutz, Justizvollzug Hamburg 
2020: Standortentwicklung Fuhls-
büttel, 14.6.2023, https://www.
hamburg.de/bjv/justizvollzug/ 
14210252/quartier-santa-fu/, 
[24.4.2024].

22  Bericht des Kultur- und Medien-
ausschusses, Bürgerschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg, 2.1.2024, 
Drucksache 22/13917, S. 2.

23  Abschlussbericht des Beirates 
zum „Geschichtsort Stadthaus“ 
(Anm. 12), S. 4.

https://www.hamburg.de/bjv/justizvollzug/14210252/quartier-santa-fu/
https://www.hamburg.de/bjv/justizvollzug/14210252/quartier-santa-fu/
https://www.hamburg.de/bjv/justizvollzug/14210252/quartier-santa-fu/
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■  Die Hamburgerin Erna Nakoinzer, geboren 1909, besuchte die Hilfs-

schule und führte danach ihren Eltern in St. Pauli den Haushalt. Nach dem 

Tod der Eltern zog sie 1931 zu ihrem Bruder. Eine Fürsorgerin äußerte sich 

nach einem Hausbesuch entsetzt über die dortigen Zustände: Erna hatte 

nur eine gebrochene Chaiselongue auf einem schmutzigen, mit Gerümpel 

vollgestellten Dachboden. 1932, Erna Nakoinzer war 28 Jahre alt, kam ihre 

Tochter Ruth zur Welt. Das Jugendamt entzog ihr das Kind und brachte es 

in ein Waisenhaus, wo Ruth mit nur fünf Monaten starb. 1933 verhaftete die 

Polizei Erna Nakoinzer wegen angeblich „häufig wechselnden Geschlechts-

verkehrs“. Wenig später wies das Pflegeamt sie in die Bewahranstalt Farm-

sen ein. 1 In dieser damals offiziell noch Versorgungsheim genannten Ein-

richtung pferchte der Direktor der Hamburger Wohlfahrtsanstalten Georg 

Steigertahl bis zu 2.100 Hilfsbedürftige kostensparend zusammen, um sie 

zu disziplinieren und ihre Arbeitskraft auszubeuten. Er diffamierte sie als 

„nur bedingt zurechnungsfähiges Menschenmaterial“. 2 

Wer heute das Gelände des einstigen Versor-

gungsheims Farmsen betritt, wird ohne weitere In-

formationen nicht auf den Gedanken kommen, dass 

es sich bei diesem Ort während der Zeit des Natio-

nalsozialismus, aber auch schon im Kaiserreich und 

bis weit in die Nachkriegszeit hinein um einen Ort 

FRAUKE STEINHÄUSER

Die ehemalige staatliche 
Fürsorgeanstalt Farmsen. 
Vom Ort der Exklusion 
zum Ort der Inklusion

1  Erna Nakoinzer, Fürsorgeakte, Staats-
archiv Hamburg (StAHH) 351-14, 2434; 
darin alle biografischen Angaben 
zu Erna Nakoinzer in diesem Beitrag.

2  Georg Steigertahl, Grundriß der 
Anstaltsfürsorge, Berlin 1933, S. 157.
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der Gewalt handelte. Das sogenannte Versorgungsheim war ein Ort der 

Ausgrenzung und Verfolgung, des Leids und des Todes. Es war aber auch 

ein Ort, an dem als „asozial“ konstruierte Menschen trotz der fast über-

mächtigen Autoritäten versuchten, sich zu behaupten und gegen Zwangs-

maßnahmen zu wehren. 

Seit 2007 sind die Nachfolgeunternehmen des Hamburger Amts für 

Wohlfahrtsanstalten, Pflegen & Wohnen Hamburg GmbH sowie Fördern & 

Wohnen AöR, für das Gelände zuständig, sie betreiben dort unter anderem 

eine Pflegeeinrichtung und eine Kindertagesstätte sowie sozialpsychiatri-

sche Wohngruppen. Ab 2017 errichtete zudem das kommunale Wohnungs-

unternehmen SAGA auf dem hinteren Teil des Grundstücks Neubauwoh-

nungen für insgesamt bis zu 1000 Personen, überwiegend Familien. Deren 

Wege zu Bus, Bahn und Einrichtungen der Nahversorgung führen zwangs-

läufig dicht an den Gebäuden des früheren Versorgungsheims vorbei. Ende 

2023 erklärte Fördern & Wohnen als Eigentümerin des verbleibenden Are-

als, dass zukünftig in dem ehemaligen Wasserturm auf dem Gelände Platz 

für einen Ort zur Erinnerung an die Opfer der Zwangsfürsorge in Hamburg 

zur Verfügung stehen werde. Wie aber sollte ein solcher Ort konzipiert sein? 

Wie kann gegenwarts- und zukunftsorientiertes Erinnern an die sozialras-

sistische und eugenische Verfolgung und Vernichtung marginalisierter 

Menschen aussehen – in einer diversen Gesellschaft, in der Hamburger 

Peripherie und ohne durch die Imperative „Erinnere Dich!“, „Lerne!“ und 

„Vergiss nicht!“ von Vornherein zum Scheitern verurteilt zu sein?

Der Versuch, erste Antworten auf diese Fragen zu finden, bildet den 

Abschluss dieses Beitrags zum ehemaligen Versorgungsheim Farmsen. Zu-

nächst werde ich diese Einrichtung der geschlossenen Fürsorge in die Ge-

schichte der Hamburger staatlichen Wohlfahrtspolitik einordnen und so-

wohl Kontinuitäten in der sozialfürsorgerischen Behandlung mittelloser 

Menschen seit dem Kaiserreich als auch die Radikalisierung des Umgangs 

mit ihnen im Nationalsozialismus erläutern. Dabei gehe ich auch auf ver-

schiedene Gruppen marginalisierter Personen ein, die in die Farmsener 

Anstalt zwangseingewiesen wurden. Biografische Skizzen wie jene zu Erna 

Nakoinzer verdeutlichen die Auswirkungen der ideologisch und ökono-

misch motivierten Maßnahmen auf die Betroffenen und machen diesen 

Beitrag zu einem Text, der nicht ausschließlich die behördlichen Verfol-

gungsinstanzen und deren Interessen behandelt. Zugleich dokumentieren 

die Biografien Kontinuitäten der Diskriminierung und Ausgrenzung auch 

über politische Zäsuren hinweg. An ihnen lässt sich zudem die Eskalation 
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der Sozialdisziplinierung unangepasster Armer im Nationalsozialismus 

durch Inhaftierungen in Konzentrationslager sowie durch Einweisungen in 

psychiatrische Anstalten und solche der NS-Patient:innenmorde verdeutli-

chen. Daran anschließend werde ich die Nachkriegszeit und die mangelnde 

ideelle und materielle Anerkennung des Leids der Betroffenen schildern. 

Abschließend widmet sich der Beitrag, wie angekündigt, Überlegungen zu 

einem „Erinnerungs- und Lernort“ auf dem Gelände der heutigen Nachfol-

geeinrichtungen des ehemaligen Versorgungsheims Farmsen. 

Gründung der Fürsorgeanstalt

1904 errichtete die Stadt Hamburg in dem damals noch kleinen Dorf Farm-

sen eine Zweiganstalt des Werk- und Armenhauses in der Oberaltenallee in 

Barmbek, einer 1853 gegründeten Einrichtung der staatlichen Armenfür-

sorge. Hinter der Gründung stand neben der Notwendigkeit, mehr Platz für 

die stark wachsende Zahl Bedürftiger zu schaffen, eine konzeptionelle 

Überlegung zur Aufgabenteilung innerhalb der Hamburger staatlichen 

Wohlfahrtsanstalten. Von nun an sollte die Anstalt in der Oberaltenallee 

nur noch die nicht mehr arbeitsfähigen, kranken und pflegebedürftigen 

(„siechen“) alten Menschen aufnehmen, die Anstalt in Farmsen dagegen 

alle Arbeitsfähigen, die bis dahin in der Oberaltenallee zur Sozialdiszipli-

nierung untergebracht worden waren: vor allem Bettler:innen, Alkohol-

kranke, Wohnungslose, Frauen, die unter Prostitutionsverdacht standen, 

sowie angeblich „Arbeitsscheue“. 3 Nun konnte die Hamburger Polizeibe-

hörde all jene, die Gerichte nach § 361 des Reichsstrafgesetzbuches (RStGB) 

wegen „Landstreicherei“, „Bettelei“, „Obdachlosigkeit“ oder „Arbeits-

scheu“ oder wegen „unsittlichem Verhalten“, „Spiel, Trunk“ oder „Müßig-

gang“ zu einer Haftstrafe verurteilt hatten, nach 

§ 362 zu einer anschließenden „korrektionellen 

Nachhaft“ auch in die Farmsener Anstalt einweisen. 

Diese polizeiliche Arbeitshausunterbringung dau-

erte beim ersten Mal bis zu zwei Jahre, im wieder-

holten Fall bis zu vier Jahre und war damit oft länger 

als die eigentliche Haftzeit. 4 Da in der Farmsener 

Einrichtung in geringer Zahl auch alte Menschen 

lebten, die keiner besonderen Pflege bedurften, so-

wie entmündigte Personen, die sich aus eigenem 

3  Zu den Kernaufgaben: Betr. das 
Werk- und Armenhaus in seiner 
historischen Entwicklung, StAHH 
351-2 II Allgemeine Armenanstalt 
II_331, S. 10 f.

4  Vgl. Wolfgang Ayaß, Die „korrek-
tionelle Nachhaft“. Zur Geschichte 
der strafrechtlichen Arbeitshaus
unterbringung in Deutschland, in: 
Zeitschrift für Neuere Rechtsge-
schichte 15 (1993), S. 184 – 201. 
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Antrieb oder auf Initiative ihres gesetzlichen Vormunds in geschlossener 

Armenpflege befanden, wurde sie offiziell nicht als Arbeitshaus bezeich-

net, obwohl sie überwiegend als solches diente. 5

1912 formulierte der Direktor des Werk- und Armenhauses Ernst Hart-

mann auch programmatisch für die Farmsener Insass:innen: „Aufgabe der 

Anstalt ist es nun, diese Personen ihren Anlagen und Fähigkeiten entspre-

chend zu beschäftigen, die vorübergehend Erwerbsunfähigen an regelmä-

ßige Arbeit zu gewöhnen, um ihnen den Wiedereinstieg in das Erwerbs

leben zu ermöglichen, die Epileptiker, Schwachsinnigen und Irrensiechen, 

denen der Übertritt in das Erwerbsleben verschlossen ist, mit einfachen, 

leicht ausführbaren Arbeiten vertraut zu machen, um diesen bedauerns-

werten Geschöpfen das Leben nach Möglichkeit zu erleichtern und sie an 

nutzbringende Tätigkeiten zu gewöhnen.“ 6

Hinter der unterschiedlichen Belegung der beiden Anstalten stand 

aber nicht nur ein fürsorgerisches, sondern auch ein ökonomisches Kalkül. 

Die Einrichtungen sollten sich durch die Arbeit der 

Insass:innen weitgehend selbst finanzieren. Da die 

in der Oberaltenallee untergebrachten Personen 

nicht mehr in der Lage waren, dazu einen Beitrag zu 

leisten, musste die Farmsener Anstalt, zu der auch 

ein 300 Hektar großer landwirtschaftlicher Betrieb 

5  Hamburgisches Gesetz über das 
Armenwesen. Arbeitszwang in Ham-
burg, 1907 – 1914, StAHH 132-1 I_3642.

6  Ernst Hartmann, Das Werk- und 
Armenhaus in Hamburg, Hamburg 
1912, S. 36.

Luftaufnahme des Versorgungsheims Farmsen, um 1930. Staatsarchiv Hamburg
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gehörte, sie mitversorgen. So handelte es sich bei der „Zweiganstalt“ um 

keine kleine Einrichtung, wie der Name nahelegen könnte, sondern um ein 

regelrechtes Unternehmen. Arbeitsplätze bot der Anstaltsbetrieb beispiels-

weise in Küche und Dampfwäscherei, hinzu kamen Handwerksstätten wie 

Tischlerei und Schlosserei sowie die gewinnorientiert und auf Rechnung 

arbeitenden sogenannten Regiebetriebe wie Bäckerei, Landwirtschaft und 

„Fabrik“ mit Tütenkleberei und Sacknäherei. 

Radikalisierung der Fürsorgemaßnahmen ab 1926

1919 erhielt das Werk- und Armenhaus Oberaltenallee den moderneren 

Namen „Versorgungsheim“, gleiches galt für die Zweiganstalt Farmsen. 

1920 übernahm das neu gegründete Hamburger Wohlfahrtsamt die Ver

waltung, das 1929 zur Sozialbehörde wurde. Bereits 1923 war auf dem Farm-

sener Gelände die reichsweit erste staatliche „Trinkerheilstätte“ für 40 Per-

sonen entstanden, die freiwillig oder nach vorübergehender Entmündi

gung zwangsweise dorthin kamen. Die Rückfallquote war relativ hoch, was 

an den therapeutischen Maßnahmen zweifeln lässt. 1925 wurden die Sank-

tionen verschärft, 1928 eine geschlossene Abteilung eingerichtet. 7

Mit Hartmanns Tod 1925 änderte sich die Perspektive der Leitung der 

Wohlfahrtsanstalten auf die Funktion der geschlossenen Fürsorge und 

demzufolge die Behandlung der Anstaltsinsass:innen gravierend. Verant-

wortlich dafür war Hartmanns ab Februar 1926 amtierender Nachfolger 

Georg Steigertahl (1885 – 1975). Dieser nahm die seiner Meinung nach nöti-

gen Veränderungen zunächst noch dosiert vor, da er sich zwar der Unter-

stützung des Präsidenten des Wohlfahrtsamtes Oskar Martini (DVP, ab 1937 

NSDAP) sicher sein konnte, nicht aber der des bis 1933 für die Wohlfahrts-

politik zuständigen Senators Paul Neumann (SPD). So erhöhte Steigertahl 

in der Farmsener Anstalt erst einmal durch Aufstockung zweier Gebäude 

die Aufnahmekapazität und initiierte Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 

für das Fürsorgepersonal. Doch seine erfreute Kommentierung einer spe-

ziellen, 1925 eingerichteten Station für Frauen als 

Beginn einer „neuen Zeit“ deutet zusammen mit sei-

ner Beschreibung dieser Station bereits an, in wel-

che Richtung sich die Wohlfahrtsanstalten unter 

ihm entwickeln würden: „Zwei Baracken standen 

umgeben von einem Lattenzaun von 2,5 m Höhe, 

7  Kurt Markgraf, Aus der Geschichte 
des Pflegeheims Farmsen. Vom 
Werk- und Armenhaus zum Pflege-
heim, Hamburg 1990, Kap. 6.1, S. 5 – 7 
[unveröff., maschinenschriftl. Manu-
skript, einsehbar im StAHH].
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Platz bietend für 24 junge Mädchen, hübsch und moralisch durch und 

durch verdorben […]. Und die Hauptsache: Oberaufsicht führte […] das Für-

sorgeamt an der Rentzelstraße.“ 8 Die Gründung der Station hing mit einem 

im selben Jahr in Hamburg eingeführten Vorgehen zusammen. Bei Frauen, 

die erstmals wegen Prostitution eine Haftstrafe erhalten hatten, wurde 

diese ausgesetzt, wenn sie sich zur Einweisung in eine Arbeitsanstalt bereit 

erklärten. 9  

1928 wurde Steigertahl noch deutlicher: „D[ie] Polizei und die Wohl-

fahrtspflege haben das größte Interesse daran, für die Behandlung dieses 

mysteriösen Personenkreises – der erst neuerdings unter dem terminus 

[sic!] ,asozial’ zusammengefaßt wurde – zu sorgen. Aus all diesem ergibt 

sich die Notwendigkeit, die Bewahrung in das System der Fürsorge einzu-

beziehen.“ 10 Steigertahl gehörte in der reichsweiten Fürsorgeszene zu den 

Befürworter:innen eines Bewahrungsgesetzes, das die rechtliche Basis 

Das Fotoalbum „Bilder typischer 
Bewahrfälle“ ließ der seit 
1926 amtierende Direktor der 
Hamburger Wohlfahrtsanstalten 
Georg Steigertahl im Dezember 
1936 anfertigen. Steigertahl 
legte das Fotoalbum einem 
umfangreichen Erfahrungsbericht 
über die Bewohner:innen des 
Versorgungsheims Farmsen bei, 
mit dem er für ein reichsweites 
Bewahrungsgesetz warb. Er 
versah jede Aufnahme mit einer 
Erläuterung, die seine Verachtung 
der abgebildeten Menschen 
widerspiegelt. Staatsarchiv 
Hamburg
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für  die zwangsweise Unterbringung als „asozial“ abgewerteter, marginali-

sierter Personen in geschlossenen Fürsorgeanstalten liefern sollte. 11 Dabei 

spielten ihm argumentativ die infolge der Weltwirtschaftskrise 1929 nöti-

gen massiven Sparmaßnahmen bei den Hamburger Behörden in die Hände. 

Um zu legitimieren, nur noch „würdige Hilfsbedürftige“ zulasten angeblich 

Arbeitsunwilliger zu unterstützen, konnte Steigertahl nun ökonomische 

Gründe anführen und auf reduzierte Ausgaben verweisen – auch wenn er 

dafür ideologische Gründe hatte.

Radikaler Paradigmenwechsel ab 1933

Nach der Machtübergabe an die NSDAP 1933 fand reichsweit ein radikaler 

Paradigmenwechsel in der staatlichen Fürsorgepolitik statt. Nicht mehr die 

Integration von Benachteiligten und Hilfsbedürftigen war das grundsätzli-

che Ziel, sondern die Konstruktion der „NS-Volksgemeinschaft“ als Ge-

meinschaft der „Wertvollen“ und „Erbgesunden“ durch Ausgrenzung aller 

als „minderwertig“ Erklärten und Unangepassten. Dieser Paradigmen-

wechsel war ganz im Sinne Oskar Martinis, nun Vi-

zepräsident der Hamburger Gesundheits- und Sozi-

albehörde. In einem Gespräch mit dem Hamburger 

Fremdenblatt Anfang 1934 über „Maßnahmen gegen 

Asoziale“ konstatierte er geradezu euphorisch: „Im 

nationalsozialistischen Staat […] können die Beam-

ten die Fürsorge wieder mit der nötigen Autorität 

ausüben: sie können Unwürdige abweisen, Asoziale 

mit Zwang anpacken, Wohlfahrtsschwindler aus-

merzen.“ 12 Entsprechend verschärfte sich die Für-

sorgepraxis. Das Versorgungsheim Farmsen wurde 

zu einer „Bewahranstalt“ für mittellose und unange-

passte, als „asozial“ stigmatisierte Menschen, die 

sich weitgehend selbst trug. Es ging nicht mehr um 

Wiedereingliederung, sondern um Ausbeutung der 

Arbeitskraft bei niedrigsten Kosten. Was unter der 

Bezeichnung „asozial“ zu verstehen war, wurde al-

lerdings nie genau definiert und öffnete damit will-

kürlichem Vorgehen der Behörden, aber auch De-

nunziationen Tür und Tor.

8  Georg Steigertahl, Zwischen Epo-
chen der Weltgeschichte. Dienstliche 
Erlebnisse von 1926 – 1950 des Direk-
tors der hamburgischen Wohlfahrts-
anstalten, S. 9.

9  Vgl. Markgraf, Farmsen, Kap. 6.3.

10  Georg Steigertahl, Das Bewah-
rungsgesetz vom Standpunkt der 
Praxis, in: Deutsche Zeitschrift für 
Wohlfahrtspflege 4 (1928), 9, S. 454 f. 
[Zitat gekürzt].

11  Zum sogenannten Bewahrungs
gesetz, das bis weit in die Nach-
kriegszeit immer wieder gefordert, 
aber letztlich nicht erlassen wurde, 
vgl. Matthias Willing, Das Bewah-
rungsgesetz (1918 – 1967). Eine rechts-
historische Studie zur Geschichte 
der deutschen Fürsorge, Tübingen 
2003.

12  „Die Wohlfahrt bezahlt alles!“, in: 
Hamburger Fremdenblatt, 1.2.1934, 
Abendausgabe, S. 3.
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Grundsätzlich handelte es sich um eine Zuschreibung von außen, die 

um die Jahrhundertwende aufkam. 13 Ab 1910 etablierte sich der Ausdruck 

als psychiatrischer Fachterminus, fand jedoch zunächst nur selten Verwen-

dung. Hier deutet sich aber bereits eine Pathologisierung sozial marginali-

sierter Personen an, wenn Ärzt:innen „verwahrloste Jugendliche“, angeb-

lich „geistig abnorme“ Prostituierte oder „erwerbsunfähige Hilfsschüler“ 

für „asozial“ im Sinne von psychisch krank befanden. In den Armutsdis-

kurs hielt das Attribut erst nach dem Ersten Weltkrieg Einzug. 1922 veran-

staltete der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge unter dem 

Titel „Die Versorgung asozialer Personen“ eine ganze Tagung zum Thema. 

In seinem Eröffnungsvortrag versuchte sich der forensische Psychiater 

Gustav Aschaffenburg an einer Definition: „Asozial“ seien Menschen, „die 

den Fortbestand und die Entwicklung der Gesellschaft hemmen oder schä-

digen“, darunter „jugendliche Unreife, Bettler […], Dirnen, Trinker, Epilep-

tiker […] und Geisteskranke“, aber auch „Morphinisten“ und Personen mit 

„sexuellen Abweichungen“. 14 Die Gründe für als „asozial“ abgewertetes 

Verhalten wurden in der Weimarer Republik noch in erster Linie in Erzie-

hungsdefiziten, unzureichender Intervention von Behörden, in Armut oder 

Arbeitslosigkeit gesehen, wenn auch gelegentlich schon die These von ei-

ner Veranlagung in den Blick rückte. 

Doch ab 1933 setzte sich im Rahmen der nationalsozialistischen Ras-

senideologie die Überzeugung durch, dass missliebiges soziales Verhalten 

und angeblich mangelnde Anpassungsbereitschaft vererbbar seien. Diese 

Vorstellung dominierte seither sozialfürsorgerisches und medizinisches 

Handeln gegenüber devianten mittellosen Perso-

nen. Als „gefährlicher Feind im Inneren“ sollten 

diese nun durch Maßnahmen der negativen Euge-

nik wie Zwangssterilisationen an der Fortpflanzung 

gehindert und in der radikalsten Form staatlichen 

Handelns „ausgemerzt“ werden, um den „Volkskör-

per“ zu reinigen. 15 Im Fokus der Verfolgungsinstan-

zen standen jetzt vor allem Bettler:innen, Woh-

nungslose, Wanderer – also mobile Wohnungslose, 

darunter auch Sinti:zze und Rom:nja –, säumige 

Unterhaltspflichtige, Zuhälter, Alkoholkranke und 

Frauen, deren Sexualleben von der bürgerlichen 

Moral abwich. 16 So unterschiedlich die Genannten 

waren – eines verband sie in den Augen der Behör-

13  Wolfgang Ayaß, „Asozial“. Auf-
stieg und Niedergang eines Kern
begriffs sozialer Ausgrenzung, Ber-
lin 2023, S. 6 – 24, darin auch zum 
Folgenden.

14  Zit. n. ebd., S. 9.

15  Ebd., S. 15.

16  Vgl. z. B. den Auszug aus den 
Durchführungsrichtlinien v. 4. April 
1938 zum „Grunderlass Vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung“, zit. n. 
„Gemeinschaftsfremde“. Quellen 
zur Verfolgung von „Asozialen“ 
1933 – 1945, bearb. v. Wolfgang Ayaß, 
Koblenz, 1998, Quelle Nr. 62, o. Pag. 



183Die ehemalige staatliche Fürsorgeanstalt Farmsen.

den: Anders als unverschuldet in Armut geratene „Volksgenossen“ hätten 

sie ihre Lage selbst verschuldet und drückten sich angeblich vor der Arbeit. 

Wie mittellose Personen als „asozial“ konstruiert in das Netz massiver 

staatlicher Repressionen geraten konnten, verdeutlicht auch die Biografie 

des Hamburgers Willy Böhme. 17 Geboren am 23.3.1899, besuchte er die 

Hilfsschule und verlor 1923 wegen Arbeitsmangel seine Anstellung beim 

Hafenbetriebsverein. Im Mai 1927 verlegte ihn das Allgemeine Kranken-

haus Eppendorf in die Staatskrankenanstalt Friedrichsberg. Offenbar war 

er seit Längerem alkoholkrank. 1931 wies ihn die Trinkerfürsorge in das 

Versorgungsheim Farmsen ein. 1936 wurde er 

zwangssterilisiert und danach aus der Farmsener 

Einrichtung in deren Zweiganstalt Arensch-Be-

17  Arbeits- und Sozialwesen, 
Einzelfälle, Willy Böhme, StAHH 
351-14_2422 u. 351-14_2423.

Das Schaubild von 1940 diente zur Illustration der nationalsozialistischen Hamburger 
Fürsorgepolitik, die Arbeitskraft als „asozial“ konstruierter Insass:innen der Farmsener 
Anstalt zwecks Versorgung der nicht mehr arbeitsfähigen und pflegebedürftigen Perso-
nen auszubeuten. „Die Wohlfahrtsanstalten der Hansestadt Hamburg“. Bundesarchiv
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rensch bei Cuxhaven verbracht. Dort sollten überwiegend alkoholkranke 

Männer aus Hamburg durch harte körperliche Arbeit diszipliniert werden. 

Die meisten hatten sich in Farmsen einer Zwangsbehandlung widersetzt 

und galten für Georg Steigertahl als „besonders schwierige asoziale Insas-

sen“. 18 Nachdem Willy Böhme im Herbst 1937 um seine Entlassung aus der 

Anstalt gebeten hatte, betrieb der Leiter der Trinkerfürsorge Georg Heine 

umgehend seine Entmündigung wegen „Geistesschwäche“, basierend auf 

einem Gutachten des Farmsener Anstaltsarztes Hans Buchta. Nach Kriegs-

ende 1945 wurde Böhme zurück in die nun wieder Versorgungsheim ge-

nannte Farmsener Einrichtung verlegt. Er blieb entmündigt. 1960 bestä-

tigte das Hamburger Amtsgericht seine Zwangsunterbringung in einer 

geschlossenen Abteilung des Versorgungsheims, erneut auf Basis eines 

Gutachtens des nach wie vor leitenden Oberarztes Buchta. Willy Böhme 

selbst, inzwischen 61 Jahre alt und seit 30 Jahren in Farmsen zwangs

untergebracht, hielt diese Entscheidung auf Nachfrage für richtig. „Klagen 

oder Wünsche“ habe er nicht, er würde als Saalhelfer arbeiten und gele-

gentlich „auf Urlaub in die Stadt gehen. So solle es auch bleiben“. 19 Ein Le-

ben außerhalb der genau vorgegebenen Strukturen innerhalb der Anstalt – 

dazu wäre er kaum mehr in der Lage gewesen. Willy Böhme starb am 

1.  April 1976 mit 77 Jahren im Versorgungsheim Farmsen. Er hatte 45 Jahre 

lang dort gelebt.

Netzwerk der Verfolgungsinstanzen

Bei der Demütigung, Drangsalierung und Verfolgung unangepasster not-

leidender Menschen arbeiteten Fürsorgebehörde, Wohlfahrtsanstalten, 

Polizei, Gesundheitsämter, Kliniken und Justiz Hand in Hand. Sie schufen 

ein engmaschiges Netz aus Überwachungs-, Disziplinierungs- und Zwangs-

maßnahmen, aus dem sich Betroffene kaum mehr 

befreien konnten. Besonders bedrohlich für die als 

„asozial“ Verfolgten war die Polizeibehörde. Im Zuge 

der bereits im September 1933 reichsweit durchge-

führten „Bettlerrazzia“ nahmen Polizeibeamte in 

Hamburg 1.400 Personen fest. 20 Mit Unterstützung 

von SA, SS und Mitarbeiter:innen der Wohlfahrts-

ämter verhafteten sie Wohnungslose und Bettler:in-

nen auf der Straße, in Notunterkünften und Pensio-

18  Organisation der Sozialverwal-
tung, 1938 – 1940, StAHH 351-10 I_VG 
10.92, Blatt 30, Rückseite.

19  Arbeits- und Sozialwesen, 
Einzelfälle, Willy Böhme, StAHH 
351-14_2423.

20  Bericht der Kriminalinspektion 
19 v. 25.10.1933, StAHH 351-10 I, EF 
60.40 Bd. III, Bl. 86.
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nen. 108 Männer wies die Kriminalpolizei für längere Zeit in das Versor-

gungsheim Farmsen ein. 21 

Während Männer vor allem als alkoholkrank, wohnungslos, Bettler 

oder kleinkriminell bzw. delinquent in das Versorgungsheim Farmsen 

überstellt wurden, basierte bei Frauen der Einweisungsgrund fast immer 

auf deviantem Verhalten und war fast immer sexuell konnotiert. Frauen, 

die mit Prostitution ihren Lebensunterhalt verdienten oder eine selbstbe-

stimmte Sexualität lebten, mussten bis zu dreimal wöchentlich ebenso ent-

würdigende wie schmerzhafte Kontrolluntersuchungen auf Geschlechts-

krankheiten hin ertragen. Wer diesen Auflagen wiederholt nicht nachkam, 

konnte statt in ein Gefängnis in das Versorgungsheim Farmsen überstellt 

werden. 1933 inhaftierte die Polizei auch Erna Nakoinzer wegen angeblich 

„häufig wechselndem Geschlechtsverkehr“.

Zwangssterilisationen  
und Entmündigungen

Die Zwangssterilisation, die das Hamburger NS-

„Erbgesundheitsgericht“ für Willy Böhme ebenso 

wie für Erna Nakoinzer beschloss, wurde durch das 

„Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 

möglich. Es basierte auf der Konstruktion von „Aso-

zialität“ als vererbbar, trat am 1. Januar 1934 in Kraft 

und ermöglichte es, Personen ab 10 Jahren chirur-

gisch unfruchtbar machen zu lassen. Hamburg 

setzte das Gesetz besonders schnell und unerbittlich 

um 22 und erweiterte die Liste der „Erbkrankheiten“ 

um den absurden Befund „moralischen Schwach-

sinn“, den Ärzt:innen fast ausschließlich bei Mäd-

chen und Frauen erstellten. 23 Bis 1945 waren meh-

rere Hundert Insass:innen der ab 1938 offiziell als Be-

wahranstalt bezeichneten Einrichtung in Farmsen 

von einer Zwangssterilisation betroffen. Die Ein-

griffe selbst erfolgten andernorts, doch Anstaltsarzt 

Buchta stellte die dafür nötigen Anträge beim „Erb-

gesundheitsgericht“. Steigertahl rühmte sich 1939 

damit, dass bis dahin in der Oberaltenallee und in 

21  Bericht über die in Farmsen 
wegen Bettelns untergebrachten 108 
Schutzhäftlinge, StAHH 351-10 II, 
136-20-1, Bd. 2, Bl. 17.

22  Friedemann Pfäfflin, Zwangs
sterilisation in Hamburg, in: Ange-
lika Ebbinghaus / Heidrun Kaupen-
Haas / Karl Heinz Roth, Heilen und 
Vernichten. Bevölkerungs- und Ge-
sundheitspolitik im Dritten Reich, 
Hamburg 1984, S. 26 – 36, hier S. 28 f.

23  Christiane Rothmaler / Käthe 
Petersen – ein Leben als Staatsdiene-
rin, in: Deutscher Verein für öffent
liche und private Fürsorge (Hrsg.), 
Facetten der Fürsorge, Berlin 2020, 
S. 208 – 235, hier S. 216; vgl. auch: Ent-
mündigung asozialer Frauen wegen 
Geistesschwäche, 1936, StAHH 351-10 
I, EF 70.21.
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Farmsen „mehr als 1200 Sterilisationen ärztlicherseits in die Wege geleitet“ 

wurden. 24

Zur Einweisung von als „asozial“ konstruierten Personen in das Versor-

gungsheim Farmsen und/oder um Zwangssterilisationen ohne Wider-

spruch der Betroffenen oder ihrer Angehörigen zügig in die Wege leiten zu 

können, nutzte die Fürsorgebehörde das Instrument der Entmündigung – 

eine der gravierendsten Zwangsmaßnahmen gegen in Armut lebende Men-

schen. Dazu richtete sie, reichsweit einmalig, amtliche Sammelvormund-

schaften ein. Für Hunderte Mädchen und Frauen übernahm ab 1934 die 

Juristin und Fürsorgebeamtin Käthe Petersen diese Funktion; die Sammel-

vormünder für Männer wechselten mehrfach. Das 1919 gegründete Ham-

burger Pflegeamt für „gefährdete Mädchen und Frauen“ – gemeint war 

prostitutionsgefährdet – ließ Erna Nakoinzer 1933 in das Versorgungsheim 

Farmsen zwangseinweisen, 1934 folgte ihre Entmündigung. Der leitende 

Oberarzt der Gesundheitsbehörde hatte bei ihr „Schwachsinn“ und eine 

durch hochgradige Erschöpfung ausgelöste Depression diagnostiziert. 

Durch die „Geistesschwäche“ sei sie zudem „in höchstem Maße sexuell ge-

fährdet“. Noch im selben Jahr wurde sie in der Frauenklinik Finkenau 

zwangssterilisiert. 1939 übernahm Käthe Petersen die Vormundschaft. 

Weitere zwangseingewiesene  
Personengruppen

1936 verzeichnete das Versorgungsheim Farmsen 

rund 1.600 als „asozial“ stigmatisierte, fast aus-

nahmslos von der Fürsorgebehörde eingewiesene 

Personen. Bis 1938 war die Zahl auf rund 2.100 ge

stiegen. Davon war etwa die Hälfte zwangsunterge-

bracht, ein Drittel davon durch die Trinkerfürsorge. 

Die andere Hälfte war angeblich freiwillig dort, hätte 

aber sonst keine Fürsorgeunterstützung mehr erhal-

ten. 25 Außer den bereits erwähnten Verfolgtengrup-

pen befanden sich aber auch Personen aufgrund von 

§ 22 des Hamburger Verhältnisgesetzes in Farmsen. 

Das Gesetz ermächtigte die Polizeibehörden, „Perso-

nen in Verwahrung zu nehmen, wenn der eigene 

Schutz dieser Personen oder die Aufrechterhaltung 

24  Vgl. Rolf Röwekamp, Wohlfahrts-
politik in Hamburg im „Dritten 
Reich“. Das Beispiel des Versor-
gungsheims Farmsen, Mag.-arb., 
Univ. Hamburg, Hamburg 1998, S. 87. 

25  Vgl. Gemeindeverwaltung der 
Hansestadt Hamburg, Sozialverwal-
tung (Hrsg.), Aufbau und Aufgaben 
der Sozialverwaltung, 2. Aufl., Ham-
burg 1939, S. 29 f., in: StAHH 351-10 I_
VG 10.92, Bl. 30; vgl. Ingo Wille, Das 
Versorgungsheim Farmsen während 
der NS-Zeit, in: Ulrike Sparr / Björn 
Eggert (Hrsg.), Stolpersteine in Ham-
burg, Hamburg, 2011, S. 156. 
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der öffentlichen Sicherheit und Ruhe oder die Abwendung von Gefahren 

für andere Personen diese Maßregeln erforderlich macht“. 26 Hinzu kamen 

die von der Polizei eingewiesenen „Schutzhäftlinge“ sowie nach § 51 RStGB 

als unzurechnungsfähig freigesprochene sogenannte Gemeingefährliche, 

die nach einem Gerichtsbeschluss in Farmsen in Sicherungsverwahrung 

genommen wurden. 27 

Wer gegen die Behandlung rebellierte oder versuchte zu fliehen, wurde 

mit Nahrungsentzug, Ruhigstellung in einer Zwangsjacke, Schlägen oder 

Dunkelhaft in einer Isolierzelle bestraft. 28 Trotzdem lehnten sich manche 

Insass:innen der Bewahranstalt gegen ihre Behandlung auf. Der 23-jährige 

Friedrich H. etwa versuchte aus der Geschlechtskrankenstation im Versor-

gungsheim Farmsen zu fliehen. Er wehrte sich heftig gegen die Versuche 

der Wärter, ihn zu ergreifen, und nannte sie „Menschenschinder“. Schließ-

lich sperrten die Aufseher ihn in eine Isolierzelle. 29 Irmgard Lotze, 1943 mit 

17 Jahren als „schwererziehbarer“ Fürsorgezögling eingewiesen, erzählte 

1994 rückblickend von einem gemeinschaftlichen Fluchtversuch. Zusam-

men mit 24 anderen Mädchen sei sie noch im Jahr 

ihrer Einweisung wieder abgehauen: „Da haben wir 

wochenlang dran gearbeitet.“ Sie selbst habe einer 

Angestellten in der Küche den Schlüsselbund abge-

nommen, ein anderes Mädchen habe Seife besorgt, 

um von dem Hauptschlüssel einen Abdruck anzu-

fertigen. Irmgard Lotzes Mutter ließ den Schlüssel 

nachmachen. „Und denn sind wir [nachts] raus.“ 30 

Auch Frieda Alt gelang die Flucht aus der Farmsener 

Anstalt. Geboren 1910, hatte sie mit 17 Jahren begon-

nen, als Prostituierte zu arbeiten. Im April 1939 

zeigte ein Kunde sie an, weil sie ihn mit Gonorrhoe 

angesteckt habe; ein anderer Kunde hatte sie infi-

ziert. Frieda Alt wurde zu einem Monat Gefängnis 

verurteilt. Aus der anschließenden Zwangsunter-

bringung in Farmsen gelang ihr im Juli 1940 die 

Flucht. Im November 1940 wurde sie erneut verhaf-

tet und zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. Von da 

an verlieren sich ihre Spuren. 31

26  StAHH 351-10 I, StW 30.12,  
ab Bl. 42.

27  StAHH 351-10 I, StW 31.16.

28  Interview mit Anna D. (Name 
anonymisiert), in: Christine 
Kukielka / Christiane Rothmaler / 
Stefan Corinth, „Was hat Hamburg 
nur mit euch Frauen gemacht?“ 
Staatliche Fürsorge und ihre Folgen 
von der Weimarer Republik bis in 
die  Gegenwart, Film, Hamburg 1992, 
Min. 53:48 – 55:38.

29  Sozialbehörde Hamburg (Hrsg.), 
Hundert Jahre Hamburger Wohl-
fahrtsanstalten, Hamburg 1952, S. 54; 
der vollständige Nachname von 
Friedrich H. ist unbekannt. 

30  Forschungsstelle für Zeitge-
schichte in Hamburg, Werkstatt 
der Erinnerung, 287, Interview mit 
Irmgard Lotze, 23.11.1994, Tran-
skript, S.9 f., Name pseudonymisiert.

31  Alt, Frieda Bertha, StAHH 352-12, 
913.
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Eskalation der Verfolgung ab 1938

Mit zunehmender Dauer der NS-Diktatur verschärfte sich das staatliche 

Vorgehen gegen als „asozial“ verfolgte Menschen. 1938 inhaftierten Ge-

stapo und Kriminalpolizei in zwei reichsweiten Großrazzien, später „Ak-

tion Arbeitsscheu Reich“ genannt, mindestens 11.000 angeblich arbeitsun-

willige Männer in Konzentrationslagern. Betroffen waren auch 21 „auf 

Grund des Arbeitszwangsparagraphen der Fürsorgepflichtverordnung“ in 

Farmsen untergebrachte Männer, die „dortselbst abgeholt und zur Arbeit 

in das Konzentrationslager Buchenwald in Thür[ingen] verbracht“ wur-

den. 32 Auch andere Insass:innen der Bewahranstalt Farmsen deportierte 

die Hamburger Polizei in den folgenden Jahren direkt in Konzentrations-

lager. 33

Relativ unbekannt ist die Tatsache, dass Personen aus der Farmsener 

Anstalt auch psychiatrisiert und direkt oder über „Zwischenanstalten“ wie 

die Heil- und Pflegeanstalt in Hamburg-Langenhorn in Anstalten der  

NS-Medizinverbrechen transportiert wurden. Biografien belegen: Psychia-

ter erklärten Menschen, die von NS-Verfolgungsbehörden als „asozial“ 

konstruiert wurden, aus sozialrassistischen und/oder sexualmoralischen 

Gründen für „geistesschwach“ oder „geisteskrank“. 34 Nur durch eine Pa-

thologisierung sozialer Devianz war es möglich, Menschen, die an keiner 

körperlichen oder geistigen Behinderung litten, eugenischen Gewaltmaß-

nahmen auszuliefern und diesem Vorgehen einen 

rechtsstaatlichen Anschein zu geben. 

Im Januar 1941 übersandte der Hamburger 

Reichsstatthalter Karl Kaufmann 15 Meldebögen für 

angeblich Geisteskranke in der Bewahranstalt Farm-

sen an die „Zentralverrechnungsstelle Heil- und 

Pflegeanstalten“ in Berlin zur Selektion im Rahmen 

der „Euthanasie“-Aktionen. Zwei Monate später ließ 

die Hamburger Sozialverwaltung 200 Insass:innen 

der Versorgungsheime in die spätere Tötungsanstalt 

Meseritz-Obrawalde in Brandenburg bringen. Im 

ersten Transport befanden sich 25 Männer aus Farm-

sen, im zweiten zehn Frauen. Letzterer wurde be-

gleitet von dem Anstaltsarzt Hans Buchta. Sicher ist, 

dass auch einige der aus Farmsen eingelieferten Per-

sonen in Meseritz an Unterversorgung und durch 

32  Hans Müller, zuständiger Sach
bearbeiter der Fürsorgebehörde, 
in einem Vermerk im Kurzbericht 
der Hamburger Sozialverwaltung 
für April 1938, StAHH 351-10, VG 29.11.

33  Vgl. Uwe Lohalm, Völkische Wohl-
fahrtsdiktatur. Öffentliche Wohlfahrts-
politik im nationalsozialistischen 
Hamburg, München 2010, S. 546.

34  Vgl. Frauke Steinhäuser, „Meine 
Tochter ist ein geistig gesunder 
Mensch“. Zur Psychiatrisierung sozial-
rassistisch Verfolgter im Nationalso
zialismus am Beispiel Hamburgs, in: 
Rebecca Schwoch (Hrsg.), Umgang mit 
der Geschichte der NS-„Euthanasie“ 
und Zwangssterilisation. Forschen – 
Lernen – Gedenken, Köln 2013, 
S. 87 – 97.
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Medikamente starben. Eine genaue Zahl ist jedoch nicht bekannt. Ende 

Mai 1941 wurden zudem 149 Personen aus den Hamburger Versorgungshei-

men in die Heilanstalten Zwiefalten und Schussenried in Württemberg ver-

legt, darunter 13 Männer aus der Bewahranstalt Farmsen. Auch diesen 

Transport begleitete Buchta. In beiden Einrichtungen war die Sterberate 

durch planmäßige Unterversorgung hoch; sie dienten auch als „Zwischen-

anstalten“ für die Tötungsanstalt Grafeneck. Die außerdem nach den Bom-

bardierungen Hamburgs im Sommer 1943 in zwei Transporten nach Neu-

ruppin verlegten fast 600 Heimbewohner:innen wurden fast alle ermordet. 

Die Transporte waren durch besondere Grausamkeit des Begleitpersonals 

gegenüber den Betroffenen gekennzeichnet. Einige von diesen starben be-

reits während der Fahrt. Im ersten Transport befanden sich 15 Frauen und 

ein Mann, im zweiten zwei Frauen aus Farmsen. 35

Auf einer Liste mit Namen von Personen, die in die Tötungsanstalt 

Meseritz transportiert worden waren, fand sich auch der Name Erna 

Hensel, geborene Kühl. Sie hatte mit 22 Jahren ein Kind bekommen und mit 

25 Jahren Heinrich Hensel geheiratet. Anfang 1941 wurde sie wegen angeb-

licher Geistesschwäche entmündigt. Da war sie bereits in die Bewahranstalt 

Farmsen zwangseingewiesen worden. Mehrmals floh sie von dort. So wie 

andere deviante Insass:innen ohne Schulabschluss und Berufsausbildung 

verdächtigte die Anstaltsleitung auch sie der Prostitution. 1943 wurde sie in 

die Landesarbeitsanstalt Glückstadt in Schleswig-Holstein verlegt, um 

durch verschärfte Arbeit diszipliniert zu werden. Auch von dort floh sie im-

mer wieder. Deshalb ließ der Anstaltsarzt sie am 27. Oktober 1943 als „ner-

venkrank“ in die Heil- und Pflegeanstalt Langenhorn überstellen. Nur 

sechs Tage später, am 2. November 1943, wurde sie mit 49 anderen Frauen 

in die Tötungsanstalt Meseritz transportiert. Ledig-

lich sechs Frauen überlebten. Darunter war Erna 

Hensel. Sie starb 1988, mit 81 Jahren, in Hamburg. 36

Keine Anerkennung als NS-Opfer 
nach 1945

Das Ende des NS-Regimes 1945 brachte den als „aso-

zial“ im KZ Inhaftierten die Freiheit. Doch sie waren 

seelisch und körperlich schwer gezeichnet. Die in 

die Bewahranstalt Farmsen Zwangseingewiesenen 

35  Alle Angaben s. Unterbringung 
von Insassen der Heime des Amtes 
für Wohlfahrtsanstalten in auswär
tigen Anstalten (Evakuierung), 
1941 – 1943, StAHH 351-10 I_StW 30.11 
Bd. I u. II; Lohalm, Völkische Wohl-
fahrtsdiktatur, S. 526 – 547; Michael 
Wunder, Die Geschichte der NS-
Euthanasie in Hamburg, in: Ham-
burger Gedenkbuch Euthanasie. 
Die Toten 1939 – 1945, Hamburg 2017, 
S. 11 – 34, hier S. 21 u. 30.

36  Vgl. Steinhäuser, „Meine Toch-
ter …“, S. 93.
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wurden nicht entlassen. Sie litten weiter unter Drangsalierungen und Miss-

handlungen. Entmündigungen blieben bestehen. Eine ehemalige Insassin, 

Lenchen Kiesewetter, fasste die damalige Situation 1985 nüchtern zusam-

men: „Die britische Besatzung war zwar da, aber die haben […] alles beim 

Alten gelassen. Die haben einfach gesagt, wir Mädchen hier in Farmsen wä-

ren krank. ,Die müssen in Farmsen bleiben‘, haben die gesagt. […] Ich bin 

nicht frei gekommen.“ 37 Nicht nur die Einrichtung als solche bestand wei-

ter. Zugleich setzten die meisten Personen, die in Behörden, Anstalten und 

Kliniken für das Leid der Verfolgten verantwortlich waren, ihre Tätigkeit 

ungestraft fort – darunter Oskar Martini, Käthe Petersen und Georg Steiger-

tahl. Auf dem Gelände an der August-Krogmann-Straße existierte noch bis 

mindestens Ende der 1970er Jahre eine nun Pflege- und Versorgungsheim 

genannte Anstalt mit Gefährdetenstationen.

Schon Mitte Mai 1945 erklärte die Hamburger Sozialbehörde, nur poli-

tische NS-Opfer zu entschädigen. 1953 legten das Hamburger Allgemeine 

Wiedergutmachungsgesetz und 1956 das Bundesentschädigungsgesetz 

fest, dass Leistungen für in der NS-Zeit erlittenes Unrecht erhielt, wer aus 

politischen, weltanschaulichen, religiösen oder „rassischen“ Gründen ver-

folgt worden war. Diese Regelung schloss all jene aus, die als „asozial“ im 

KZ inhaftiert waren. Ihre Verfolgung galt nicht als „typisches national

sozialistisches Unrecht“, sondern als „normale“ staatliche Ordnungsmaß-

nahme. Erna Nakoinzer überlebte die NS-Zeit, hat wie Willy Böhme das 

Versorgungsheim Farmsen aber nie wieder verlassen. Als sie dort 1983 mit 

79 Jahren starb, hinterließ sie etwas Kleidung und Modeschmuck, eine 

Puppe und ein Stofftier. Die kurze Liste ihres geringen Besitzes trug den 

Vermerk „wertlos“.

Inklusion statt Exklusion

An die Zeit, in der das Gelände an der August-Krog-

mann-Straße in Farmsen ein Synonym für Gewalt 

und Leid war, erinnern derzeit nur fünf Stolper-

steine. Sie wurden zum Gedenken an vier homose-

xuelle Männer (2015) und eine jüdische Frau (2018) 

verlegt, die in die Bewahranstalt Farmsen zwangs-

eingewiesen worden waren. Auch finden im Bezirk 

Wandsbek immer wieder Veranstaltungen statt, die 

37  „Ich war doch kein Unmensch“. 
Interview mit Lenchen Kiesewetter 
zu ihrem Zwangsaufenthalt in der 
Anstalt Farmsen, bearb. v. Stefan 
Romey, in: Angelika Ebbinghaus 
(Hrsg.), Opfer und Täterinnen. 
Frauenbiographien des National
sozialismus, Frankfurt a. M. 1996, 
S. 219 – 224, hier S. 223.
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die Geschichte der ehemaligen Anstalt an der August-Krogmann-Straße 

wachhalten. Anlässlich der Gründung ihrer Vorläuferinstitution, des Ham-

burger Werk- und Armenhauses, 400 Jahre zuvor beschlossen Fördern & 

Wohnen sowie Pflegen & Wohnen Hamburg 2019, ein Zeichen der Erinne-

rung an die Verfolgung im Nationalsozialismus zu setzen. Zwei Workshops 

mit Historiker:innen, Vertreter:innen der Senatskanzlei, der Hamburger 

Sozialbehörde, der KZ-Gedenkstätte Neuengamme und zivilgesellschaft

licher Initiativen sowie interessierten Einzelpersonen endeten mit der Ver-

einbarung, einen „Lern- und Erinnerungsort“, so der Arbeitstitel, zu kon-

zipieren. Seit Dezember 2023 ist bekannt, dass Fördern & Wohnen in dem 

Wasserturm auf dem Farmsener Gelände Platz für einen solchen Ort 

vorsieht. 

Wie aber kann dieser aussehen in einer diversen Gesellschaft? Die ehe-

malige Bewahranstalt Farmsen diente der Exklusion. Auf dem heutigen Ge-

lände soll dagegen Inklusion im Vordergrund stehen, so ein Ziel der aus 

den Workshops hervorgegangenen Arbeitsgruppe. Meine eigene Rolle be-

stand darin, diese Arbeitsgruppe seit 2021 im Auftrag von Fördern & Woh-

nen, Pflegen & Wohnen Hamburg sowie der Sozialbehörde zu moderieren 

und – in Kooperation mit der Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Ham-

burg – Forschungen zu den Hamburger Wohlfahrtsanstalten im National-

sozialismus zu vertiefen. Wichtig ist der Arbeitsgruppe, dass es sich bei 

dem künftigen „Lern- und Erinnerungsort“ um einen demokratischen Ort 

handelt, an dessen Konzeption Vertreter:innen unterschiedlicher gesell-

schaftlicher Gruppen beteiligt sind, darunter Nachbar:innen aus dem 

Stadtteil. Ich plädiere zudem dafür, bei der Kuratierung über den „histori-

schen Tellerrand“ zu blicken und beispielsweise Künstler:innen einzube-

ziehen – ein rein kognitiver Wissenstransfer wird nur eine sehr begrenzte 

Zahl Menschen erreichen. Es wäre vielmehr hilfreich, über andere Vermitt-

lungsformen nachzudenken, die das Gedenken und Lernen nicht impera-

tiv verlangen, aber auch nicht ausschließlich emotionalisierend wirken. 

Temporäre Open-Air-Interventionen wie die von 

mir kuratierte Ausstellung „Kein Mensch ist asozial“ 

im Herbst 2023 auf dem Farmsener Gelände, bei der 

überlebensgroße Porträts ehemaliger Insass:innen 

über QR-Codes mit ihren Biografien auf der Website 

„Gedenkstätten in Hamburg“ verbunden waren, 38 

können Aufmerksamkeit auf die Aktualität der Ge-

schichte des Ortes lenken, solange die Räumlichkei-

38  Vgl. https://eppendorfer.de/ 
kein-mensch-ist-asozial/; https:// 
gedenkstaetten-in-hamburg.de/ 
gedenkstaetten/zeige/blaue-tafel-
zum-pflegeheim-farmsen [7.5.2024]. 
Die biografischen Informationen 
sind nach wie vor auf der Website 
https://gedenkstaetten-in-hamburg.
de, Suchbegriff „Farmsen“ zu finden.

https://eppendorfer.de/kein-mensch-ist-asozial/
https://eppendorfer.de/kein-mensch-ist-asozial/
https://gedenkstaetten-in-hamburg.de/gedenkstaetten/zeige/blaue-tafel-zum-pflegeheim-farmsen
https://gedenkstaetten-in-hamburg.de/gedenkstaetten/zeige/blaue-tafel-zum-pflegeheim-farmsen
https://gedenkstaetten-in-hamburg.de/gedenkstaetten/zeige/blaue-tafel-zum-pflegeheim-farmsen
https://gedenkstaetten-in-hamburg.de/gedenkstaetten/zeige/blaue-tafel-zum-pflegeheim-farmsen


192 Frauke Steinhäuser

ten im Wasserturm noch nicht zur Verfügung stehen. Durch solche Inter-

ventionen ließen sich auch Bezüge in den Stadtraum herstellen, um das 

Netzwerk der Verfolgungsinstanzen zu verdeutlichen. Der Anfang 2024 er-

schienene, vom Freundeskreis KZ-Gedenkstätte Neuengamme e. V. beauf-

tragte Kurzfilm „Die Anderen – (K)eine Hamburger Wohlfahrtsgeschichte“ 

informiert ebenfalls über Geschichte und Gegenwart des Ortes. 39 Beson-

ders wichtig erscheint es mir schließlich, noch heute von Exklusion Betrof-

fene sowie Angehörige ehemals als „asozial“ in die Farmsener Anstalt 

zwangseingewiesener Menschen in die Planung einzubeziehen. Ohne sie 

kann ein erinnerungskultureller Ort auf dem Gelände der früheren Be-

wahranstalt Farmsen nicht gelingen.

Frauke Steinhäuser arbeitet freiberuflich 
als Historikerin in Hamburg. 39  www.youtube.com/

watch?v=qPxuQDHZmAU [6.5.2024].

Stoffbanner mit dem Porträt von Erna Nakoinzer (l.) und mit dem Porträt 
von Willy Böhme (r.) aus der temporären Intervention auf dem Gelände des 
ehemaligen Versorgungsheims Farmsen im Herbst 2023. QR-Codes auf 
den Stoffbahnen mit Porträts von einstigen Insass:innen führten zu biogra-
fischen Informationen über die jeweils abgebildete Person. Andrea Lang 
Photography / fotografiehamburg.de (Foto links), Ingo Wille (Foto rechts) 

http://www.youtube.com/watch?v=qPxuQDHZmAU
http://www.youtube.com/watch?v=qPxuQDHZmAU
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■  Wie gewinnen Orte eigentlich politische Bedeutung? In der jüngeren Ge-

schichte Hamburgs gibt der G20-Gipfel im Juli 2017 wie kaum ein anderes 

Großereignis Anlass, sich mit dieser Frage zu befassen. Vielfältige Proteste 

begleiteten das Regierungstreffen, für das in weiten Teilen der Innenstadt 

ein Versammlungsverbot galt. Rund 31.000 Polizist:innen waren im Ein-

satz, etwa 100.000 Menschen beteiligten sich an den zahlreichen und meist 

friedlichen Aktivitäten. 1 Die Konflikte zwischen Polizei und Protestteilneh-

menden jedoch – vor allem jene in der zweiten Wochenhälfte –, sorgten 

schließlich für das Bildmaterial, anhand dessen der Gipfel bis heute erin-

nert wird. 

Das Protestgeschehen selbst liefert somit eine erste naheliegende Ant-

wort auf die gestellte Frage: Orte erlangen ihre politischen Bedeutungen, 

weil sie umkämpft sind: mit Schlägen und mit Worten, im direkten Kontakt 

der Beteiligten wie in der nachträglichen Bewertung des Geschehens. 

Gleichzeitig stehen die Anti-G20-Proteste geradezu exemplarisch dafür, wie 

vielseitig und mitunter unerwartet Orte ihre Bedeu-

tungen gewinnen und bewahren. Das zeigt insbeson-

dere der Vergleich von drei Orten, an denen sich Es-

kalationen ereigneten. Diese prägen bis heute nicht 

nur ein linkes Erinnern an die Protestwoche. Ebenso 

setzten sie insbesondere auch rechtspolitische De-

batten in Gang, die das Versammlungsrecht betref-

fen. Gemeint sind die Demonstration „Welcome to 

Vor Ort

1  Philipp Knopp u. a., Die Ausgangs-
konstellation: Die Polizei, in: Stefan 
Malthaner / Simon Teune (Hrsg.), 
Eskalation. G20 in Hamburg, Protest 
und Gewalt, Hamburg 2023, S. 43 – 51, 
hier S. 51 sowie Simon Teune u. a., 
Mapping #NoG20: Forschungspers-
pektive und Methoden, in: ebd., 
S. 21 – 30.

VOR ORT

PHILIPP BRENDEL / THOMAS HOEBEL / STEPHANIE SCHMIDT 
Hafenstraße – Rondenbarg – 
Schanzenviertel. 
Orte des G20-Protests
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2  Thomas Hoebel / Stefan Malthaner / 
Chris Schattka, Schlüsselereignisse 
einer erklärungsbedürftigen Eskalation. 
„Welcome to Hell“, Blockadefinger und 
brennende Schanze, in: Malthaner/
Teune (Hrsg.), Eskalation, S. 75 – 97.

3  Robert Matthies / Nils Schuhmacher, 
Hamburger Wetter: Eine lokalgeschicht-
liche Kontextualisierung des Protests, 
in: Malthaner/Teune (Hrsg.), Eskala-
tion, S. 144 – 160, hier S. 147.

4  Wir wollen alles – Hausbesetzungen 
in Hamburg, Hamburg 2013; Michael 
Herrmann, „Hafenstraße“. Chronik und 
Analysen eines Konflikts, Hamburg 
1987; Marily Stroux, Wir werden noch 
tanzen ...: Leben und Alltag in der 
Hafenstraße 1983 – 1995, Hamburg 2023.

Hell“ am 6. Juli in unmittelbarer Nähe zur Hafenstraße, die Konfrontation 

am Rondenbarg im Nordwesten der Stadt am Morgen des 7. Juli sowie die 

Ausschreitungen im Schanzenviertel am Abend desselben Tages. 2 

Hafenstraße

Wer am 6. Juli gegen 19 Uhr auf der kleinen Brücke an der Hafentreppe 

oberhalb des Fischmarkts stand, blickte auf ein Meer aus Menschen. Es wa-

ren rund 12.000 Personen, die sich hier zusammengefunden hatten. Was 

mit einer straßenfestähnlichen Auftaktkundgebung auf dem Fischmarkt 

begonnen hatte, auf dem mit einem riesigen aufblasbaren schwarzen Qua-

der der angekündigte größte „Schwarze Block“ der Geschichte präsentiert 

wurde, hatte sich nun in einen langen Demonstrationszug verwandelt. 

Das Geschehen erschien zu diesem Zeitpunkt jedoch zunächst wie ein-

gefroren. Die Polizei hatte den Demonstrationszug gestoppt. Schon wäh-

rend er sich formierte, ging die Einsatzleitung davon aus, dass ein echter 

„Schwarzer Block“ auf Eskalation aus sei; die polizeiliche Aufklärung mel-

dete starke Vermummung. Schnell war klar: Der Zug sollte angehalten 

werden.

An symbolträchtiger Stelle standen sich nun Demonstrierende und 

Einsatzkräfte gegenüber – an der Zugspitze eine größere Gruppe schwarz 

gekleideter Aktivist:innen hinter einem Transparent 

mit dem Demo-Motto „Welcome to Hell“, auf der Ge-

genseite mehrere Reihen von Polizist:innen in 

Schutzkleidung und mit bereits heruntergeklappten 

Helmvisieren. St. Pauli und speziell die Hafenstraße 

sind Orte mit einer jahrzehntelangen Geschichte po-

litischer Kämpfe um die Gestaltung öffentlichen 

Raums und seine kommerzielle städtebauliche For-

mung. Zum Protestrepertoire gehörten immer wie-

der auch Haus- und Platzbesetzungen. 3 Die teils mi-

litanten Auseinandersetzungen um die Hafenstraße 

in den 1980er Jahren 4 bildeten nicht nur einen stadt-

politischen Kristallisationspunkt kritischer Öffent-

lichkeit, sondern prägen das Viertel bis heute. Es 

bietet mit seinen Kneipen, Geschäften und Veran-

staltungsorten Anlaufpunkte der (post-)autonomen 
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Szene und hat für viele Anwohner:innen wie für eine überregionale linke 

Szene Strahlkraft als „widerständiger“ Ort. 

Dieser symbolischen Aufladung war sich auch die Polizei bewusst. Der 

Demonstrationsort sei eine „Grußadresse unter den Hafenstraßenhäusern“ 

gewesen, formulierte ein Beamter im Nachgang. 5 Bis auf die Höhe besag-

ter Häuser schafften es die Demonstrierenden allerdings nicht. Es war eine 

Situation entstanden, in der ein Rückzug der Polizei einem Gesichtsverlust 

gleichgekommen wäre, während die Demonstrierenden nicht von sich aus 

auf symbolträchtige Bilder verzichten konnten. Mithin war es praktisch 

ausgeschlossen, die Demonstration an einer Stelle zu beenden, an der alle 

Beteiligten zumindest symbolische Teilerfolge hätten vorweisen können. 

Stattdessen begannen Polizist:innen um 19:15 Uhr damit, die Kundgebung 

unter Einsatz von Zwang aufzulösen. Die Bilder von Demonstrierenden, die 

auf der Flucht vor den Schlagstöcken und Pfeffersprays die Flutmauer 

hochzuklettern versuchten, von vorrückenden Wasserwerfern und von Po-

lizist:innen, die mit sogenannten Sprinträumungen Gruppen und einzel-

nen Personen über den Fischmarkt nachsetzten, fanden fast unmittelbar 

mediale Verbreitung. An diesem Abend war die Ge-

schichte der Hafenstraße und ihrer Umgebung als 

besonderer Ort linken Protests um eine bildgewal-

tige Episode reicher.  

5  Ein im Rahmen des Forschungs-
projekts #Mapping NoG20 geführtes 
Interview mit einem beteiligten Poli-
zeibeamten (INT-32008).

Der Demonstrationszug und Polizeikräfte stehen sich am St. Pauli Fischmarkt 
gegenüber. Archiv der Sozialen Bewegungen
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Rondenbarg

Eine solche Geschichte fehlte dem Rondenbarg bis 

zur Protestwoche. Am frühen Morgen des 7. Juli bog 

ein Demonstrationszug in die unscheinbare Straße 

in einem Industriegebiet in Altona ein. Der Zug war 

auf dem Weg in Richtung der „Sicherheitszone“ in 

der Hamburger Innenstadt. 200 Personen bildeten 

hier den schwarzen „Finger“ der an diesem Morgen 

praktizierten „Fünf-Finger-Taktik“, einer Form des 

zivilen Ungehorsams, die bei den Protesten gegen 

Castor-Transporte entwickelt wurde und dazu dient, 

Polizeiabsperrungen zu umfließen oder Zugänge zu 

blockieren. 6 

Die Polizei identifizierte die Gruppe nicht als 

Demonstration, sondern stufte sie als gewaltberei-

ten „Schwarzen Block“ ein und entsandte eine Hun-

6  Bei der Fünf-Finger-Taktik können 
sich die einzelnen Finger farblich 
auch hinsichtlich ihrer politischen 
Ausrichtung unterscheiden: lila für 
queerfeministisch, grün für die Kli-
mabewegung, rot für kommunistisch 
und schwarz für eine anarchistisch 
oder autonome Verortung, siehe 
dazu die Einordnung von Sebastian 
Haunss in: Matthias Greulich, Ron-
denbarg-Prozess: Definiere „Schwar-
zer Block“, in: nd, 14.4.2024; weiter 
Katharina Schipkowski, G20-Proteste 
in Hamburg vor Gericht: „Schwarzer 
Block“ im Mittelpunkt, in: taz, 
12.4.2024.

Rund 2.000 Menschen folgten am 5. Dezember 2020 dem Aufruf eines Bündnisses 
verschiedener linker Gruppierungen, Solidarität mit den Angeklagten im dreiein
halb Jahre nach dem G20-Gipfel eröffneten „Rondenbarg-Prozess“ zu zeigen.  
picture alliance / rtn – radio tele nord / rtn, frank bründel
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dertschaft, um sie zu überprüfen. 7 Sie sah sich bestätigt, als einige Demons-

trierende die Scheiben einer Bushaltestelle zerstörten, „NoG20“ auf die 

Fahrbahn sprühten und Material einer Baustelle auf die Straße zogen. An-

dere versuchten, jene davon abzuhalten, und wandten sich per Megafon ge-

gen die Aktionen. 8 

Als sich Demonstrierende und Polizeikräfte ge-

genüberstanden, warf ein Demonstrant ein rotes 

Rauchelement in den verbliebenen Zwischenraum, 

ein Stein flog, ein Böller explodierte zwischen Pro-

testzug und Polizei, weitere Steine folgten. Auf ein 

Kommando per Funk stürmten die Polizist:innen 

schreiend auf die Demonstrant:innen los. Einsatz-

fahrzeuge versperrten diesen den Rückzug. Einige 

flüchteten daher einen Hang hinauf oder kletterten 

über ein Geländer hin zu einem tiefer gelegenen 

Parkplatz. Polizist:innen schlugen auf die Weglau-

fenden ein, traten nach ihnen und warfen sie zu Bo-

den. Ein Wasserwerfer besprühte die überwältigten 

Demonstrant:innen. Auf dem Geländer befanden 

sich schließlich ungefähr zwanzig Menschen. Es 

brach aus der Verankerung und fiel mit ihnen drei 

Meter in die Tiefe. Insgesamt 14 Personen wurden 

großenteils schwer verletzt. 9 Die Polizei verhaftete 

58 Personen, 85 Anklagen folgten. 10 

Das Geschehen ist seitdem insbesondere auch 

rechtspolitisch umstritten. Jenseits konkreter Tat-

vorwürfe gegen einzelne Demonstrierende geht es 

um die Verhältnismäßigkeit des polizeilichen Ein-

greifens sowie insbesondere um die Auslegung des 

Versammlungsrechts und die Frage, ob Mitlaufende 

haftbar gemacht werden können für Taten, bei de-

nen sie lediglich anwesend waren. 11 Zwei frühere 

Strafprozesse gegen Teilnehmer:innen der Demons-

tration scheiterten, in einem dritten wurden im Sep-

tember 2024 zwei Personen zu Geldstrafen verur-

teilt, obwohl ihnen keine eigenen Taten vorgewor-

fen wurden. 12 Nicht nur die Eskalation, sondern vor 

allem deren rechtliche Aufarbeitung, die das Ver-

7  Bürgerschaft der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, Nr. 21/20 Protokoll/
Wortprotokoll der öffentlichen Sitzung 
des Innenausschusses, 19.7.2017, S. 74.

8  ARD, Die schwarze Gewalt, 2017, 
Abschn. 14:55 – 15:50; Julia Backes, Die 
Schlacht nach der Schlacht, in: Der 
Spiegel, 26.8.2017, S. 52.

9  Pressemitteilung der Feuerwehr 
Hamburg vom 7.7.2017; https://www.
presseportal.de/blaulicht/
pm/82522/3679470 [22.8.2024].

10  https://rondenbarg-prozess.rote-
hilfe.de/was-ist-passiert/ [22.8.2024].

11  Elke Spanner, Prozess gegen G20-
Gegner. Es geht um mehr als um die 
Steinwürfe am Rondenbarg, in: Die 
Zeit. 9.2.2024; Greulich, Rondenbarg-
Prozess; Schipkowski, G20-Proteste.

12  Dorte Fischer, Die parlamentarische 
und strafrechtliche Aufarbeitung der 
NoG20-Proteste, in: Malthaner/Teune 
(Hrsg.), Eskalation, S. 161 – 181, hier 
S. 173 – 174; Katharina Schipkowski, 
G20-Prozess in Hamburg geplatzt: 
Corona bringt Prozess zu Fall, in: taz, 
27.1.2021; Spanner, Prozess gegen G20-
Gegner; siehe zur rechtspolitischen 
Debatte auch Ulrike Donat u. a., Wir ha-
ben keine Chance, aber wir nutzen sie. 
Versammlungsfreiheit, Polizeigewalt 
und der umkämpfte Rechtsstaat in der 
juristischen Aufarbeitung von G20, in: 
Forschungsjournal Soziale Bewegungen 
36 (2023), H. 2, S. 283 – 297; Katharina 
Schipkowski, G20-Demos in Hamburg: 
Schwarze Kleidung = kriminell, in: taz, 
3.9.2024.
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sammlungsrecht einschränken und damit den öffentlichen Raum für Pro-

test nachhaltig verengen könnte, schrieben dem Rondenbarg an diesem 

Freitagmorgen politische Bedeutung ein. Auch wenn dem Ort selbst in der 

politischen Topografie Hamburgs heute keine weitergehende Relevanz zu-

kommt, gewann der Name „Rondenbarg“ durch diese Ereignisse und ihre 

(rechts-)politischen Folgen eine über Hamburg hinausgehende symbolische 

Bedeutung. 

Schanzenviertel

Von einer politischen Bedeutungslosigkeit des Ortes im Vorfeld konnte beim 

Schanzenviertel keine Rede sein. Es hat – trotz seiner Gentrifizierung – ei-

nen weithin bekannten Ruf als linksalternatives Szeneviertel. Das liegt nicht 

zuletzt an der Roten Flora, einem seit 1989 besetzten Autonomen Kulturzen-

trum. Wie die Hafenstraße gilt das Viertel als ein Symbolort für die radikale 

Linke, dessen Geschichte geprägt ist von Kämpfen um Räume – wie eben um 

die Flora – für eine alternative und politische Kultur. 13 Insofern wundert es 

kaum, dass die Polizei das Viertel als „gefährlichen Ort“ betrachtet. 

Nachdem sich am 7. Juli im Lauf des Nachmittags Teilnehmende vor

angegangener Protestaktionen mit stadtteiltypischem Publikum im südli-

chen Teil des Schanzenviertels in entspannter Stimmung zusammengefun-

den hatten und es am frühen Abend nur kleinere Auseinandersetzungen 

zwischen Kleingruppen und Polizeikräften gegeben hatte, begann sich we-

nig später das Muster der Konfrontationen sichtbar zu verändern. An ver-

schiedenen Orten des Viertels beteiligten sich immer mehr Menschen an 

Ausschreitungen. Vor allem aber eskalierte der Widerstand gegen vorrü-

ckende Polizeikräfte im südlichen Teil des Viertels. Immer wieder mussten 

sich Beamt:innen unter intensivem Bewurf zurückziehen, manche von ih-

nen verletzt. 

Lange scheute die Polizei davor zurück, im Schanzenviertel zu räumen. 

Als der Befehl dazu schließlich kam, ließ er sich kaum mehr umsetzen. Di-

verse Einheiten brachten Vorbehalte gegen ein ungeschütztes Vorgehen vor. 

An der Grenze der Ausschreitungszone stehend, überließen sie das Gesche-

hen weitgehend sich selbst. Plünderungen eines Supermarktes, eines Dro-

geriemarktes und in der Folge noch von mindestens 

sechs weiteren Geschäften hatten bereits begonnen. 

An vielen Stellen brannte teils hastig zusammenge-
13  Matthies/Schuhmacher, Hambur-
ger Wetter.



199Vor Ort

suchtes Material. Erst spät in der Nacht räumten schließlich Spezialkräfte, 

vorgehalten für Anti-Terror-Operationen, die Straßen des Viertels. 

Dass die Polizei vom Ausmaß der Gewalt am Abend des 7. Juli an ge-

rade diesem Ort überrascht wurde, hing nicht zuletzt mit dessen Wahr

nehmung als „eigener“ Ort der linken Szene zusammen. „Die Bereitschaft 

[...] das eigene Viertel zu zerlegen [...] hätte ich mir vorher nicht vorstel-

len können“, erklärten leitende Beamte rückblickend. 14 Der Polizeipräsi-

dent wertete die Ausschreitungen im Schanzenviertel später als eine Art 

„Revanche“ 15 und zog damit eine direkte Linie zu 

den Vorfällen am Rondenbarg und bei der Auflö-

sung der Welcome-to-Hell-Demonstration. 

Die Frage, wie die Hafenstraße, der Rondenbarg 

und die „Schanze“ ihre politischen Bedeutungen 

fortschreiben, gewinnen oder verändern, entschied 

sich in den Hamburger Protesttagen immer wieder 

in spezifischen Auseinandersetzungen zwischen 

Demonstrierenden und Polizist:innen. Gerade im 

Vergleich zueinander zeigt sich, wie elementar es ist, 

14  Ein im Rahmen des Forschungs-
projekts #Mapping NoG20 geführtes 
Interview mit einem Einsatzleiter 
(INT-32001). Ähnlich äußerten sich 
ein Hundertschaftsführer (INT-
32008) und ein leitender Bereit-
schaftspolizist (INT-32009). 

15  Interview mit Polizeipräsident 
(INT-32013).

Brennende Barrikade im Schanzenviertel.  
JouWatch, Wikimedia Commons CC BY-S. 2.0
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hier sensibel für die Historien der betreffenden Orte zu sein und sich 

zugleich damit zu befassen, wie die Eskalationen in Hafenstraße-Nähe, 

am Rondenbarg und im Schanzenviertel in die Protestwoche eingebettet 

waren. Zusammen prägen sie die lokale ebenso wie die überregionale, die 

linke ebenso wie die bürgerliche Erinnerungspolitik zum Hamburger G20-

Gipfel. Wie sie das tun, hängt maßgeblich davon ab, wie die konkreten Aus-

einandersetzungen auf die lokalen Vorgeschichten linken Protests bezogen 

wurden (Hafenstraße und Schanzenviertel) oder überhaupt erst einen 

neuen Erzählstrang umstrittenen Protests ins Leben riefen (Rondenbarg). 

Philipp Brendel ist Mitarbeiter im Archiv des 
Hamburger Instituts für Sozialforschung.

Dr. Thomas Hoebel ist Wissenschaftler am 
Hamburger Institut für Sozialforschung und 
vertritt 2024/25 eine Professur für Soziologie 
an de Universität Bielefeld.

Dr. Stephanie Schmidt ist Kulturanthropologin 
und Wissenschaftliche Mitarbeiterin in der 
Kriminologischen Sozialforschung an der Uni
versität Hamburg.
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■ Die Forschungsstelle für Zeitgeschichte 

in Hamburg dokumentiert ihre umfang

reichen wissenschaftlichen und publizisti-

schen Aktivitäten sowie die Wechsel im 

Team der Mitarbeitenden in einem jährli-

chen Tätigkeitsbericht, der auf der FZH-

Website abrufbar ist. Hieraus stellen wir 

im Folgenden besondere Ereignisse und 

Entwicklungen vor. 

FORSCHUNG IM DIALOG 

Oral History
Besuchsprogramm für jüdische ehemalige 

Bürgerinnen und Bürger Hamburgs 2024

Nicht nur für die Stadt Hamburg, die es 

1965 begann, auch für die Werkstatt der 

Erinnerung ist es seit den 1990er Jahren 

ein Langzeitprojekt: das Besuchspro-

gramm für jüdische ehemalige Bürgerin-

nen und Bürger Hamburgs. Nach einer 

vierjährigen pandemiebedingten Pause 

und erstmals von der Kulturbehörde orga-

nisiert, kamen im Sommer 2024 wieder 

Gäste aus aller Welt zu Besuch in die Stadt. 

Sie sind in Hamburg geboren oder Nach-

kommen von Hamburgerinnen und Ham-

burgern, die, weil sie Juden waren, in der 

NS-Zeit vertrieben oder deportiert worden 

sind. Ein dichtgedrängtes Programm 

stellte den Teilnehmenden aus Israel, Aus-

tralien, USA, Brasilien, Portugal, Argenti-

nien, Großbritannien und der Schweiz die 

Stadt vor und machte sie mit Orten der Er-

innerung der jüdischen Kultur und an die 

NS-Verfolgung bekannt. Die Werkstatt der 

Erinnerung begleitete die Gruppe und 

nahm an einigen Programmpunkten teil. 

Andrea Althaus und Marlene Freytag führ-

ten drei mehrstündige biografische Inter-

views mit Gästen aus Argentinien, USA 

und Brasilien, die nun archiviert sind und 

für ein interessiertes Publikum zur Verfü-

gung stehen. Diese Interviews bereichern 

das Oral-History-Archiv um wertvolle 

mündliche Quellen in einer Sammlung, 

die zum historischen Kern der Werkstatt 

der Erinnerung gehört und aus denen 

bereits etliche Publikationen und Ausstel-

lungen entstanden sind.

Nachrichten 
aus der Forschungsstelle 
für Zeitgeschichte

https://zeitgeschichte-hamburg.de/taetigkeitsbericht-der-fzh.html
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Wissensgeschichte 
des Nationalsozialismus
Die Beobachtung und Interpretation des 

Nationalsozialismus ist so alt wie dieser 

selbst. Die Geschichte des Nationalsozia-

lismus ist daher immer auch eine Ge-

schichte des Wissens über ihn. Diese 

„zweite Geschichte“ des Nationalsozialis-

mus ist seit langem eine wichtige Säule 

der Forschung an der FZH. Unter dem 

Titel „Erfahren, Erkunden, Erkennen. 

Wissensgeschichtliche Perspektiven auf 

den Nationalsozialismus“ haben sich 

Historiker:innen der FZH im Rahmen 

einer Vortragsreihe im Sommersemester 

2024 mit verschiedenen Aspekten der Er-

fahrungs-, Dokumentations- und Deu-

tungsgeschichte des Nationalsozialismus 

beschäftigt. Leben und Werk der Anti

Soziale Bewegungen
Die FZH startete in das Jahr 2024 mit 

der Tagung „Von Aktivismus und Wissen

(schaft). Wissensgeschichten der neuen 

sozialen Bewegungen“. Anna Horstmann 

und Ruth Pope hatten knapp 20 Refe-

rent:innen eingeladen, um an zwei Tagen 

die Bedeutung von Wissen, Gegenwissen, 

alternativem Wissen – die Begrifflichkei-

ten waren Teil der Diskussionen – für die 

sozialen Bewegungen seit den 1970er Jah-

ren auszuloten. Im Mittelpunkt standen 

dabei neben den „großen“ sozialen Bewe-

gungen wie der Frauen- und der Umwelt-

bewegung auch kleinere Gruppen, die 

bisher wenig Aufmerksamkeit erfahren 

haben, zum Beispiel die Gehörlosenbe

wegung. Mit der Tagung knüpfte die FZH 

an zwei bestehende Forschungsschwer-

punkte – die Bewegungsforschung und 

die Wissensgeschichte – an und setzte 

diese produktiv miteinander in Verbin-

dung. Aus den Beiträgen der Tagung wird 

ein Sammelband hervorgehen, der vor

aussichtlich Ende 2025 in der FZH-Reihe 

„Forum Zeitgeschichte“ erscheinen wird. 

Ruth Pope und Anna Horstmann.  
Foto: Maike Raap

Plakat Vortragsreihe „Erfahren, Erkunden, 
Erkennen“
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Kultur und Kulturpolitiken zwischen 1930 

und 1970 zu diskutieren. Der von Yvonne 

Robel initiierte eintägige Workshop diente 

dazu, über Parallelen und Unterschiede 

in vergleichbaren Hamburger Kulturinsti-

tutionen sowie über Netzwerke, kommu-

nikative Zusammenhänge und prägende 

(stadt-)politische Konstellationen ins Ge-

spräch zu kommen. Die innerstädtische 

Vernetzung laufender Forschungsprojekte 

hierzu wird 2025 verstetigt, um mittels 

einzelner Fallbeispiele aus dem kulturel-

len Feld zu einem ausdifferenzierten Bild 

der Hamburger Stadtgesellschaft beizu

tragen.  

Auf dem Workshop stellte Alina Just das 

Anfang April 2024 gestartete Forschungs-

projekt zur Geschichte der heutigen Hoch-

schule für bildende Künste (HfbK) Ham-

burg vor. Das in Kooperation von FZH 

und HfbK bis Mitte 2025 laufende Projekt 

untersucht, wie sich die führende Ham-

burger Kunstinstitution zwischen 1928 

und 1955 veränderte. Es fragt unter ande-

rem, wie diejenigen Personen, die die 

Entwicklung der Kunstschule gestalteten, 

Praktiken des Lernens, Lehrens und Ver-

waltens nach der nationalsozialistischen 

semitismusforscherin Gabriele Reichmann 

und die Berichte zeitgenössischer Diplo-

maten kamen ebenso zur Sprache wie die 

Wahrnehmung des NS-Genozids an Sinti 

und Roma und die frühe Zeitzeugenbefra-

gung am Münchener Institut für Zeitge-

schichte (IfZ). Um die wissenschaftliche 

Praxis und Wissensproduktion am Institut 

für Zeitgeschichte geht es auch in einem 

neuen Forschungsprojekt an der FZH, das 

im Oktober 2024 unter der Leitung von 

Klaus Große Kracht, Kirsten Heinsohn 

und Thomas Großbölting seine Arbeit auf-

genommen hat und von der Deutschen 

Forschungsgemeinschaft finanziert wird. 

Niklas Lenhard-Schramm, seit dem 

1. Oktober Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

an der FZH, befasst sich in diesem Pro-

jekt mit der Gründungs- und Aufbauphase 

des IfZ (1949-1972). Klaus Große Kracht 

erforscht die Geschichte des IfZ von den 

1970er Jahren bis zum Mauerfall.

Kultur in Hamburg 
Im April 2024 trafen sich Hamburger Wis-

senschaftler:innen und Vertreter:innen 

von Kulturinstitutionen an der FZH, um 

über die aktuell florierende Forschung zu Alina Just. Foto: Maike Raap

Niklas Lenhard-Schramm. Foto: Maike Raap
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sagen von Polizei und Staatsgewalt. Die 

Mehrzahl der Vorträge wurde aufgezeich-

net und kann über das Portal „Lecture2go“ 

der Universität Hamburg nachgehört 

werden.

Frauen- und Geschlechtergeschichte
Tagung des Arbeitskreises Demokratie 
und Geschlecht an der FZH
Seit 2017 trifft sich der Arbeitskreis (AK) 

Demokratie und Geschlecht, der am Insti-

tut für Zeitgeschichte in München ins Le-

ben gerufen wurde. Die stellvertretende 

Direktorin der FZH, Prof. Dr. Kirsten Hein-

sohn, gehört zu den Gründungsmitglie-

dern. Im AK organisieren sich Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler, die 

sich aus geschlechterhistorischer Perspek-

tive mit Demokratie und Demokratisie-

rung beschäftigen. Seit Herbst 2022 wird 

ein Verbundprojekt, das aus dem AK ent-

standen ist, seitens der Gerda Henkel 

Stiftung gefördert. „Demokratie und Ge-

schlecht. Konflikte um die Ordnung der 

deutschen Gesellschaft im 20. Jahrhun-

dert“ lautet der Titel.

In September 2024 traf sich der AK erst-

mals für zwei Tage in Hamburg und disku-

Machtübernahme und nach Kriegsende 

veränderten. Es diskutiert individuelle 

Handlungs- und Gestaltungsspielräume 

und beleuchtet die Position der Institu-

tion Kunstschule in der sich wandelnden 

Hamburger Stadtgesellschaft.

HAMREA
Die Arbeiten an dem Forschungsprojekt 

„Hamburg Rechtsaußen. Rechtsextremes 

Gewalt- und Aktionshandeln in, mit und 

gegen die Stadtgesellschaft 1945 bis An-

fang 2000er Jahre“ (HAMREA) schritten 

in 2024 weiter voran. Das Projekt, bearbei-

tet von Kerstin Thieler und Daniel Gerster, 

untersucht die Aktivitäten der extremen 

Rechten in Hamburg vom Kriegsende bis 

zur Jahrtausendwende ebenso wie die po-

litischen und gesellschaftlichen Reaktio-

nen darauf. Erste Ergebnisse des Projekts, 

das zusammen mit der Stiftung Hambur-

ger Gedenkstätten und Lernorte und der 

Landeszentrale für politische Bildung in 

Hamburg durchgeführt wird, wurden im 

Januar in einer Ausstellung im Hambur-

ger Rathaus präsentiert. Im Rahmen die-

ser Ausstellung wurde die Website https://

rechtegewalt-hamburg.de entwickelt, die 

die Inhalte vertieft und durch eine inter-

aktive Stadtkarte sichtbar macht. Der Ein-

ordnung von HAMREA in aktuelle zeithis-

torische Debatten dienten die Beiträge 

der Vortragsreihe „Mehr als eine Rand

notiz. Die extreme Rechte nach 1945“, die 

im Wintersemester in der FZH stattfand. 

Sechs Historiker:innen sprachen unter 

anderem über die Bedeutung von Rassis-

mus und Antisemitismus für das rechte 

Denken und Handeln, über die Entwick-

lung des Rechtsterrorismus und das Ver-

Podiumsdiskussion mit Kerstin Wolff, 
Anna Leyrer, Eva Balz, Kirsten Heinsohn 
(v. l. n. r.). Foto: Maike Raap

https://rechtegewalt-hamburg.de
https://rechtegewalt-hamburg.de
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Die Autorin hat ihr Buch am 4. Juli 2024 

im Gespräch mit Thorsten Jantschek 

(Deutschlandfunk) im Lesesaal der FZH 

einem großen interessierten Publikum 

vorgestellt. 

tierte über ein Promotionsprojekt sowie 

über Texte zum Rahmenthema ländliche 

Gesellschaften in der Weimarer Demo

kratie. Eine gut besuchte Abendveranstal-

tung zum 75. Jahrestag des Gleichstel-

lungsartikels im Grundgesetz rundete die 

erfolgreiche Tagung ab. Auf dem Podium 

diskutierten Dr. Eva Balz (IfZ München), 

Dr. Anna Theresa Leyrer (Universität 

Basel) und Dr. Kerstin Wolff (Archiv der 

deutschen Frauenbewegung Kassel) über 

die Entstehungsgeschichte sowie die am-

bivalenten Entwicklungen der Gleichbe-

rechtigung von Männern und Frauen in 

der Bundesrepublik. 

PUBLIKATIONEN 

In der Reihe „Hamburger Beiträge zur 

Sozial- und Zeitgeschichte“ sind 2024 mit 

den Habilitationsschriften von Yvonne 

Robel und Daniel Gerster zwei neue Bü-

cher erschienen, die an der FZH entstan-

den sind (s. auch das Gespräch der bei-

den Autor:innen in diesem Band). 

Yvonne Robels als „Wahrnehmungsge-

schichte des Nichtstuns in der Bundesre-

publik“ konzipierte Studie „Viel Lärm um 

Nichts“ macht deutlich: Nichtstun bedeu-

tet niemals, nur nichts zu tun. Vom bis-

weilen kulturpessimistischen Räsonieren 

über die Erziehung „der Massen“ zu „ech-

ter Muße“ in den 1950er Jahren bis zu heu-

tigen Debatten über ein bedingungsloses 

Grundeinkommen zeigt sich, dass es im 

Reden über das Nichtstun immer um 

Grundsätzliches geht: um Arbeit, Zeit und 

Konsum, um das Verhältnis des Indivi

duums zu sich selbst und zur Gesellschaft. 
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AUS DER BIBLIOTHEK

Literatur zur Geschichte der 
Westdeutschen Linken 
Aus mehreren Nachlässen konnte die Bi

bliothek im vergangenen Jahr zahlreiches 

Material akquirieren, das die Geschichte 

der westdeutschen Linken von den 1960er 

Jahren bis in die 1980er Jahre dokumen-

tiert. Darunter befindet sich viel graue 

Literatur – exemplarisch sei „Asterix und 

das Atomkraftwerk“ („Plutonium-Verlag“, 

ca. 1979) erwähnt –, aber auch die 

deutschsprachige Fassung der Wochen-

schrift „Pekingrundschau“ oder Ausgaben 

der juristischen Zeitschrift „Rote Robe“. 

Fehlende Jahrgänge der „Kommunisti-

schen Volkszeitung“ konnten in den vor-

Daniel Gerster untersucht Internate in 

bürgerlich-protestantischen Gesellschaf-

ten des 19. und 20. Jahrhunderts als 

„Schulen der Männlichkeit“. In seiner 

vergleichenden Studie geht er der unter-

schiedlichen Bedeutung von Internaten 

in Großbritannien und Deutschland nach 

und zeigt, wie sich in beiden Ländern 

Männlichkeitsideale in der Erziehung an-

gesichts einer vermeintlichen „Krise des 

Mannes“ wandelten. Am Beispiel von aus-

gewählten Schulen wie der englischen 

Public School Harrow und dem deutschen 

Reforminternat Salem arbeitet er Diskre-

panzen zwischen den Idealen und der Pra-

xis vor Ort heraus und legt den Eigensinn 

offen, mit dem Internatsschüler sich ge-

genseitig zum Mann „erzogen“ haben.

Foto: Fabian Hammerl
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Studien zu Prozessen globalen Wandels 

auf städtischer Ebene am Beispiel der 

Danziger Werftindustrie in der Endphase 

des Kommunismus fort.  

Die von der Behörde für Wissenschaft, 

Forschung, Gleichstellung und Bezirke 

geförderten FZH-Fellowships dienen der 

weiteren internationalen Vernetzung und 

der Stärkung des stadtgeschichtlichen 

Schwerpunktes an der FZH. Im Unter-

schied zu den FZH-Fellows der vergange-

nen beiden Jahre waren die Kolleginnen 

und Kollegen 2024 wegen der Kürze ihrer 

Aufenthalte nicht an das Hamburg Insti-

tute for Advanced Study (HIAS) angebun-

den, stellten aber ihre Projekte in den in-

ternen Kolloquien der FZH vor und 

diskutierten ihre Forschungen darüber 

hinaus im informellen Austausch mit den 

wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der FZH.  

Die Aufenthalte der Gastwissenschaft-

lerinnen und Gastwissenschaftler an der 

FZH werden von Christoph Strupp koor

diniert.

handenen Bestand eingearbeitet werden. 

Der an sich schon gut sortierte Bestand 

zur Geschichte der westdeutschen Linken 

konnte durch diese Neuerwerbungen 

sinnvoll ergänzt und erweitert werden. 

FELLOWS

FZH-Fellowships
Im Jahr 2024 waren an der FZH erneut 

internationale Gastwissenschaftlerinnen 

und Gastwissenschaftler tätig. Im Rah-

men  der FZH-Fellowships in Contempo-

rary Urban History hielt sich vom 1. bis 

30. April Dr. Janine Schemmer vom Insti-

tut für Kulturanalyse der Alpen-Adria-

Universität Klagenfurt (Österreich) bei 

uns auf und setzte ihre Forschungen zum 

„Konfliktfeld Kreuzfahrtstadt. Verräum

lichung der Kreuzfahrtindustrie in der 

nördlichen Adria“ fort. Das Projekt unter-

sucht die Praktiken, die hinter dem Dis-

kurs über die Reisen mit Kreuzfahrtschif-

fen und deren ökologischen, sozialen und 

kulturellen Auswirkungen auf die Städte 

stehen, indem es die Materialisierung und 

Verräumlichung der Kreuzfahrtindustrie 

am Beispiel der drei Schauplätze Venedig, 

Monfalcone und Triest aus kulturanalyti-

scher Sicht beleuchtet.  

Im September war Dr. Anastasia 
Bozhenko (Dept. of Ukrainian Studies, 

Philosophical Faculty, V. N. Karazin 

Kharkiv National University) an der FZH 

zu Gast. Sie arbeitete in Hamburg über 

sozialistischen Städtebau in der Ukraine. 

Im Oktober und November war Prof. Dr. 
Piotr Perkowski von der Universität Dan-

zig (Polen) FZH-Fellow und setzte seine 

Janine Schemmer. Foto: Maike Raap
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S. 15, Daniel Schulz, Wir waren wie Brüder,  
Zürich/Hamburg: Nagel und Kimche 2023.

S. 18, Konzert Zionskirche Ostberlin, 17.10.1987, 
Foto: Erik Weiss.

S. 20, Karl Heinz Heinemann / Wilfried Schubarth 
(Hrsg.), Der antifaschistische Staat entläßt seine 
Kinder, Köln: Papyrossa-Verlag 1992.

S. 33, Erdtank auf dem Stoltzenberg-Gelände, 
Staatsarchiv Hamburg, 136-1, Nr. 362. 

S. 37, Betrieb Boehringer 1979, Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
Hamburg.

S. 41, Protest vor dem Werkstor Boehringer, 1984, 
Bergedorfer Zeitung / Hamburger Abendblatt. 

S. 45, Kippbetrieb in Georgswerder, ca. 1970, 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft Hamburg.

S. 49, Energieberg Georgswerder, Mediaserver 
Hamburg / Konstantin Beck.

S. 52, Filmstill aus: Reimers, VII 
Bundeswahlkampf 1972, Minute 4:19. Bereitgestellt 
durch die TIB Hannover, CC 3.0 Deutschland.

S. 54, Modell IWF, Foto: Werner Große.

S. 63, Filmstill aus: Reimers, VII 
Bundeswahlkampf 1972, Minute 20:11. 
Bereitgestellt durch die TIB Hannover, CC 3.0 
Deutschland.

S. 65, Filmstill aus: Reimers, VII 
Bundeswahlkampf 1972, Minute 25:43. 
Bereitgestellt durch die TIB Hannover, CC 3.0 
Deutschland.

S. 67, Filmstill aus: Reimers, VII 
Bundeswahlkampf 1972, Minute 10:45. 
Bereitgestellt durch die TIB Hannover, CC 3.0 
Deutschland.

S. 71, Deutscher Katholikentag in Essen 1968, 
Archiv der Evangelischen Kirche im Rheinland / 
Hans Lachmann.

S. 72, Büro des „Kritischen Katholizismus“ auf 
dem Deutschen Katholikentag in Essen 1968, 
Archiv der Evangelischen Kirche im Rheinland / 
Hans Lachmann.

S. 78, Fritz Leist / Marielene Leist: Sie entschieden 
nach ihrem Gewissen, 47 katholische Ehepaare 
berichten über ihren Gewissensentscheid zur 
Geburtenregelung, München: Rex-Verlag 1969.

S. 86, Percy Ernst Schramm, 1961/62, Staatsarchiv 
Hamburg, 622-1/151, L 319. 

S. 95, Der Spiegel, 19 (1964), H. 5, Cover und S. 40.

S. 103, 107, 108, 113, alle Fotos: Maike Raap. 

S. 123, Konzert Microphone Mafia, Lemwerder, 
7.2.2018, Foto: Gine Seitz, FZH-Archiv, BA 006 
(Bejarano, Esther) o. Sign. BEGU_2018. 

S. 125, Schülerbrief aus der Marie-Kahle-
Gesamtschule Bonn, anonymisiert, ohne Datum, 
FZH-Archiv, BA 006 (Bejarano, Esther), 174 Bd. 
1/6_ Schülerzuschrift, anonymisiert.

S. 126, Entwürfe für Ansprachen und 
Redebeiträge, ohne Datum, FZH-Archiv, BA 006 
(Bejarano, Esther), 109_Entwürfe_EB_oD. 

S. 128, Veranstaltung in Stade, 29.6. 2012, Foto: 
Jürgen Kotisa, FZH-Archiv BA 006 (Bejarano, 
Esther) o. Sign. Stade_2012.

S. 129, Kladde mit Liedtexten und Entwürfen für 
Ansprachen, ohne Datum, FZH-Archiv, BA 006 
(Bejarano, Esther), 109_Lied und Text EB_oD.

S. 135, Hamburger Morgenpost, 21.4.1993, S. 14/15, 
Staatsarchiv Hamburg, 441-2_601.

S. 136, Grieben-Stadtplan von 1933, Staats- und 
Universitätsbibliothek Hamburg, Kt 2003/1025.

S. 144, Staatliche Pressestelle I-IV, Nr. 7811, 
Hamburger Anzeiger vom 1.11.1938, Staatsarchiv 
Hamburg, 135-1 I-IV. 

S. 145, Staatliche Pressestelle I-IV, Nr. 7811, 
Hamburger Tageblatt vom 15.10.1938, Staatsarchiv 
Hamburg, 135-1 I-IV.
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S. 147, Anordnung von Bürgermeister Petersen, 
16. Mai 1945, Staatsarchiv Hamburg 131-1 II_2673.

S. 149, Petition von Anwohner:innen, Juni 1945, 
Staatsarchiv Hamburg 131-1 II_2673.

S. 154, Karte Wohnbaugebiet Lohbrügge-Nord, 
ca. 1965, Staatsarchiv Hamburg 443-1 II_424.

S. 160, Eingangsgestaltung des Geschichtsorts 
Stadthaus, Mai 2024. Foto: Christine Eckel 
(Stiftung Hamburger Gedenkstätten und 
Lernorte).

S. 165, „Das Stadthaus im Nationalsozialismus. 
Eine Zentrale des Terrors“ Ausstellung in der 
Buchhandlung Lesesaal. Foto: Hamburger 
Morgenpost, Aufnahme: 29.1.2020.

S. 170, Schaufenstergestaltung des Geschichtsorts 
Stadthaus, 2020 und 2023, Fotos: Kati Jurischka, 
Clara Mansfeld (Stiftung Hamburger Gedenk
stätten und Lernorte).

S. 171, Bernhard Esser, Foto: Iris Groschek 
(Stiftung Hamburger Gedenkstätten und 
Lernorte).

S. 172, Schaufenstergestaltung durch die Initiative 
Gedenkort Stadthaus, Oktober 2023. Foto: 
Christine Eckel (Stiftung Hamburger Gedenk
stätten und Lernorte).

S. 178, Versorgungsheim Farmsen, um 1930, 
Staatsarchiv Hamburg 720-1/343-1/L0001240.

S. 180, Fotoalbum „Bilder typischer Bewahrfälle“, 
Staatsarchiv Hamburg, 351-10 I, StW 31.30.

S. 183, Schaubild „Die Wohlfahrtsanstalten der 
Hansestadt Hamburg“, Bundesarchiv, R 3001, 
20950, Bl. 18–22, hier Bl. 22.

S. 192 links, Stoffbanner Porträt von Erna 
Nakoinzer, Foto: Andrea Lang Photography / 
fotografiehamburg.de.

S. 192 rechts, Stoffbanner Porträt von 
Willy Böhme, Foto: Ingo Wille. 

S. 195, „Welcome-to-Hell“-Demonstration,  
Foto-Archiv-Kollektiv im Archiv der Sozialen 
Bewegungen, Hamburg.

S. 196, Demonstration zum „Rondenbarg-Prozess“, 
picture alliance / rtn – radio tele nord / rtn, frank 
bründel.

S. 199, Barrikade Schanzenviertel, JouWatch CC 
BY-SA 2.0.

S. 202, Ruth Pope (links), Anna Horstmann,  
Foto: Maike Raap.

S. 202, Plakat Vortragsreihe, Gestaltung: Lichten 
Kommunikation und Gestaltung.

S. 203, Niklas Lenhard-Schramm, Foto: 
Maike Raap.

S. 203, Alina Just, Foto: Maike Raap.

S. 204, Podiumsdiskussion 26.9.2024, Foto: 
Maike Raap.

S. 205, Yvonne Robel, Viel Lärm um nichts, Eine 
Wahrnehmungsgeschichte des Nichtstuns in der 
Bundesrepublik, Göttingen: Wallstein Verlag 2024.

S. 205, Daniel Gerster, Schulen der Männlichkeit, 
Internatserziehung und bürgerliche Gesellschaft 
in Großbritannien und Deutschland 1870 – 1930, 
Göttingen: Wallstein Verlag 2024.

S. 206, U. Raub (Zeichnung) / G. Druck (Text), 
Asterix und das Atomkraftwerk, Verlag Plutonium, 
[ca. 1979], FZH-Bibliothek I Oq 51, Foto: Fabian 
Hammerl.

S. 207, Janine Schemmer, Foto: Maike Raap.
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Esther Bejarano in ihrer Boutique Sheherazade, Hamburg 1981. 

Foto: Mihaly Moldvay. FZH-Archiv


